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1. EINLEITUNG

Litauen und Estland weisen als Ergebnis von Fremdherrschaft, Migration und der Komple-

xität ihrer historischen Entwicklung eine multiethnische Gesellschaft auf. Die RussInnen 

stellt hierbei die größte Minderheit in beiden Ländern dar. (vgl. O´Connor 2006: 5)

Estland gehörte von 1940 bis 1991 der Sowjetunion an. In dieser Zeit wurden die EstInnen 

in ihrem Land politisch als Minderheit betrachtet. Im Gegensatz dazu stellten die RussIn-

nen durch die gezielte Russifizierungspolitik der Sowjetunion die dominierende Nationali-

tät dar. Dieser Rollentausch zwischen EstInnen und Nicht-EstInnen brachte Reibungen und 

Herausforderungen in den Beziehungen zwischen Mehrheit und Minderheit mit sich. (vgl. 

Geistlinger/Kirch 1995: 7ff.; zit.  nach Pan 2006: 128) Es kam zur Herausbildung einer 

nennenswerten russischsprachigen Minderheit, da zahlreiche EinwanderInnen aus anderen 

Sowjetrepubliken nach Estland gebracht wurden. Als Folge dessen bestand im Jahr 1989 

über ein Drittel der Bevölkerung Estlands aus Minderheiten. (vgl. Uiopuu 1994: 27; zit. 

nach Pan 2006: 129) Der Großteil der EinwanderInnen gebrauchte Russisch als Mutter-

sprache, weshalb sie häufig der russischen Minderheit zugerechnet wurden. (vgl. Estonia 

Report 1999: 11; zit. nach Pan 2006: 129)

Litauen hingegen war während der sowjetischen Besatzungszeit in einem weitaus geringe-

ren Umfang das Ziel von ZuwanderInnen aus anderen Sowjetrepubliken. Der Anteil der 

russischsprachigen Bevölkerung stieg lediglich  in  den ersten Jahren nach dem Zweiten 

Weltkrieg stärker an. (vgl. Schmidt 2005: 12) Im Jahr 1989 verzeichnete Litauen schließ-

lich einen Anteil der russischsprachigen Bevölkerung von 9,4 %. (vgl. Schmidt 1993: 100)

In beiden Ländern lassen sich seit der wiedererlangten Unabhängigkeit  unterschiedliche 

Probleme hinsichtlich der Integration der russischsprachigen Minderheit feststellen, welche 

sich in den Bereichen der politischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Integration 

widerspiegeln. Dabei weist Estland deutlich stärkere Probleme in der Integration der rus-

sischsprachigen Minderheit auf. Ein Grund hierfür liegt u.a. in der hohen Anzahl an Nicht-

StaatsbürgerInnen in Estland. Folglich gibt es Bemühungen, die Nicht-EstInnen in die est-

nische Gesellschaft zu integrieren: (vgl. Pan 2006: 130f.)

Unter Integration ist  die Einbeziehung der Nicht-EstInnen in das 
gemeinschaftliche Leben auf allen Stufen zu verstehen, damit sie an 
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der estnischen Kultur und Gesellschaft voll teilhaben können, ohne 
jedoch ihre ethnische Identität zu wechseln. (vgl. Pan 2006: 131)

Die vorliegende Arbeit untersucht vordergründig die soziale und kulturelle Integration der 

russischsprachigen Minderheit in Litauen und Estland. Um feststellen zu können, worin die 

signifikanten Unterschiede zwischen Estland und Litauen liegen, bedient sich diese Arbeit 

einer genaueren Analyse der Kategorien Staatsbürgerschaft, Bildung, Sprache und Medien. 

Ziel dieser Arbeit ist es, eine detaillierte und wissenschaftlich fundierte Analyse der Unter-

schiede im Bereich der kulturellen und sozialen Integration der russischsprachigen Minder-

heit in Litauen und Estland durchzuführen. Im Besonderen ist hierbei anzumerken, dass die 

Entwicklung der russischen Minderheit im jeweiligen Land unterschiedlichen historischen 

Entwicklungsprozessen unterworfen ist und dieser Aspekt auch in der Analyse ihren be-

rechtigten Platz finden soll.

Die Analyse des Themas folgt der Methode der vergleichenden Literaturstudie, die sowohl 

Primär- als auch Sekundärliteratur umfasst. Zusätzlich werden verschiedene Internetquel-

len und -dokumente für eine detaillierte Untersuchung herangezogen, welche aktuelle Da-

ten und Zahlen im Bereich der Demografie und der Gesetzeslage beinhalten und wesentli-

che Veränderungen der letzten Jahren im Bereich der Integrationspolitik aufzeigen. Dies 

betrifft vor allem allgemeine Dokumente von europäischen Institutionen, wie z.B. der Eu-

ropäischen Kommission, und Neuregelungen in der Gesetzeslage sowie Verbesserungsvor-

schläge hinsichtlich der Integrationspolitik durch die litauische und estnische Regierung, 

welche die Integration von Minderheiten insbesondere in Estland fördern soll.

Zahlreiche nennenswerte AutorInnen und Publikationen befassten sich in der Vergangen-

heit mit dem Thema der Minderheiten in den baltischen Ländern und mit den Problemen, 

die sich durch historische, politische und soziale Aspekte vor allem für die in Estland le-

bende russischsprachige Minderheit in Bezug auf die soziale und kulturelle Integration er-

gaben. Trotz neuer Gesetzesentwürfe und Regelungen, durch die sich die Situation für die 

russischsprachige Minderheit in Estland in einigen Bereichen bis zu einem gewissen Grad 

verbessern konnte, weist das Thema der sozialen und kulturellen Integration der russisch-

sprachigen Minderheit besonders in Estland nach wie vor großes Forschungspotential auf. 

Diverse AutorInnen versuchen anhand gezielter  Analysen,  Beiträge  und vergleichender 
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Studien sowohl die Ursachen für die Problematik zu identifizieren als auch Lösungsansätze 

für eine bessere soziale und kulturelle Integration der russischsprachigen Minderheit  zu 

finden. Im Hinblick darauf wird in dieser Arbeit ein Vergleich mit Litauen erstellt, um auf-

zuzeigen, welche Gründe dazu beitrugen, dass die Integration von Minderheiten in Litauen 

im Gegensatz zu Estland besser funktionierte und welche Veränderungen notwendig sind, 

um die soziale und kulturelle Integration der russischsprachigen Minderheit in Estland zu 

verbessern.

Im Zuge der Recherche ergaben sich folgende Fragestellungen, deren Beantwortung sich 

diese Arbeit zum Ziel setzt:

• Welche Unterschiede lassen sich hinsichtlich der sozialen und kulturellen In-

tegration der russischsprachigen Minderheit in Litauen und Estland erkennen 

und in welchen Bereichen stellen diese die größte Problematik dar?

• Inwieweit beeinflusst die unterschiedliche historische Entwicklung Litauens 

und  Estlands  die  soziale  und  kulturelle  Integration  der  russischsprachigen 

Minderheit im jeweiligen Land?

• Wie und inwieweit beeinflussen internationale Richtlinien und Verträge den 

Schutz von nationalen Minderheiten in Litauen und Estland?

Für die Beantwortung dieser Fragestellungen gilt es vorab, dem/der LeserIn eine themati-

sche Einführung zu bieten, welche im Kapitel „Grundlagen und Definitionen“ durch die 

Beschreibung der demografischen Entwicklung erfolgt.  Aufgezeigt  wird,  wann sich die 

russischsprachige Minderheit in Litauen und Estland herausbildete und welchen Einfluss 

sie auf die ethnische Zusammensetzung der beiden Länder ausübte. Die Minderheitenrech-

te und der Minderheitenschutz stellen einerseits den grundlegenden Aspekt für die soziale 

und kulturelle Integration von Minderheiten in Litauen und Estland dar. Auf internationaler 

Ebene betrachtet werden durch die Darstellung des Minderheitenschutzes andererseits die 

Richtlinien dargelegt, welche dem Schutz von Minderheiten in Litauen und Estland dienen.

Das nächste Kapitel analysiert die unterschiedliche historische Entwicklung Litauens und 

Estlands, um in den folgenden Kapiteln zu klären, inwieweit unterschiedliche historische 
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Gegebenheiten die  die soziale und kulturelle Integration in den Bereichen der Staatsbür-

gerschaft, Bildung, Sprache und Medien beeinflussten und prägten.

Die soziale Integration, die eines der beiden Hauptkapitel dieser Arbeit darstellt, beschreibt 

ausführlich die Staatsbürgerschaftspolitik in Litauen und Estland, welche als rechtliche Ka-

tegorie einen wesentlichen Einfluss auf das soziale Phänomen der Integration ausübt. Vor 

allem Estlands  restriktive  Staatsbürgerschaftspolitik  führte  zu  maßgeblichen  Problemen 

hinsichtlich der sozialen Integration der russischsprachigen Minderheit.

Die kulturelle Integration als zweites Hauptkapitel konzentriert sich auf die Bereiche der 

Bildung, der Sprache und der Medien. Durch die Analyse des Bildungswesens im unab-

hängigen Litauen und Estland, welches in einer Wechselwirkung zur sprachlichen Integra-

tion steht, werden Probleme sichtbar, die vor allem in Estland eine kulturelle Integration 

der russischsprachigen Minderheit in das gesellschaftliche Leben beeinträchtigen.

Der Untersuchung der Sprachpolitik in Litauen und Estland kommt eine besondere Bedeu-

tung hinsichtlich der Integration von MigrantInnen bzw. Minderheiten zu, da sie die Basis 

für eine weiterführende Integration auf mehreren Ebenen, wie z.B. Bildung, Arbeit, Kon-

taktaufnahme usw. bildet.

Der Vergleich der Medienlandschaft am Beispiel der Printmedien und der elektronischen 

Medien in Litauen und Estland analysiert den Zusammenhang zwischen Medien und kultu-

reller Integration der russischsprachigen Minderheit in beiden Ländern.

Das abschließende Kapitel fasst die wichtigsten und größten Unterschiede der sozialen und 

kulturellen Integration der russischsprachigen Minderheit in Litauen und Estland zusam-

men, welche sich aufgrund des Vergleichs der historischen Entwicklung, der jeweiligen 

Gesetzgebungen hinsichtlich Staatsbürgerschaft,  Bildung, Sprache und Medien und auf-

grund anderer unterschiedlicher Faktoren herausbildeten.
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1.1. Thematischer Rahmen und Eingrenzung der Begrifflichkeiten „soziale In-

tegration“ und „kulturelle Integration“

Sowohl die wissenschaftliche Forschung als auch die Politik verstehen die Integration von 

ImmigrantInnen in die Gesellschaft des Immigrationslandes als Voraussetzung für ein kon-

fliktfreies Miteinander-Leben und als den Anspruch, der sich an beide, die Mehrheitsge-

sellschaft  und die ImmigrantInnen richtet.  (vgl.  Pelinka/Amesberger/Halbmayr  2000: 1) 

Die  wissenschaftliche  Literatur  unterscheidet  zwischen  mehreren  Modellen  der 

Integration , die  von „Assimilation“ bis hin zur Förderung der Beibehaltung des „Frem-

den“ reichen. (vgl. Pelinka/Amesberger/Halbmayr 2000: 1)

Bauböck stellt die umfassende Integration, die aus den vier Dimensionen der Aufenthalts-

integration und der politischen, sozialen und kulturellen Integration besteht, als die alterna-

tive Version der Assimilation1 gegenüber. Laut Bauböck kann eine umfassende Integration 

nur erreicht  werden,  sofern die  verschiedenen Dimensionen von Integration  erfolgreich 

miteinander kombiniert werden. Eine erfolgreiche Einwanderungs- und Integrationspolitik 

kann nur gewährleistet werden, indem sie ImmigrantInnen als Mitglieder der aufnehmen-

den Gesellschaft  behandelt  und ihnen in  allen  Bereichen des  sozialen  Lebens gleichen 

Schutz und gleichen Respekt gewährt wie den Einheimischen. (vgl. Bauböck 1993: 43f.)

Generell werden in der wissenschaftlichen Literatur meist drei gesellschaftspolitische Be-

reiche von Integration festgelegt: die rechtliche, die sozioökonomische und die kulturelle 

Integration.  Die sozioökonomische Integration beinhaltet  u.a. den Zugang zum Arbeits-

markt,  Wohnungsmarkt  und  zum  Bildungssystem.  (vgl.  Pelinka/Amesberger/Halbmayr 

2000: 11)

Die kulturelle Integration, die es von Assimilation zu unterscheiden gilt, umfasst laut Bau-

böck folgende zwei Stränge: Einerseits wird die kulturelle Integration hauptsächlich vom 

Ausmaß der ökonomischen und rechtlichen Integration determiniert, während eine zweite 

Gruppe die Meinung vertritt, dass es durch eine rechtliche Gleichstellung zu einer Ausdif-

ferenzierung  von  Identitäten  kommt  (vgl.  Bauböck  19992;  zit.  nach 

1Die “ Integration der ImmigrantInnen“ wird oft als das Verlangen interpretiert, dass sich Einwanderer an die  
herrschenden  Normen  und  Werte  der  Gesellschaft,  die  sie  aufgenommen  hat,  anpassen  sollten,  um 
Integration zu erreichen. (vgl. Bauböck 1993: 31) Laut Bauböck stellt diese Sichtweise ein sehr beschränktes  
Verständnis von Integration dar, „welches für moderne demokratische Gesellschaften und zeitgenössische 
Migrationsmuster inadäquat geworden ist. (Bauböck  1993: 31)
2vgl. Interview mit Rainer Bauböck, geführt am 10. 12. 1999.
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Pelinka/Amesberger/Halbmayr 2000: 11) und „sich soziale, politische und kulturelle Eliten 

herausbilden, die auch versuchen, ihre eigenen Gruppen zu mobilisieren“. (Bauböck 1999; 

zit. nach  Pelinka/Amesberger/Halbmayr 2000: 11)

Fuchs unterscheidet hinsichtlich der kulturellen Integration eine sachliche und eine soziale 

Dimension: (vgl. Fuchs 1999: 11)

• Die  sachliche  Dimension  bezeichnet  die  Kohärenz  einer  bestimmten  Menge  an 

Werten, wodurch ein Muster, eine Einheit oder ein Ganzes gebildet wird. Der Be-

zug wird je nach der Definition von Kultur auf ein historisch gewachsenes kollekti-

ves Gedächtnis oder auf das aktuelle Bewusstsein der Mitglieder der gesellschaftli-

chen Gemeinschaft gelegt.

• Die soziale Dimension beschreibt das Ausmaß, in dem sich die Mitglieder einer ge-

sellschaftlichen Gemeinschaft an ein bestimmtes Wertemuster binden.

Wie sich feststellen lässt, werden in der wissenschaftlichen Literatur und von AutorInnen, 

die sich mit dem Thema der Integration befassen, verschiedene Dimensionen unterschie-

den, welche dem Begriff der Integration untergeordnet sind, jedoch immer in Relation zu-

einander stehen und nur in ihrer Gesamtheit eine umfassende Integration ermöglichen. Oft-

mals wird hierbei die kulturelle Integration als Teil der sozialen Integration begriffen. Die-

se Arbeit befasst sich ausschließlich mit einer detaillierten Analyse der sozialen und kultu-

rellen Integration in einem jeweils eigenen Kapitel. Die kulturelle Integration wird als Di-

mension der sozialen Integration begriffen, stellt aber aufgrund der Reichweite der Unter-

suchung ein eigenes Hauptkapitel dar, wobei die Bereiche der Staatsbürgerschaft, Sprache, 

Bildung und Medien einander bedingen und beeinflussen.

16



1.2. Theoretische Überlegungen zum Begriff der „russischsprachigen Minder-

heit“

Bevor sich der Ausdruck „russischsprachige Bevölkerung“ etablierte, wurde der Begriff 

mehrmals  abgeändert.  Laitin  ist  der Ansicht,  dass sich „Russischsprachige“ oftmals  als 

Personen oder eine Gemeinschaft bezeichnen, aber niemals als eine Nationalität. Die Be-

zeichnungen „Bevölkerung“, „Personen“ und „Gemeinschaft“ deuten darauf hin, dass der 

Begriff „russischsprachig“ auf keinen nationalen Entwurf abzielt. (vgl. Laitin 1998: 265)

Obwohl die RussInnen die größte nationale Minderheit in Litauen und Estland seit ihrer 

Unabhängigkeit darstellen, ist ihre Identität als eigenständig betrachtete Kultur unklar, da 

viele der Menschen, die der russischen Minderheit zugerechnet werden, in Wirklichkeit ein 

ukrainisches, weißrussisches oder gemischtes Kulturerbe besitzen. O´Connor zufolge wird 

demnach vielmehr der Begriff „Russischsprachige“ benutzt, welcher neben den RussInnen 

auch Angehörige der ukrainischen, weißrussischen  usw. Minderheit umfasst. (vgl. O´Con-

nor 2006: 5)

In Estland werden laut Rimbach alle Nicht-Estinnen seit der Unabhängigkeit  unter dem 

Terminus „Russischsprachige“ zusammengefasst:

Dieser russische Terminus bezieht sich auf die ethnischen Russen 
sowie Mitglieder anderer Nationalitäten, die sich sprachlich, kultu-
rell – und oft auch politisch – mit den Russen und Russland identi-
fizieren. (Bungs 1998: 52; zit. nach Rimbach 2009: 93)

Der Begriff „russischsprachige Minderheit“ beinhaltet in dieser Arbeit sowohl Angehörige 

der russischen Minderheit als auch Mitglieder anderer Minderheiten, wie z. B. der ukraini-

schen und weißrussischen Minderheit, die in Litauen und Estland leben und deren Mutter-

sprache Russisch ist.
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2. GRUNDLAGEN UND DEFINITIONEN

Dieses Kapitel liefert die Grundlagen für die Analyse der sozialen und kulturellen Integra-

tion der russischsprachigen Minderheit in Litauen und Estland.

Während die soziale Integration in Anlehnung an den Begriff der „Sozialintegration“ dar-

gestellt wird, wird kulturelle Integration nicht näher definiert, da sie im Allgemeinen als 

eine der Dimensionen gilt, die dem Begriff der „Sozialintegration“ zugerechnet werden.

Um zu verstehen, wann und durch welche Einflüsse sich die russischsprachige Minderheit 

in beiden Ländern herausbildete, ist eine Darstellung der demografischen Entwicklung not-

wendig. Des Weiteren muss geklärt werden, durch welche Rechte Minderheiten sowohl in 

Litauen und Estland als auch auf internationale Ebene geschützt werden bzw. durch welche 

internationalen Verträge und Mitgliedschaften sich Litauen und Estland zum Schutz ihrer 

Minderheiten verpflichten. 

2.1. Eine Annäherung an den Begriff der „Sozialintegration“

Die  Definition  des  Begriffs  Integration  innerhalb  der  Sozialwissenschaften  weist  laut 

Fuchs eine theoretisch-konzeptionelle Unschärfe auf: (vgl. Fuchs 1999; zit. nach Schaal 

2001: 221)

In der Regel wird ein intuitives Verständnis von Integration im Sinne der 
Zusammenführung einzelner Teile, dessen Ganzes mehr ist als die Sum-
me seiner Teile, vorausgesetzt. (Schaal 2001: 221)

Zu VertreterInnen, die einen expliziten Begriff von Integration entwickelten, gehören u.a. 

David Lockwood, Talcott Parsons, Jürgen Habermas, Richard Münch, Dieter Fuchs und 

Bernhard Peters. (vgl. Schaal 2001: 1999)

Unter dem allgemeinen Begriff der  Integration versteht Esser die Existenz von systemi-

schen Beziehungen von Teilen zueinander und in Abgrenzung zu einer Umgebung, woraus 

diese Beziehungen auch bestehen. (vgl. Esser 2000: Kapitel 6; zit. nach Esser 2006: 23) 

Aus dieser Definition gehen deutlich zwei Einheiten hervor, das „System“ als Ganzheit 
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und die „Teile“, die es bilden. (vgl. Esser 2001: 40) In Anlehnung an Lockwood unter-

scheidet Esser folglich zwischen zwei Sichtweisen des Identitätsbegriffes: (vgl. Lockwood 

19643: 246; zit. nach Esser 2001: 3)

• Sozialintegration  beschreibt die Integration der AkteurInnen bzw. der von ihnen 

gebildeten Gruppen „in“ das soziale System hinein.

• Systemintegration  bezieht sich auf die Integration des Systems einer Gesellschaft 

als Ganzheit.

Die Sozialintegration,  unterscheidet  vier  verschiedenen Dimensionen:  (vgl.  Esser  2006: 

26)

• die Kulturation als die Übernahme von Wissen, kulturellen Vorstellungen und Nor-

men;

• die Platzierung als der Erwerb und die Gewährung von Rechten, der Zugang zu In-

stitutionen und die Positionierung in bestimmten Bereichen wie z.B. Bildung, Woh-

nen;

• die Interaktion als die Aufnahme sozialer Beziehungen und die Inklusion in famili-

äre Zusammenhänge und Netzwerke und

• die  Identifikation als Entwicklung einer emotionalen Zuwendung zum jeweiligen 

sozialen System.

Die soziale Integration von ZuwanderInnen bzw. MigrantInnen spielt sich in diesen Di-

mensionen ab,  welche voneinander  abhängig sind,  einander bedingen und beeinflussen. 

MigrantInnen weisen eine Zugehörigkeit zu zwei sozialen Systemen auf, dem des Aufnah-

melandes und dem der ethnischen Umgebung im Aufnahmeland.  Daraus folgend werden 

vier Fälle in Bezug auf die Sozialintegration unterschieden: (1) Die Mehrfachintegration in 

beide Kontexte, (2) die Marginalität als das Fehlen von Sozialintegration, (3) die Assimila-

tion4 als die Sozialintegration in das Aufnahmeland und (4) die Segmentation als die So-

3vgl. Lockwood, David (1964): Social Integration and System Integration. In: Zollschan, George K.)/Hirsch, 
Walter (Hrsg.) (1964): Explorations in Social Change. London. S. 246..
4Die  Assimilation  kann  laut  Esser  analog  zu  den  vier  Dimensionen  der  Sozialintegration  nach  einer 
kulturellen,  einer  strukturellen,  einer  sozialen und einer  emotionalen Assimilation unterschieden  werden.  
(vgl. Esser 2001: 73)
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zialintegration in die ethnische Gruppe, aber nicht in die Aufnahmegesellschaft. (vgl. Esser 

2001: 73)

2.2. Die demografische Entwicklung

Die Darstellung der demografischen Entwicklung in Litauen und Estland dient als Basis 

für das  Verständnis, wie sich die gezielte Migrationspolitik der Sowjetunion auf die ethni-

sche Zusammensetzung der beiden Ländern auswirkte, um in den folgenden Kapiteln die 

Folgen und Probleme, die sich dadurch vor allem für die russischsprachige Minderheit im 

Bereich der Staatsbürgerschaft, der Bildung, der Sprache und der Medien ergaben, klären 

zu können.

2.2.1. Die demografische Entwicklung in Litauen

Litauen weist eine vielfältige ethnische Zusammensetzung seiner Bevölkerung auf. Neben 

den  LitauerInnen,  die  die  Mehrheitsbevölkerung  darstellen,  leben  russische,  polnische, 

weißrussische ukrainische,  jüdische,  deutsche und VertreterInnen von anderen Nationen 

seit Jahrhunderten in Litauen. (vgl. The Ministry of Education and Science of the Republic 

of Lithuania 2003/2004: 26)

Bis zum Jahr 1959 stieg der Anteil der russischsprachigen Bevölkerung aufgrund der Ver-

luste der litauischen Bevölkerung durch den Krieg und die Deportationen und eine poli-

tisch motivierte Zuwanderung auf 8,5 %. Der Anteil stieg aber bis zum Jahr 1989 nur ge-

ringfügig weiter auf 9,4 % an. Als Gründe werden angegeben, dass sowohl die geringere 

Industrialisierung Litauens aufgrund der ungünstigen Verkehrslage und des Mangels an 

Rohstoffen als auch eine hohe Geburtenrate, wodurch Litauen weniger Arbeitskräfte benö-

tigte, dafür verantwortlich waren. Hinzu kam, dass Litauen aufgrund seines geringeren Le-

bensstandards  weniger  attraktiv  für  ZuwanderInnen  aus  den  anderen  Sowjetrepubliken 

war. (vgl. Schmidt 1993: 100)

Ein Teil der ukrainischen und weißrussischen Bevölkerung kam erst während der Sowjet-

Zeit nach Litauen. Angehörige der polnischen Bevölkerung hingegen lebten bereits in der 
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Zwischenkriegszeit in Litauen oder zählten zu deren Nachfahren. Andere Minderheiten der 

Zwischenkriegszeit fallen numerisch kaum ins Gewicht. (vgl. Schmidt 1993: 100f.)

Der Anteil von LitauerInnen ist in den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg leicht gesun-

ken, jedoch stellten die LitauerInnen mit ca. 2,9 von 3,69 Millionen EinwohnerInnen (79,6 

%) laut der Volkszählung von 1989 die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung dar. (vgl. 

The Baltic States 19915: 176-178; zit. nach Schmidt 1993: 100)

Die folgende Tabelle veranschaulicht den prozentuellen Anteil der Nationalitäten an der li-

tauischen Gesamtbevölkerung laut dem Zensus von 1989 und dem von 2001:

Nationalität Bevölkerung (%) 1989 Bevölkerung (%) 2001
Gesamtbevölkerung 100,0 100,0
LitauerInnen 79,6 83,4
RussInnen 9,4 6,3
PolInnen 7,0 6,7
WeißrussInnen 1,7 1,2
UkrainerInnen 1,2 0,7
JüdInnen 0,3 0,1
LettInnen 0,1 0,08
Deutsche 0,09
TatarInnen 0,2 0,09
Roma/Sinti 0,1 0,07
ArmenierInnen 0,04
Sonstige 0,4 0,18
Keine Angabe 0,94

(Quelle:  Litauisches  Statistisches  Jahrbuch  1997:  32,  Amt  für 

Statistik 2001; zit. nach Schmidt: 14)

Aus den Ergebnissen der Volkszählung geht hervor, dass sich der Anteil der RussInnen im 

Jahr 2001 auf 6,3 % und der Anteil der PolInnen auf 6,7 % verringerte.

Die LitauerInnen stellten mit 83,4 % die überwältigende Mehrheit der Gesamtbevölkerung 

dar. (vgl. Population Census 20016; zit. nach Schmidt 2005: 12) Laut der Volkszählung 

5vgl. The Baltic States (1991): A Reference Book. Tallinn/Riga/Vilnius. S. 176-178.
6Schmidt verweist darauf, dass die wichtigsten Ergebnisse der Volkszählung 2001 vom Amt für Statistik im 
Internet zu finden sind: http://www.stat.gov.lt/en/home 
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verzeichnete die Bevölkerung Litauens im Jahr 2001 115 verschiedene Volksgruppen. (vgl. 

The Ministry of Education and Science of the Republic of Lithuania 2003/2004: 23)

Die meisten Angehörigen der nicht-litauischen Bevölkerung, insbesondere ca. 90 % der 

RussInnen, ca. 85 % der WeißrussInnen und ca. 58 % der PolInnen, lebten im Jahr 1993 in 

Städten (vgl. The Baltic States 19917: 176f.; zit. nach Schmidt 1993: 101), vor allem in In-

dustriezonen und in Vilnius. Die polnische Bevölkerung lebt außerdem in geschlossenen 

Siedlungen auf dem Land im südöstlichen Teil von Litauen und in der Umgebung von Vil-

nius. (vgl. Schmidt 1993: 101)

Generell verzeichnete Litauen nach der Unabhängigkeit trotz einer Immigrationswelle von 

Exil-LitauerInnen  starke  Bevölkerungsrückgänge.  (vgl.  Brake  2007)  Ein  wesentlicher 

Grund hierfür war, dass ein Teil der RussInnen nach Russland und Angehörige anderer 

Minderheiten in ihr Heimatland zurückgingen oder in andere Staaten auswanderten. (vgl. 

Schmidt 2005: 12)

Des Weiteren emigrierten in den 1990er Jahren viele Menschen aufgrund des industriellen 

Rückgangs und des daraus folgenden Mangels an Arbeitsplätzen. (vgl. Darquennes 2004a: 

196) Es erfolgte aber auch ein Zustrom an AusländerInnen, die als Flüchtlinge nach Litau-

en kamen und Arbeit suchten. (vgl. The Ministry of Education and Science of the Republic 

of Lithuania 2003/2004: 26)

In den letzten Jahren stieg die Zahl der LitauerInnen, die im Ausland arbeiten oder studie-

ren, an, da litauische StaatsbürgerInnen im Zuge des EU-Beitritts seit dem Jahr 2004 eine 

Arbeitnehmerfreizügigkeit im Vereinigten Königreich, in Irland und in Schweden erhalten. 

(vgl. Brake 2007)

Laut den Ergebnissen des statistischen Amts der Europäischen Union Eurostat beläuft sich 

die aktuelle Zahl der Gesamtbevölkerung Litauens im Jahr 2013 auf 2.971.905 Menschen. 

(vgl. Eurostat 2013)

2.2.2. Die demografische Entwicklung in Estland

Estlands heutige Bevölkerungsstruktur bildete sich infolge verschiedener historischer Er-

eignisse heraus. (vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010) Durch die sowjetische Besat-

zung kam es in Estland zu einer starken Veränderung der Bevölkerungsstruktur.(vgl. Bot-

7vgl. ebd. S. 176f.
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schaft von Estland in Berlin 2010) Die zielgerichtete Sowjetisierungs- und Russifizierungs-

politik des kommunistischen Regimes führte in Estland zum Anwachsen der Zahl der Rus-

sInnen und anderer „Russischsprachiger“. (vgl. Helme 19918; zit. nach Helme 1999: 16)

Im Jahr 1934 betrug der Anteil an Nicht-Estinnen an der Gesamtbevölkerung Estlands nur 

8,2 %. Der Großteil davon waren Deutsche, SchwedInnen und RussInnen. (vgl. Parming 

1978: 379; zit. nach Helme 1999: 16) 

Der Anteil der EstInnen stieg im Jahr 1945 auf ca. 94 % an, da Estland die vorwiegend 

russisch besiedelten Gebiete an die RSFSR (Russische Sozialisitische Föderative Sowjetre-

publik) abtreten musste. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, dem ca. 100 000 EstIn-

nen zum Opfer fielen, setzte eine erzwungene Russifizierungspolitik ein, um durch russi-

sche ZuwanderInnen eine loyale Bevölkerung zu schaffen. (vgl. Schmidt 1993: 17) Es kam 

zu einer großen Einwanderungswelle von Nicht-EstInnen nach Estland, die weitgehend un-

kontrolliert  bis in die späten 1980er Jahre andauerte.  Allein im Zeitraum von 1945 bis 

1949 kamen ca. 180.000 MigrantInnen nach Estland, die meisten davon aus Russland. (vgl. 

Maceina 198110: 4; zit. nach Smith 1999: 291)

Folglich ging der Anteil der EstInnen an der Gesamtbevölkerung bereits bis zum Jahr 1959 

auf 74,6 % zurück. (vgl. Schmidt 1993: 17) Gleichzeitig verdoppelte sich die Zahl der Rus-

sInnen in Estland auf 20,1 %, wobei die Zahl weiterhin anstieg. (vgl. Misunas/Taagepera 

1993; Lieven 1994: 43411; zit. nach  Helme 1999: 16)

Eine Analyse, die sich mit Mustern des Bevölkerungswachstum auseinandersetzte, zeigte, 

dass die Immigration für 47,8 % des Wachstums der estnischen Gesamtbevölkerung in den 

Jahren von 1951 bis 1960 verantwortlich war und für 61 % in den Jahren von 1959 bis 

1970. (vgl. Verdery 1990: 81ff.12; zit. nach Smith 1999: 292)

8vgl. Helme, R. (1991): „Kolonialwirtschaft“. Die Folgen der sowjetischen Besetzung Estlands. In: Urdze, A. 
(Hg.) (1991): Das Ende des Sowjetkolonialismus. Der baltische Weg. Reinbek bei Hamburg. S. 55-63.
9vgl. Parming, T. (1978): Population Changes and Processes. In:  Paming, T./Järvesoo, E. (1978): A Case 
Study of a Soviet Republic: The Estonian SSR. Boulder (Col.). S. 37.
10vgl. Maceina, A. (1981): Asmuo ir istorija (The Individual and History). Chicago: Ateitis.
11vgl. Misunas, R.J./Taagepera, R. (1993): The Baltic States. Years of Dependence 1940-1990. Kapitel V und 
VI.  London;  Lieven,  A.  (1994):  The  Baltic  Revolution.  Estonia,  Latvia,  Lithuania  and  the  Path  to  the  
Independence. Appendix 3. New Haven/London. S. 434.
12vgl. Verdery, Katherine (1990): The Production and Defense of `the Romanian Nation,´ 1900 to World War 
II.  In:  Fox,  Richard  G.  (ed.)  (1990):  Nationalist  ideologies  and  the  Production  of  National  Cultures.  
(American Ethnographical Society Monograph Series. no. 2). Washington DC. pp. 81-111.
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Im Jahr 1979 lebte in der nordöstlichen Industrieregion mit den größeren Städten Narwa, 

Kohtla-Järve, Sillamäe und Tapa der höchste Anteil der russischen Bevölkerung, während 

EstInnen dort lokal nur eine Minderheit darstellten. (vgl. Schlau: 37413; zit. nach Schmidt 

1993: 18) In der ehemaligen Militärstadt Paldiski, die im Jahr 1979 einen Bevölkerungsan-

teil an EstInnen von 3,2 %  verzeichnete, leben fast ausschließlich RussInnen. (vgl. Schlau: 

37414;  zit. nach Schmidt 1993: 18)

Bis Mitte der 1980er Jahre führte die Sowjetunion ihre gezielte Nationalitätenpolitik fort, 

indem der Zustrom der Einwanderer durch die Industrialisierung und den Ausbau der Hä-

fen anhielt. Eine niedrige Geburtenrate und der Arbeitsmangel, der sich daraus ergab, be-

günstigte zusammen mit dem höheren Lebensniveau im Vergleich zu den übrigen Sowjet-

republiken  die  gezielte  Zuwanderung.  (vgl.  Schmidt  1993:  17f.)  Durch  die  regional 

isolierte Verteilung konnte jedoch eine Integration der ZuwanderInnen nicht erfolgen. (vgl. 

Botschaft von Estland in Berlin 2010)

Laut der Volkszählung von 1989 betrug die Zahl der russischen EinwohnerInnen 474.815 

(30,3 % der Gesamtbevölkerung), gefolgt von 48.273 UkrainerInnen (3,1 %) und 27.711 

WeißrussInnen (1,8%). Die Anzahl der EstInnen ging hingegen auf 963.269 (61,5%) zu-

rück. (vgl. The Baltic States 1991: 13,1615; zit. nach Schmidt 1993: 18) Insgesamt stieg der 

Anteil an Nicht-EstInnen bis zum Jahr 1989 auf 38,5 % an. (vgl. Europäische Kommission 

2004; zit. nach Rimbach 2009: 93)

Die folgende Tabelle stellt den prozentuellen Anteil der jeweiligen Nationalitäten an der 

Gesamtbevölkerung gemäß den Volkszählungen von 1989 und 2000 gegenüber:

1989 2000
Nationalität Bevölkerung (%) Bevölkerung (%)
Gesamt 100,0 100,0
EstInnen 61,5 67,9
RussInnen 30,3 26,6

13vgl. Schlau, W.: Der Wandel in der sozialen Struktur der baltischen Länder. In: Meissner, Boris. s. Fn3. S.  
374.
14vgl. ebd. S. 374.
15vgl. The Baltic States (1991): A Reference Book. Tallinn/Riga/Vilnius. S. 13, 16.
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UkrainerInnen 3,1 2,1
WeißrussInnen 1,88 1,3
FinnInnen 1,1 0,9
TatarInnen 0,2 0,2
LettInnen 0,2 0,2
PolInnen 0,2 0,2
JüdInnen 0,3 0,1
LitauerInnen 0,2 0,1
Deutsche 0,2 0,1
Andere 0,9 0,7
Unbekannt 0,0 0,6

(Quelle: Zensus von 198916, Statistisches Amt Estland 2000; zit. 

nach Darquennes 2004b: 84)

Der prozentuelle Anstieg des Anteils der EstInnen in den Jahren 1989 und 2000 ist auf den 

Rückgang der Nicht-EstInnen zurückzuführen. (vgl. Darquennes 2004b: 84) Die Anzahl 

der EstInnen selbst verringerte sich.

Die Gründe für  das negative Bevölkerungswachstum, das Estland in den 1990er Jahren 

aufwies, liegen in der Rückkehr von RussInnen und  Angehörige anderer Nationalitäten in 

ihre Heimatländer. (vgl. Bungs 1998: 70; zit. nach Rimbach 2009: 94) Während die Anzahl 

an EstInnen in den Jahren von 1989 bis 2000 nur um 3,4 % zurückging, sank die Anzahl 

der RussInnen um 26 %, der UkrainerInnen um 39,9 %, der WeißrussInnen um 37,8 % und 

die Zahl der Menschen mit einer anderen Herkunft um 35,2 %. (vgl. Europäische Kommis-

sion 2004: 2.1; zit. nach Rimbach 2009: 94)

Nichts  desto  trotz  betrug  der  Anteil  der  russischen,  ukrainischen  und  weißrussischen 

Minderheit in Estland im Jahr 1993 schließlich mehr als ein Drittel der Bevölkerung (1,56 

Millionen) (vgl. Schmidt 1993: 18)

Im Jahr 1994 zählte die estnische Bevölkerung laut Babovic 1,56 Millionen Menschen, 

wovon 61 % EstInnen, 30 % RussInnen, 3,1 % UkrainerInnen, 1,8 % WeißrussInnen, 3,3 

% FinnInnen und der Rest andere Minderheiten waren. (vgl. Babovic 1994: 141)

16Die Volkszählung von 1989 wurde noch von der Sowjetunion durchgeführt.
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Angehörige der Minderheiten leben hauptsächlich in Tallinn und in Industriestädten des 

Nordostens: (vgl. Schmidt 2004: 18)

Tallinn 46 %

Narva 95 %

Kohtla-Järve 82 %
(Quelle: Population and Housing Census 200017; zit. nach Amnesty International 2007: 11)

Wie der Tabelle zu entnehmen ist,  verzeichnete Tallinn laut den Ergebnissen des estni-

schen Statistikamts im Jahr 2000 einen Minderheitenanteil von 46 %, Narva sogar von 95 

% und Kohtla-Järve von 82 %: (vgl.  Population and Housing Census 200018;  zit.  nach 

Amnesty International 2007: 11)

Insgesamt gehörten rund 430.000 Menschen in Estland ethnischen Minderheiten an. (vgl 

Ministry of Foreign Affairs 200619; zit. nach Amnesty International 2007: 11) Diese Zahl 

schließt  estnische  StaatsbürgerInnen,  russische  StaatsbürgerInnen,  die  in  Estland  leben, 

und staatenlose Personen mit ein. (vgl. Amnesty International 2007: 11)

Dem Statistikamt Estlands zufolge betrug der Anteil der ethnischen EstInnen an der Ge-

samtbevölkerung im Jahr 2005 68,5 %. 25,7 % waren RussInnen, während der restliche 

Anteil  hauptsächlich  durch  WeißrussInnen,  UkrainerInnen  und  FinnInnen  repräsentiert 

wurde. (vgl. Statistical Office of Estonia 200520; zit. nach Amnesty International 2007: 11) 

2.3. Minderheitenrechte und Minderheitenschutz in Litauen und Estland

Die Minderheitenrechte und der Minderheitenschutz stellen einen wesentlichen Aspekt für 

die soziale und kulturelle Integration von nationalen Minderheiten in ihrem Aufnahmeland 

dar. Die Analyse der Minderheitenrechte in Litauen und Estland sowie die Betrachtung des 

17vgl. Population and Housing Census 2000. Statistical Office of Estonia.  www.stat.ee [letzter Zugriff: 20. 
08. 2013]
18vgl. Population and Housing Census 2000. Statistical Office of Estonia.  www.stat.ee [letzter Zugriff: 20. 
08. 2013]
19vgl. Ministry of Foreign Affairs. www.vm.ee  [letzter Zugriff: 24. 08. 2006]
20vgl. Statistical Office of Estonia 2005. www.stat.ee [letzter Zugriff: 20. 08. 2013]
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Minderheitenschutzes auf internationaler Ebene dienen als Grundlage, um in den folgen-

den Kapiteln dieser Arbeit aufzuzeigen, auf welchen Ebenen die Umsetzung der Minder-

heitenrechte in Litauen und Estland erfolgte und welche Problembereiche sich daraus für 

die russischsprachige Minderheit im Bereich der sozialen und kulturellen Integration erge-

ben.

Sowohl Litauen als auch Estland garantieren ihren nationalen und ethnischen Minderheiten 

das Recht, nationale Kulturgesellschaften zu gründen, kulturelle Aktivitäten in der Mutter-

sprache zu organisieren, religiöse Riten zu vollziehen und grenzüberschreitende Kontakte 

zu Angehörigen und Organen „ihrer“ Nationalstaaten zu pflegen. (vgl. Hanne/Onken/Götz 

1998: 326)

Die  litauische  und die  estnische  Verfassung nehmen  neben den verfassungsrechtlichen 

Sprach- und Staatsbürgerschaftsregelungen auch direkt Bezug auf nationale Minderheiten 

und ihre staatsrechtliche Stellung. (vgl. Graudin 1997: 58) Allerdings ist die Definition der 

Minderheiten im Geltungsbereich der Verfassungsbestimmungen und Gesetze in Litauen 

und Estland unterschiedlich. (vgl. Hanne/Onken/Götz 1998: 327)

2.3.1. Die allgemeine Definition von Minderheit

Es existieren  mehrere  Möglichkeiten  und Vorschläge,  die  den  Begriff  einer  nationalen 

Minderheit definieren, wobei jedoch keine dieser Definitionen als rechtmäßig bindend gel-

ten. (vgl. Pan/Pfeil 2003: XV)  Eine weitgehend anerkannte Definition wurde von Capotor-

ti 1977 als UNO-Sonderberichterstatter der Minderheiten-Unterkommission vorgelegt und 

lautet wie folgt: (vgl. United Nations Human Rights 2010: 2)

A group numericall inferior to the rest of the popolation of a State, in a  
non-dominant position, whose members – being nationals of the State – 
possess ethnic, religious or linguistic characteristics differing from those 
of the rest of the population and show, if only implicitly, a sence of soli-
darity,  directed towards preserving their  culture,  traditions,  religion or 
language. (Capotorti 1977; zit. nach United  Nations Human Rights 2010: 
2)

27



Im Jahr 1985 wurde die Definition von Jules Deschênes leicht abgeändert. Eine Minderheit 

in objektiver  Hinsicht  weist  laut  Capotorti  und Deschênes folgende vier  Elemente auf: 

(Humanrights.ch 2012)

• Die numerische Unterlegenheit der Minderheit im Vergleich zur Gesamtbevölke-

rung;

• die nicht-dominante Stellung der Minderheit im Staat; 

• ethnische, religiöse oder sprachliche Gemeinsamkeiten der Minderheit;

• die Staatsangehörigkeit des Aufenthaltsstaates.

Aus subjektiver Sichtweise betrachtet, besitzt eine Minderheit ein bestimmtes Solidaritäts- 

oder Identitätsgefühl. In der Literatur wird die Rangordnung der objektiven und subjekti-

ven Elemente unterschiedlich eingestuft (vgl. Humanrights.ch 2012), wobei eine Definition 

laut United Nations Human Rights sowohl objektive als auch subjektive Elemente enthal-

ten soll. (vgl. United Nations Human Rights 2010: 2)

Bis heute findet der Begriff „Minderheit“ völkerrechtlich keine eindeutige Definition und 

wurde  in  Konventionen,  wie  z.B.  dem Rahmenübereinkommen  zum Schutz  nationaler 

Minderheiten des Europarats, vorausgesetzt. (vgl. Humanrights.ch 2012)

In Artikel 1 des Rahmenübereinkommens, das im Jahr 1992 verabschiedet wurde, bezieht 

sich der Begriff Minderheit auf nationale oder ethnische, kulturelle, religiöse und sprachli-

che Minderheiten. Die Aufgabe eines Staates ist es, die Existenz seiner Minderheiten si-

cherzustellen. Eine Minderheit zeichnet sich durch ihre eigene nationale, ethnische, sprach-

liche oder religiöse Identität aus und unterscheidet sich von der Identität der Mehrheitsbe-

völkerung unterscheidet. (vgl. United Nations Human Rights 2010: 2)

Generell lässt sich United Nations Human Rights zufolge festhalten, dass die Schwierig-

keit, zu einer weitgehend akzeptierten Definition von Minderheit zu gelangen, in der Viel-

falt an Situationen, in der Minderheiten leben, liegt: (vgl. United Nations Human Rights 

2010: 2)
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Some live together in well-defined areas,  separated from the dominant 
part of the population. Others are scattered throughout the country. Some 
minorities have a strong sense of collective identity and recorded history; 
other retain only a fragmented notion of their common heritage. (United 
Nations Human Rights 2010: 2)

2.3.2. Minderheitenrechte und Minderheitenschutz in Litauen

Noch unter sowjetischer Herrschaft kam es in Litauen zur einfachgesetzlichen Regelung 

der Rechtsstellung der Minderheiten. Vom Obersten Sowjet wurde im November 1989 ein 

Minderheitengesetz verabschiedet. (vgl. Hoškova 1994: 185; zit. nach Pan 2006: 274)

Im Jahr 1991 kam es zu Abänderungen einiger Einzelheiten, welche sich wie folgt im Min-

derheitengesetz niederschlagen: (vgl. Hoškova 1994: 186f.; zit. nach Pan 2006: 274)

• Art. 1 und 2: Das Recht auf Anerkennung und Förderung der ethnischen Identität 

und das Recht auf Nichtdiskriminierung.

• Art. 2: Förderungsmaßnahmen im Bereich des Bildungswesens, der Medien und 

des Zugangs zu öffentlichen Ämtern.

• Art. 4: Der Gebrauch der Minderheitensprache im Amtsverkehr in Siedlungsgebie-

ten, in der eine Minderheit kompakt siedelt.

• Art. 5: Der Gebrauch der Minderheitensprache bei topographischen Bezeichnun-

gen.

• Art. 6: Kulturdenkmäler nationaler Minderheiten werden zum nationalen Erbe Li-

tauens gezählt und geschützt.

• Art. 7: Die Einrichtung privater Minderheitenschulen mit staatlicher Unterstützung.

• Art. 9: Die Vereinigungsfreiheit von Angehörigen nationaler Minderheiten.

• Art. 10: Die Schaffung eigener Körperschaften.

In den litauischen Rechtsvorschriften sind entweder die Individualrechte des einzelnen An-

gehörigen einer Minderheit oder Gewährleistungen seitens des Staates festgelegt. Spezielle 

Konstruktionen wie z.B. Autonomiemodelle sind auf einfachgesetzlicher Ebene nicht vor-

gesehen. (vgl. Schmidt 2005 : 19)

29



2.3.2.1. Der Minderheitenschutz in der litauischen Verfassung

In der litauischen Verfassung von 1992 wird nur den eigenen StaatsbürgerInnen ein umfas-

sender Minderheitenschutz zugestanden, d.h. ohne den Besitz der litauischen Staatsbürger-

schaft war der Schutz auf ein Minimum reduziert. So ist in Art. 37 der Verfassung festge-

legt, dass StaatsbürgerInnen als Angehörige einer ethnischen Gemeinschaft das Recht ha-

ben, ihre Sprache, Kultur und Gebräuche zu entwickeln. (vgl. Kettig 2004: 139)

Eine Konkretisierung von Art. 37 findet sich in Art. 45, der wie folgt lautet: (vgl. Graudin 

1997: 58)

Die ethnischen Gemeinschaften der Staatsbürger verwalten eigenständig 
die Angelegenheiten ihrer nationalen Kultur, der Bildung, ihrer Organisa-
tionen, der Wohlfahrt und gegenseitiger Unterstützung. Der Staat unter-
stützt ethnische Gemeinschaften. (Kettig 2004: 139)

Wie aus Art. 45 deutlich hervorgeht, wird nationalen Minderheiten eine Selbstverwaltung, 

aber keine Kulturautonomie, gewährt. Hierbei stellt die litauische Staatsangehörigkeit die 

Voraussetzung für die  Wahrnehmung sämtlicher  Minderheitenrechte  dar.  Dies bedeutet 

wiederum, dass die  Staatsbürgerschaftnormen den minderheitlichen Garantien der Verfas-

sung vorangestellt werden müssen. (vgl. Graudin 1997: 58)

Der Grundrechtsteil der litauischen Verfassung unterscheidet zwischen „Jedermann-Rech-

te“ und „Bürgerrechte“, wobei die „Bürgerrechte“ nur litauischen StaatsbürgerInnen zuste-

hen. (vgl. Pan 2006: 273) Die „Jedermann-Rechte“ formulieren das Recht auf Meinungs-, 

Religions- und Gewissensfreiheit, das auch für die nationalen Minderheiten gilt. (vgl. Ket-

tig 2004: 139)
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2.3.3. Minderheitenrechte und Minderheitenschutz in Estland

Estland verfolgte nach der Wiedererlangung der Unabhängigkeit im Jahr 1991 die Aufhe-

bung der Folgen, die die sowjetische Russifizierungspolitik mit sich brachte. (vgl. Schmidt 

2004: 15) Die erste umfassende Regelung, die in erster Linie für die nicht-estnische Bevöl-

kerung Estlands von Bedeutung war, war das Gesetz „über die nationalen Rechte der Bür-

ger der estnischen SSR“21. (vgl. Schmidt 2004: 16)

Laut  Haselblatt  handelte  es  sich  hierbei  um  klassischen  Minderheitenschutz,  da  zum 

Beispiel: (vgl. Haselblatt 1995: 98)

• allen Nationalitäten, die in Estland lebten, die gleichen Rechte und Freiheiten ga-

rantiert wurden (§ 1),

• das Recht auf Bildung in der Muttersprache bestand (§ 4),

• jeder seine nationale Zugehörigkeit frei wählen konnte und

• gleichzeitig niemand gezwungen werden durfte, auf seine nationale Zugehörigkeit 

zu verzichten (§ 7).

Auch wenn die Staatsangehörigkeit Estlands noch gar nicht geregelt war, wurden hier Ha-

selblatt  zufolge  bereits  die  Grundlagen  für  die  weitere  Minderheitenpolitik  geschaffen. 

(vgl. Haselblatt 1995: 98)

Das erste Minderheitengesetz ist inzwischen überholt und wurde durch neue Regelungen 

ersetzt,  welche  mit  der  Zeit  durch  mehrere  Gegebenheiten  erforderlich  wurden:  (vgl. 

Schmidt 2004: 16)

Die notwendige Anpassung an die neue Sachlage, die Wiederherstellung 
des  unabhängigen estnischen Staates  und die  zwischenzeitlich  erfolgte 
Transformation des politischen und wirtschaftlichen Systems und eben-
falls der Wandel des Konzepts hatten die Neuregelung erforderlich ge-
macht. (Schmidt 2004: 16)

21vgl. ENSV Riigi Teataja 1989 Nr. 40 Art. 618; dt. Übersetzung bei Schmidt 1993: 34-36. 
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2.3.3.1. Der Minderheitenschutz in der estnischen Verfassung

Der Wandel des Konzepts wurde erstmals in der neuen estnischen Verfassung von 1992 

sichtbar. (vgl. Riigi Teataja 199222; zit. nach Schmidt 2004: 16)

In der estnischen Verfassung wurden Minderheiten verfassungsrechtlich durch verschiede-

ne Bestimmungen geschützt. Die Verfassung enthält keine Definition des Begriffs der na-

tionalen Minderheit. Art. 37. Abs. 5 legt fest, dass jeder das Recht hat, in estnischer Spra-

che unterrichtet zu werden, wobei die Unterrichtssprache für eine nationale Minderheit von 

der Lehreinrichtung gewählt wird. Laut Art. 46 hat jeder das Recht auf die Wahrung seiner 

ethnischen Identität. (vgl. Kettig 2004: 137)

In den §§ 49 und 50 der estnischen Verfassung sind die grundlegenden rechtlichen Normen 

für Minderheiten festgelegt. § 49 garantiert die freie Entfaltung der Persönlichkeit im ge-

setzlichen Rahmen und verbietet jeglichen Assimilationszwang. (vgl. Graudin 1997: 60)

 

Im Unterschied dazu ist in § 50 die Garantie eines Volksgruppenrechts festgesetzt, welches 

nur kollektiv wahrnehmbar ist. (vgl. Graudin 1997: 61) Einerseits ist es Minderheiten ge-

mäß Art. 50 erlaubt, Selbstverwaltungseinrichtungen im Interesse ihrer nationalen Kultur 

zu unterhalten. (vgl. Kettig 2004: 137) Andererseits muss aber der estnische Staat eine ge-

setzliche Grundlage für die  Rahmenbedingungen dieser  Selbstverwaltung schaffen,  was 

schließlich mit der Verabschiedung des Gesetzes über die kulturelle Autonomie der natio-

nalen Minderheiten im Jahr 1993 eingelöst wurde. (vgl. Graudin 1997: 61)

Das  Prinzip  der  Chancengleichheit  ist  im  Instrument  der  kulturellen 
Selbstverwaltung (Kulturautonomie) verkörpert, welche mit Art 50 Verf 
im Einklang mit den vom Gesetz über Kulturautonomie für Minderheiten 
vorgesehenen Voraussetzungen und Regelungen gewährt ist. (Pan 2006: 
133)

22vgl. Riigi Teataja I 1992 Nr. 26 Art. 349; dt. Übersetzung. In: Brunner, Georg (Hg.) (1995): Verfassungs- 
und  Verwaltungsrecht  der  Staaten  Osteuropas  VSO.  Loseblattsammlung.  Länderbericht  Estland. 
Dokumentation 1.1.a. Berlin. 
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2.3.3.2. Das Gesetz über die kulturelle Autonomie der nationalen Minderheiten von 1993

Das Gesetz über die kulturelle Autonomie der nationalen Minderheiten, das bereits in § 50 

der estnischen Verfassung in Aussicht gestellt wurde und am 11. November 1993 in Kraft 

trat, steht unter einem besonderen verfassungsrechtlichen Schutz. (vgl. Graudin 1997: 64)

Es lehnt sich an seinen Vorgänger von 192523 an.  (vgl. Haselblatt  1996: 111; zit.  nach 

Thiele 1998: 190)

Das Gesetz über die Kulturelle Autonomie der nationalen Minderheiten thematisiert den 

Aspekt der Minderheitenrechte. (vgl. Poleshchuk 2004: 42) So sind im Gesetz wie in der 

estnischen Verfassung der rechtliche Status und die Rechte der nationalen Minderheiten 

Estlands festgelegt. Des Weiteren stellt das Gesetz die Möglichkeit sicher, dass nationale 

Minderheiten ihre Sprache und Kultur durch die muttersprachliche Bildung fördern kön-

nen. Einer ethnisch-kulturellen Minderheit wird durch ihren juristischen Status die Schaf-

fung ihrer Selbstverwaltung zugestanden und das Recht verliehen, für ihre Tätigkeit finan-

zielle Mittel vom Staat zu beantragen. (vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010)

Artikel 1 des Gesetzes legt die offizielle Definition einer nationalen Minderheit wie folgt 

fest: (vgl. Poleshchuk 2004: 42)

• sie sind estnische StaatsbürgerInnen;

• sie wohnen auf estnischem Staatsgebiet;

• sie haben langzeitige, stabile und starke Verbindungen mit Estland;

• sie  unterscheiden sich von EstInnen hinsichtlich  ihrer  ethnischen Zugehörigkeit, 

kulturellen und religiösen Eigenheiten, oder Sprache;

• sie werden vom Anliegen gelenkt, durch gemeinschaftliche Bemühungen ihre kul-

turellen Traditionen, ihre Religion und Sprache zu bewahren, die ihrer gemeinsa-

men Identität zugrunde liegen.

23Im Gesetz „über die Kulturselbstverwaltung der völkischen Minderheiten“ vom 12. Februar 1925 wurden 
mit Ausführungsverordnungen der Regierung die rechtlichen Grundlagen für die Kulturautonomie, d.h. Eine 
Personalautonomie der Minderheiten in kulturellen Angelegenheiten, geschaffen. Organisierte Minderheiten 
waren die Träger der Kulturautonomie, wobei das Bekenntnis des Einzelnen zu der betreffenden Minderheit 
die Voraussetzung für die Bestimmung der Minderheitenzugehörigkeit darstellte. Nach Vollendung des 18. 
Lebensjahres stand es jedem(r) Bürger(in) frei, sich durch die Eintragung in das jeweilige Nationalregister zu 
einer nationalen Minderheit zu bekennen. (vgl. Schmidt 2004: 8)
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Demzufolge sind Angehörige einer nationalen Minderheit, die keine estnische Staatsbür-

gerschaft  besitzen,  von der Definition ausgeschlossen.  (vgl.  Poleshchuk 2004: 42) Laut 

Thiele versteht das estnische Recht Minderheitenrechte als Staatsbürgerrechte. Als Folge 

dessen  kann  eine  Bevölkerungsgruppe,  die  gleiche  ethnische  Merkmale,  eine  gleiche 

Sprache, Kultur und Geschichte aufweist, unterschiedlichen Regelungen, den Rechtsstatus 

betreffend, unterliegen. So gilt für Menschen, die die estnische Staatsbürgerschaft besitzen, 

das  Minderheitenrecht,  während  AusländerInnen  unter  das  Ausländerrecht  fallen.  (vgl. 

Thiele 1998: 185)

Das Gesetz listet die Grundrechte von Angehörigen einer Minderheit auf. Ihnen wird durch 

das Gesetz das Recht zugesprochen, an den Aktivitäten der kulturellen Selbstverwaltung 

teilzunehmen. Darüber hinaus sind darin  die Vorgehensweise und Regeln für die Grün-

dung von kulturellen Selbstverwaltungen, die das System von minderheitlichen Bildungs- 

und Kulturorganisationen aufrecht erhalten sollen, festgelegt. (vgl. Poleshchuk 2004: 42) 

So heißt es in § 2 Abs. 2 weiter:

Kulturselbstverwaltungen der nationalen Minderheiten können Angehö-
rige der deutschen, russischen, schwedischen und jüdischen Minderhei-
ten sowie Angehörige von nationalen Minderheiten,  deren Zahl  3.000 
überschreitet, errichten. (vgl. Thiele 1998: 184)

Erste kulturelle Selbstverwaltungen wurden in Estland erst im Jahr 1993 gegründet. (vgl. 

Poleshchuk 2004: 42)

2.3.4. Der Minderheitenschutz Litauens und Estlands im internationalen Kontext

Dieser Punkt gibt einen Überblick über völkerrechtliche und bilaterale Verträge sowie In-

stitutionen und Organisationen, die für Litauen und Estland durch ihre Mitgliedschaft als 

Richtlinien zum Schutz ihrer nationalen Minderheiten dienen. Als Beispiel für internatio-

nale Institutionen und Organisationen werden der Europarat und die OSZE herangezogen, 

da eine genauere Analyse aller Institutionen den Rahmen sprengen würde.
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Verschiedene internationale Gremien, wie die Vereinten Nationen, der Europarat, die EU24 

und die OSZE setzten sich mit dem rechtlichen Schutz nationaler Minderheiten, die in den 

früheren sozialistischen Staaten Mittel- und Osteuropas leben, in Form von völkerrechtli-

chen  Übereinkommen  und  politischen  Dokumenten  auseinander.  Das  innerstaatliche 

Recht, die Verfassung und die einfachgesetzlichen Bestimmungen25 spielen eine tragende 

Rolle für den Schutz der Minderheiten, da die Staaten selbst bestimmen, welchen völker-

rechtlichen Verpflichtungen sie hinsichtlich des Minderheitenschutzes nachkommen. (vgl. 

Thiele 1998: 180)

2.3.4.1.  Der  Minderheitenschutz  im  unabhängigen  Litauen  im  internationalen  Kontext: 

Völkerrechtliche und bilaterale Verträge; Institutionen und Organisationen am Beispiel der 

OSZE und des Europarats

Nach der Wiedererlangung der Unabhängigkeit im August 1991 trat Litauen im September 

1991 den Vereinten Nationen bei. (vgl. Pan 2006: 271) Im Jahr 1992 trat Litauen dem In-

ternationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte bei und im Jahr 1995 der Euro-

päischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Freiheiten. Die Bestimmungen 

gelten als Bestandteil der litauischen Rechtsordnung, wobei die Rangfrage von der Verfas-

sung offen gelassen wird. (vgl. Schmidt 2005: 36f.)

Noch nicht wirksam ist in Litauen die Europäische Charta der Regional- oder Minderhei-

tensprachen. (vgl. Schmidt 2005: 36f.)

24Der  Schutz  von  Minderheitenrechten  in  der  Europäischen  Union  trat  erstmals  in  Artikel  2  des  EU-
Verfassungsvertrags von 1993 in Erscheinung. Durch die Entscheidung der EU, nach Osten zu erweitern und 
die baltischen Staaten in die EU  zu integrieren, wurden 1993 in der EU-Konferenz der VertreterInnen der  
Regierungen der Mitgliedsstaaten der EU in Kopenhagen ökonomische und politische Kriterien für den EU-
Beitritt der Bewerberländer bestimmt. Den politischen Kriterien wurde die Bedingung des Respekts und des  
Schutzes von Minderheitenrechten  hinzugefügt,  welche die zunehmenden Spannungen zwischen Russland 
und den ehemaligen Sowjetstaaten mildern sollte. (vgl. Van Elsuwege 2004; zit. nach Adrey 2005: 453f.)
25Einfachgesetzliche  Bestimmungen  sind  förmliche  Gesetze,  die  keine  Verfassungsänderung  zum  Inhalt  
haben.  Zu  ihrer  Verabschiedung  bedarf  es  daher  nicht  einer  qualifizierten  Mehrheit,  wie  dies  bei 
Verfassungsänderungen erforderlich ist. (vgl. Thiele 1998: 180)
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2.3.4.1.1. Der Europarat und Litauen

Am 1. Februar 1995 unterzeichnete Litauen das Rahmenübereinkommen zum Schutz na-

tionaler Minderheiten,  welches am 1. Juli 2000 in Kraft gesetzt wurde. (vgl. Pan 2006: 

271) Artikel 1 dieses Rahmenübereinkommens hinsichtlich des Schutzes von Minderheiten 

lautet wie folgt:

Der Schutz nationaler Minderheiten und der Rechte und Freiheiten von 
Angehörigen  dieser  Minderheiten  ist  Bestandteil  des  internationalen 
Schutzes der Menschenrechte und stellt als solcher einen Bereich interna-
tionaler Zusammenarbeit dar. (Thiele 1998: 282)

Im Oktober 2001 hinterlegte Litauen den ersten Staatsbericht. (vgl. Pan 2006: 271) Im No-

vember 2006 erhielt der Europarat den zweiten Bericht über die Umsetzung des Rahmen-

übereinkommens. Im Hinblick auf die Empfehlungen des Europarats wurde die Öffentlich-

keit über die Umsetzung informiert, indem der Bericht auf Litauisch, Englisch und Rus-

sisch auf lokaler, nationaler und internationaler Ebene veröffentlicht wurde. Im Jahr 2011 

kam es zur Hinterlegung des dritten Staatsberichts. (vgl. Council of Europe 2012: 3)

2.3.4.1.2. Die OSZE und Litauen

Die OSZE verabschiedete in den 1990er Jahren wichtige Dokumente, die den Minderhei-

tenbegriff noch heute prägen. (vgl. Riedel 2001: 20ff.26; zit. nach Kettig 2004: 49) Das Be-

wusstsein nach neuen Normen und Verträgen, die den Minderheitenschutz betreffen, war 

in den 1990ern stark vorhanden. (vgl. Dalton 1994: 100ff.27; zit. nach Kettig 2004: 49) Im 

Rahmen der OSZE-Treffen kam es zur Erarbeitung von Normen mit dem Ziel des präven-

tiven Schutzes von Minderheiten. (vgl. Kettig 2004: 49)

Der von der OSZE eingesetzte Hohe Kommissar für nationale Minderheiten (HKNM) fand 

bei seinem einzigen Besuch in Litauen im Jänner 1993 keine nationalen oder internationa-

len Spannungen vor, weshalb keine weiteren Besuche folgten. Prinzipiell reagierte Litauen 

26vgl. Riedel, Sabine (2001): Minderheitenpolitik in der EU-Erweiterungsperspektive. SWP.
27vgl. Dalton, Richard (1994): The Role of the CSCE. In: Miall, Hugh (Hrsg.) (1994): Minority Rights in 
Europe. New York.
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sehr schnell auf die Empfehlungen von internationalen Organisationen. (vgl. Kettig 2004: 

168)

2.3.4.1.3. Bilaterale Verträge

Durch bilaterale Verträge mit seinen Nachbarn übernahm Litauen Schutzpflichten gegen-

über den im Land lebenden Minderheiten, „die mit den Staatsvölkern dieser Staaten durch 

die gemeinsame Herkunft verbunden sind.“ (Schmidt 2005: 37)

Im Jahr 1991 unterzeichnete Litauen einen Vertrag mit Russland über die Grundlagen der 

zwischenstaatlichen Verpflichtungen. Beide Länder verpflichteten sich darin, die im Völ-

kerrecht verankerten Menschen- und Bürgerrechte zu garantieren, welche für alle in Art. 4 

des Vertrages erwähnten Personen gültig waren. Art. 4 umfasste auch Personen, die die 

Staatsbürgerschaft des Aufenthaltsstaates nicht angenommen hatten. (vgl. Schmidt 2005: 

37)

Des Weiteren schloss Litauen Verträge mit Polen und Weißrussland ab. Diese Verträge 

übernahmen  großteils  die  Verpflichtungen  des  Kopenhagener  Dokuments  über  die 

menschliche Dimension vom Jahr 1990, wodurch aus politischen Absichtserklärungen ein 

bindendes  Völkervertragsrecht  entstand.  Diese Verträge  bezogen sich  u.a.  auf  den  Ge-

brauch der Minderheitensprachen in Schulen und im Verkehr mit Behörden. (vgl. Schmidt 

2005: 37)

2.3.4.2.  Der  Minderheitenschutz  im  unabhängigen  Estland  im  internationalen  Kontext: 

Völkerrechtliche und bilaterale Verträge; Institutionen und Organisationen am Beispiel der 

OSZE und des Europarats

Im Jahr 1991 wurde die Republik Estland Mitglied der Vereinten Nationen und der KSZE 

und im Jahr 1993 Mitglied des Europarats. Des Weiteren trat Estland den meisten minder-

heitenrechtlich relevanten Übereinkommen bei,  die im Rahmen der UNO angenommen 

wurden: (vgl. Thiele 1998: 182)

1 dem UN-Menschenrechtspakt von 1966,

2 der Völkermordkonvention von 1948,
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3 dem Übereinkommen  zur  Beseitigung  jeder  Form von  Rassendiskriminierung  von 

1965

4 und der Kinderrechtskonvention von 1989.

Lediglich  dem UNESCO-Übereinkommen  gegen  Diskriminierung  im  Unterrichtswesen 

von 1960 und der Europäischen Charta der Regional- oder Minderheitensprachen von 1992 

trat Estland bislang nicht bei. (vgl. Thiele 1998: 182)

2.3.4.2.1. Der Europarat und Estland

Estland ratifizierte im Zuge der Mitgliedschaft des Europarates die Europäische Menschen-

rechtskonvention von 1950 und das Europäische Rahmenübereinkommen zum Schutz na-

tionaler Minderheiten von 199528. (vgl. Pekkanen/Danelius 1992: 236ff.; zit. nach Thiele 

1998: 182) 

Obwohl das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten keine eindeutige 

Definition,  was eine nationale  Minderheit  ausmacht,  beinhaltet,  sind die  Ziele  und der 

Zweck des Abkommens u.a. klar auf Angehörige von sprachlichen Minderheiten gerichtet. 

Dadurch sollte  die russischsprachige Minderheit  in  Estland in den Geltungsbereich  des 

Rahmenübereinkommens fallen. (vgl. Amnesty International 2007: 12)

Im Dezember 1999 kam es zur Hinterlegung des ersten Staatsberichts, wofür die Minder-

heitenorganisationen in Estland nicht ausreichend herangezogen wurden. Dieser Mangel 

wurde im zweiten Staatsbericht im Jahr 2004 behoben. (vgl. Pan 2006: 128) Im Jahr 2010 

wurde dem Europarat der dritte Staatsbericht hinterlegt, welcher u.a. die Veränderungen, 

die im Jahr 2009 zu einer besseren Umsetzung der Ziele des Abkommens getroffen wur-

den, umfasst.  (vgl. Council of Europe 2010: 2)

28Im Jahr 1993 beschlossen die Mitgliedstaaten des Europarates die Ausarbeitung eines Rahmenabkommens, 
das im Jahr 1995 vorgelegt wurde und schließlich am 1. Februar 1998 in Kraft trat. Im Abkommen befindet 
sich die Auflistung einer Vielzahl an Minderheitenrechten, die von den Mitgliedstaaten auf ihrem Territorium 
umgesetzt werden können. Die konkrete Umsetzung obliegt dem jeweiligen Mitgliedsstaat. Angehörige einer 
Minderheit  können  die  in  der  Rahmenkonvention  verankerten  Rechte  nicht  vor  dem  Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte einklagen. (vgl. Thiele 1998: 280)
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Das Rahmenübereinkommen dient dem Schutz von Angehörigen nationaler Minderheiten. 

Estland verpflichtete sich als Mitgliedstaat des Übereinkommens u.a., „die Bestrebungen 

aller nationalen und ethnischen Minderheiten im Bereich von Kultur und Bildung“ (Bot-

schaft von Estland in Berlin 2010) zu unterstützen. Folglich waren im Jahr 2010 über 200 

Kulturvereine und Organisationen der nationalen Minderheiten registriert. Zusätzlich gab 

es in Estland 18 Sonntagsschulen mit dem Ziel, die Muttersprache und die kulturelle Bil-

dung dieser Minderheiten zu fördern. (vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010)

Zusätzlich erfolgte die Prüfung der für die Minderheitenrechte relevanten Gesetzgebungen 

in Estland durch den Europarat. (vgl. Pekkanen/Danelius 1992: 236ff.; zit.  nach Thiele 

1998: 182) Laut dessen Auffassung und Empfehlung war es wichtig, dass der Status von 

Personen, die seit langer Zeit in Estland wohnhaft waren, in der estnischen Gesetzgebung 

berücksichtigt wurde. (vgl. Thiele 1998: 182)

2.3.4.2.2.  Die OSZE und Estland

Dokumente mit Minderheitenbezug, die im Rahmen der OSZE angenommen wurden, hat-

ten für Estland und die anderen Mitgliedstaaten eine politische Bedeutung. Die OSZE--

Mission ist seit 1992 in Estland tätig. (vgl. Thiele 1998: 182f.) Ihre Aufgabe besteht darin, 

„mit  Hilfe  präventiver  Diplomatie  die  Integration  der  großen russischen Bevölkerungs-

gruppe in die estnische Gesellschaft  und das gegenseitige Verständnis untereinander zu 

fördern.“ (Thiele 1998: 183) Aufgrund der angespannten Situation in Estland gab der Hohe 

Kommissar  für nationale  Minderheiten der OSZE (HKNM) nach seiner Amtsaufnahme 

1993 Empfehlungen, die das Einbürgerungsverfahren nach der estnischen Staatsangehörig-

keitsregelung betreffen. (vgl. Thiele 1998: 183) Im Punkt 4.1. Staatsbürgerschaft wird auf 

das Einbürgerungsverfahren und die estnische Staatsangehörigkeitsregelung konkret Bezug 

genommen.

2.3.4.2.3. Bilaterale Verträge

Bis zum Jahr 2004 schloss Estland keine bilateralen Verträge mit seinen Nachbarstaaten 

ab, welche spezifisch den rechtlichen Schutz von Minderheiten betrafen. Im Jänner 1991 
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unterzeichneten  Estland  und  Russland  den  estnisch-russischen  Vertrag  über  die 

Grundlagen der zwischenstaatlichen Beziehungen, und im Mai 1992 kam es zum Freund-

schafts- und Zusammenarbeitsvertrag mit der Ukraine. In beiden Verträgen war vorgese-

hen, die Stellung der im eigenen Land ansässigen Minderheit der jeweils anderen Vertrags-

partei in einem Abkommen zu regeln. Die für Minderheiten relevanten Bestimmungen be-

schränken sich  in  diesen  Verträgen  allerdings  vordergründig  auf  die  Anerkennung der 

Existenz von Minderheiten im eigenen Land. (vgl. Schmidt 2004: 55)

Etwas konkreter legten der estnisch-polnische und der estnisch-kasachische Kooperations-

vertrag von 1992 bzw. 1994 fest, dass beide Vertragsparteien die Verpflichtung eingingen, 

die Entwicklung der Eigenarten einer Minderheit und die Bewahrung und Kultivierung der 

Minderheitenkultur zu fördern. (vgl. Schmidt 2004: 55)
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3.   DIE  HISTORISCHE  ENTWICKLUNG  LITAUENS  UND  EST-

LANDS SEIT DEM BEGINN DER RUSSIFIZIERUNGSPOLITIK IM 

19.  JAHRHUNDERT BIS HIN ZU DEREN UNABHÄNGIGKEIT IM 

JAHR 1991

Sowohl Litauen als auch Estland durchliefen im Zuge ihrer Inkorporation durch Russland 

eine unterschiedliche historische Entwicklung, die eine wesentliche Rolle für die kulturelle 

und soziale Integration der russischsprachigen Minderheit spielt.

Das vorliegende Kapitel stellt sich die Aufgabe, einerseits herauszufinden, welche Unter-

schiede und Merkmale in der Integration der russischsprachigen Minderheit in Litauen und 

Estland bestehen, und andererseits, in wieweit diese unterschiedliche Entwicklung die so-

ziale und kulturelle Integration beeinflusst und prägt. Zuerst wird die Russifizierungspoli-

tik im 19. Jahrhundert, während Estland und Litauen ins russische Zarenreich eingegliedert 

waren, näher beleuchtet. Darauf folgend wird das „nationale Erwachen“ des estnischen und 

litauischen Volkes bis hin zu deren Eigenstaatlichkeit zwischen 1918 und 1940 behandelt. 

Anschließend wird die Rolle Litauens und Estlands im Zweiten Weltkrieg erläutert,  um 

dann Litauen und Estland als Sozialistische Sowjetrepubliken zu analysieren. Schließlich 

wird noch der Weg in die Unabhängigkeit, ausgehend von der „Singenden Revolution“, 

beschrieben. Darüber hinaus untersucht jedes Kapitel die Situation der russischsprachigen 

Minderheit,  um  markante  Unterschiede  hervorzuheben,  die  wiederum  Einblick  geben, 

warum die Problematik der Integration der russischsprachigen Minderheit in Litauen und 

Estland verschiedene kulturelle und soziale Ausprägungen aufweist.

3.1. Die „Russifizierung“ der litauischen und estnischen Bevölkerung

Das gegenwärtige Baltikum war in der Zeit von 1710 – 1795 an das russische Imperium 

gefallen, wobei die russische Verwaltung und die Russifizierung in den einzelnen Ländern 

im 19. Jahrhundert verschiedene Formen annahmen. (vgl. Bukšs 1964: 20) Während Est-

land als lutherisch-deutscher Einflussraum im Laufe seiner Einverleibung seine Sonderstel-
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lung behielt, wurde Litauen als katholischer Kulturraum betrachtet und rücksichtslos russi-

fiziert. (vgl. Bukš s 1964: 29)

3.1.1. Russifizierungsmaßnahmen in Litauen

Nach der ersten polnischen Teilung 1772 geriet das gesamte heutige Litauen unter russi-

sche Oberhoheit,  wobei  erste  Russifizierungsmaßnahmen,  deren Träger  die  russisch-or-

thodoxe Kirche war, vorerst erfolglos blieben. (vgl. Graudin 1997: 12)

3.1.1.1. Die Russifizierung der Ämter

Im Jahr 1831 kam es durch den ersten polnischen Aufstand zur Wiedererlangung der polni-

schen  Unabhängigkeit,  gefolgt  vom  zweiten  Aufstand  im  Jahr  1863.  (vgl.  Graudin 

1997:14)

Die Autonomie Kongresspolens wurde jedoch als Folge der blutigen Niederschlagung des 

Aufstandes  durch  die  RussInnen  aufgehoben,  was  eine  Beseitigung  aller  Arten  von 

Organisation  und die  Schließung  der  Wilnaer  Universität  nach  sich  zog.  Es  begannen 

Verfolgungen im öffentlichen Leben, in der Wirtschaftsführung, im Schulwesen und im 

kirchlichen  Leben,  obgleich  die  russische  Regierung  den  Versuch  unternahm,  mittels 

Befreiung der Leibeigenschaft und Übertragung von Grundstücken, die Bauern für sich zu 

gewinnen. (vgl. Gaigalat 1917: 50ff.)

So  wurden  die  Verwaltung  an  Gouverneure  übertragen  und  die  Ämter  an  RussInnen 

vergeben. (vgl. Bukšs 1964: 25)  Es kam zur Umsiedlung der einheimischen Beamten in 

das Innere Russlands (ebd.: 62) und zur sukzessiven Besetzung von Ämtern, Behörden und 

Institutionen  durch  orthodoxen  RussInnen.  (vgl.  Bukšs  1964:  25) „Die  Russifizierung 

Litauens begann am intensivsten nach dem Jahre 1863, als die letzten politischen Kräfte 

Polens und Litauens gebrochen waren.“ (Gaigalat 1917: 52)
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3.1.1.2. Die Russifizierung der Schulen

Im Jahr 1863 kam es zum einmaligen Phänomen der „Schrift- und Sprachverbote“, die von 

1865 bis 1904 andauerten. Im Zuge dessen wurde die russische Sprache in den Schulen als 

Unterrichtssprache eingeführt und alle anderen Sprachen als Mundarten bezeichnet. (vgl. 

Bukšs 1964: 28) In höheren Schulen wurde seit dem Jahr 1830 nur die russische Sprache 

angewendet. (vgl. ebd.: 26)

Den  Litauern  wurde  im  Gegensatz  zu  den  EstInnen  und  den  LettInnen  Bildung  und 

kultureller Fortschritt bis zum Anfang der 1880er Jahre untersagt. (vgl. ebd.: 61)

3.1.2. Russifizierungsmaßnahmen in Estland

Estland konnte sich in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts der kulturellen Russifizierung 

mit  Hilfe  des deutschen Adels,  der  ihnen gewisse Privilegien bestätigte,  entziehen und 

durch deutsche und deutschbaltische Bildungsträger die Grundlagen einer kulturellen Iden-

tität, die erst später zum Tragen kam, gewinnen. (vgl. Graudin 1997: 13) In Estland wurde 

die Leibeigenschaft zwischen 1816 und 1819, lange vor einer solchen Reform im restli-

chen Russischen Reich, abgeschafft. (vgl. ebd.: 13)

3.1.2.1. Die Russifizierung der Ämter

Durch die Konversionsbewegung der russischen Kirche in Estland schien die Sonderstel-

lung der baltischen Provinzen im Rahmen des Russischen Reiches erstmals in den 1840er 

Jahren gefährdet,  wobei in  den 1860er Jahren dann erste  Maßnahmen einer  Russifizie-

rungspolitik folgten. Diese verfolgte eine Angleichung in Verwaltung, Sprache und im Bil-

dungswesen an das Innere Reich. (vgl. Rauch 1977:21f.) So wurden alle Behörden mit 

RussInnen oder Einheimischen russisch-orthodoxen Bekenntnisses besetzt. Des Weiteren 

kam es zu ersten religiösen Russifizierungsversuchen ab dem Jahr 1863 durch die ersten 

Ansiedlungen russischer Arbeitskräfte. (vgl. Graudin 1997: 13)

Die deutschbaltische Ritterschaft spaltete sich als Folge dessen in zwei Lager, wobei das 

eine Lager die Russifizierungspolitik unter Beibehaltung von Privilegien duldete, während 
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das andere Lager das „deutsche Element“ (Graudin 1997: 13) im Baltikum als gefährdet 

betrachtete. (vgl. ebd.: 13)

3.1.2.2. Die Russifizierung der Schulen

Die  Russifizierung  des  Bildungswesens  brachte  im  Jahr  1894  eine  Umwandlung  der 

deutschsprachigen Universität Dorpat/Tartu in eine russischsprachige mit sich. (vgl. Meiss-

ner 199529; zit. nach Graudin 1997: 14).Volksschulen, in denen Estnisch Unterrichtsspra-

che war, wurden jedoch toleriert. (vgl. Weeks 2010) Noch im selben Jahr wurde Russisch 

alleinige Amtssprache im Baltikum. (vgl. ebd.: 14) 

Zusammenfassend und im Vergleich lässt sich feststellen, dass die Russifizierung in Litau-

en und in Estland durch deren unterschiedliche konfessionelle, sprachliche und geschichtli-

che Vergangenheit  auf mehreren  Ebenen und durch verschiedene Wege zum Ausdruck 

kam. Während sich in Litauen die Russifizierungsmaßnahmen durch Schrift- und Sprach-

verbote auf brutalere Weise äußerten, kam es in Estland zu einer milderen Form der Russi-

fizierung, da die örtlichen Sprachen nicht aus der Literatur vertrieben wurden. Die Russifi-

zierungspolitik hatte in beiden Gruppen zwar dasselbe Endziel, jedoch ergaben sich durch 

die vielen Wege und Methoden unterschiedliche Schwierigkeiten und Schäden, die sich in 

beiden Gruppen divergent ausprägten. (vgl. Bukšs 1964: 95)

3.2. Das „nationale Erwachen“ in Litauen und in Estland

Der Emanzipationsprozess in Litauen wies zwar im Vergleich zu Lettland und Estland ähn-

liche Phasen auf, jedoch lassen sich wesentliche Unterschiede bezogen auf einzelne Ele-

mente der gesellschaftlichen, politischen und religiösen Strukturen feststellen. So wird ein 

Parallelismus nur in größeren Linien der Entwicklung möglich. (vgl. Rauch 1977: 29)

29vgl. Meissner (1995): Die deutsche Studentenschaft in Dorpat/Tartu und ihr Verhältnis zu den politischen 
Gruppierungen. Unveröffentlichtes Manuskript. Köln.
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3.2.1. Das „nationale Erwachen“ in Litauen

Die agrar-soziale Emanzipation folgte in Litauen dem russischen Muster. So fand die Bau-

ernbefreiung erst 1861 statt.  Das eigentliche nationale Erwachen des litauischen Volkes 

stand im Zusammenhang mit der in Wilna gegründeten Universität, welche als Geburtsstät-

te der lituanischen Bewegung betrachtet wird. Zusätzlich wurde der katholischen Geistlich-

keit eine große Bedeutung beigemessen, da sich diese der litauischen Sprache und dem 

Volksschulwesen widmete. Im weiteren Verlauf kam es 1879 in Tilsit zur Gründung der 

„Litauischen Literärischen Gesellschaft“  und zur Einschleusung von Druckerzeugnissen 

über die deutsch-russische Grenze. (vgl. Rauch 1977: 30)

In der Weiterentwicklung der litauischen nationalen Emanzipation wurden Priestersemina-

re zu Widerstandszentren und Pflegestätten der litauischen Sprache. Junge Bauernsöhne 

trafen auf der Universität mit anderen ethnischen Gruppen aufeinander, die ihrerseits wie-

derum ein nationales Selbstbewusstsein ausgeprägt hatten. Dies wirkte als Anregung dafür, 

untereinander Litauisch zu sprechen, litauische Grammatiken zu studieren und Briefe in 

der Muttersprache zu verfassen. (vgl. Garleff 2004: 95)

3.2.2. Das „nationale Erwachen“ in Estland

In Estland kam es in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu einer aktiven Nationalbe-

wegung innerhalb der freien Bauernschaft und der estnischen Bürgerschaft. (vgl. Graudin 

1997: 14)

In den 1840er bis 1860er Jahren kam es seitens der baltischen Ritterschaften zu ersten 

Agrarreformen, wobei durch die Einführung der Geldpacht statt Fronpacht eine Sicherstel-

lung des bäuerlichen Landbesitzes gewährleistet wurde.

Folglich kam es durch die zweite Stufe der baltischen Agrarreformen zur geistigen Eman-

zipation, die mit der Gründung der „Estnische[n] Gelehrte[n] Gesellschaft“ im Jahr 1838 

einherging.

In den 1850er Jahren deklarierte sich die estnische Bevölkerung als Volk mit eigenen Bil-

dungsansprüchen, und es kam im Zuge des nationalen Erwachens zur Gründung von kultu-

rellen und landwirtschaftlichen Vereinen, Zeitungen und Zeitschriften, wobei Dorpat mit 
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der Gründung der Zeitung „Eesti Postimees“ im Jahr 1864 den eigentlichen Mittelpunkt 

dieser estnischen nationalen Bewegung darstellte. (vgl. Rauch 1977: 19ff.)

In den 1870ern und 1880ern kam es in Estland zu verschärften nationalen Bestrebungen, 

die von russischer Seite gefördert wurden und die sich hauptsächlich gegen den deutsch-

baltischen landbesitzenden Adel richteten. Gleichzeitig wurde aber auch das estnische Na-

tionalbewusstsein unterdrückt.  Mit der Industrialisierung in den Städten veränderte sich 

auch die ständische Gesellschaftsstruktur. Die sozialen Missstände führten zu einer Sym-

biose von Arbeiter- und Nationalbewegung. (vgl. Graudin 1997: 25f.)

3.2.3. Die Revolution von 1905/06 und deren Auswirkungen

Der russische Generaltstreik („Blutsonntag“)  in Petersburg löste im Jahr 1905 auch revo-

lutionäre Unruhen in baltischen Städten aus, wobei die Revolution von den Städten auf das 

Land hinausgetragen wurde. Es kam zu Kämpfen von aufständischen Bauern mit dem rus-

sischen Militär, und in Folge dessen wurden 184 Herrenhöfe niedergebrannt und Deutsche, 

darunter viele Geistliche, ermordet. In der darauffolgenden Niederwerfung der Revolution 

wurden EstInnen hingerichtet, zu Gefängnisstrafen verurteilt oder nach Sibirien deportiert. 

(vgl. Garleff 2004: 96)

Die Revolution führte in den baltischen Ländern zu Zugeständnissen auf der Ebene des 

muttersprachlichen Schulwesens und zu einem Aufschwung im Kulturwesen, woraufhin 

sich im folgenden Jahrzehnt eine Zivilgesellschaft entwickeln konnte. (vgl. Garleff 2004: 

96)

Zar Nikolaus II. (1894 – 1918) konzedierte als Folge der Unruhen im ganzen russischen 

Reich eine Staatsduma: (vgl. Graudin 1997: 16)

Die Umwandlung der zarischen Autokratie in eine konstitutionelle Mon-
archie mit der Reichsduma als Volksvertretung gab auch baltischen Poli-
tikern die Möglichkeit, sich trotz zunehmender Einschränkungen an der 
Legislative zu beteiligen. Ihren Abgeordneten in den russischen Reichs-
dumen  gelang  es  nach  1906  dennoch  nicht,  Autonomieforderungen 
durchzusetzen. (Garleff 2004: 96)
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Nichtsdestotrotz flaute die aktive Russifizierungspolitik der letzten Jahrzehnte ab, und die 

beschränkte Vereins- und Versammlungsfreiheit sowie der Erwerb von Grundeigentum re-

sultierte in einer erneuten Stärkung der baltischen Nationalbewegungen bis zum 1. Welt-

krieg. (vgl. Graudin 1997: 16)

3.2.3.1. Litauen

In Litauen hatte die Revolution von 1905 einen rein anti-russischen Charakter, welche ih-

ren  Schwerpunkt, durch das Fehlen eines Industrieproletariats, auf dem Lande etablierte. 

Die Niederwerfung der Revolution in Litauen vollzog sich weniger brutal als in Estland 

und bei der Auseinandersetzung mit Polen wurde Litauen von den russischen Behörden 

sogar unterstützt. (vgl. Garleff 2004: 96)

3.2.3.2. Estland

Wie bereits in Punkt 3.2.2. erwähnt, kam es in Estland zu einer Symbiose der Arbeiter- und 

Nationalbewegung. (vgl. Graudin 1997: 16) Nach dem Ausbruch der russischen Revoluti-

on 1905 löste sich auf einem Kongress in Dorpat eine selbstständige „Estnische Sozialde-

mokratische  Partei“  aus  der  gesamtrussischen  Arbeiterbewegung  heraus.  (vgl.  Rauch 

1977 :25) Das politisch radikalisierte städtische Proletariat und die ländliche Bevölkerung 

gingen zu blutigen Übergriffen gegen deutsche Großgrundbesitzer über. Diese Übergriffe 

wurden  wiederum  mit  äußerster  Härte  durch  „Strafexpeditionen  und  Standgerichte“ 

(Garleff 2004: 96) geahndet. (vgl. Graudin 1997:16)

3.3.  Der Weg in die Eigenstaatlichkeit

Der 1. Weltkrieg brachte in Osteuropa durch den Untergang des russischen Zarenreichs 

und durch die Begründung einer kommunistischen Sowjetmacht fundamentale Verände-

rungen mit sich. Dessen Ausmaß kam durch das Phänomen der Emanzipation der so ge-
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nannten Randstaaten – darunter Litauen und Estland -  zum Ausdruck. (vgl. Rauch 1977: 

35)

3.3.1. Litauen

Im Jahr 1915 kam es zur Eroberung des von Litauern besiedelten Gebietes durch deutsche 

Truppen.  Durch die deutsche Besetzung kam es sowohl in Litauen als auch in Lettland zur 

Evakuierung der dort ansässigen Bevölkerung. Die Flüchtlinge gründeten Hilfskomitees in 

Russland, die bald als nationale Sammelpunkte mit politischer Bedeutung fungierten. (vgl. 

Garleff 2004: 96) Es wurde von den Deutschen zwar ein Gerichtswesen und ein Schulwe-

sen eingerichtet, jedoch führten geforderte Ablieferungen aus Land- und Forstwirtschaft zu 

wachsendem Widerstand.  Aus einer  vorsichtigen  Propaganda Litauens  entwickelte  sich 

schon bald das Ziel einer weitgehend nationalen Unabhängigkeit.  (vgl. Hellmann 1966: 

134f.)

Litauen berief aufgrund seiner deutschen Besatzung und somit von den bolschewistischen 

Truppen unbehelligt  im Dezember  1917 einen gewählten  Landesrat  ein.  Der  litauische 

Staat wurde erstmals mit noch unklaren Grenzen ausgerufen. (vgl. Graudin 1997: 19) Am 

16. Februar wurde die Unabhängigkeit Litauens vom Litauischen Rat proklamiert und nur 

zwei Wochen danach der Friedensvertrag von Brest-Litowsk unterzeichnet. In diesem Ver-

trag verzichtete Russland auf alle Rechte und Ansprüche gegenüber den baltischen Staaten, 

jedoch kam es zu einem erneuten Vormarsch der russischen Armee, die immer weiter ins 

Land vordrang. In Litauen wurde als Reaktion eine Freiwilligen-Armee gebildet, die schon 

in den ersten Tagen einige Siege errang. (vgl. Suduvis 1947:  13ff.)

Durch weitergehende Friedensverhandlungen seitens der Sowjetunion und Litauen kam es 

am 12. Juli 1920 zur Unterzeichnung des Vertrages in Moskau, in dem die Sowjetunion Li-

tauen als souveränen Staat anerkannte. (vgl. Garleff 2004: 97)

Die Verfassung Litauens von 1922 dehnte die Rechte für nationale Minderheiten aus und 

stellte den Rahmen für eine Kulturautonomie, der jedoch in den darauffolgenden Jahren 

nicht ausgefüllt werden konnte. (vgl. Graudin 1997: 25) Im Jahr 1926 trat auf einer Min-

derheitenkonferenz in Riga die Situation Litauens als  ungünstigste  von allen baltischen 

Minderheiten hervor. (vgl. Garleff 2004: 98) Als Folge des minderheitenfeindlichen Kur-

ses der nationallitauischen Bewegung unter dem späteren Ministerpräsidenten Voldemaras 
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(1926-29)  und  auch  seinen  NachfolgerInnen  ließ  sich  kein  spezifisches 

Kulturautonomiemodell  mehr feststellen,  wobei trotzdem sowohl in Litauen als auch in 

Lettland  und  Estland  bis  zur  Besetzung  der  UdSSR  im  Sommer  1940  die  rechtliche 

Stellung der nationalen Minderheiten unangetastet blieb. (vgl. Graudin 1997: 25f.).

3.3.2. Estland

In Estland  verlief die Staatsgründung unter schwierigeren Umständen als in Litauen. (vgl. 

Graudin 1997: 20) Die Rahmenbedingungen für den Status einer unabhängigen Republik 

gingen aus dem Ersten Weltkrieg und den Wirren nach der Oktoberrevolution im Jahre 

1917 hervor. Konstantin Päts und das sogenannte Rettungskomitee riefen am 24. Februar 

1918 die Estnische Republik aus, im Anschluss daran wurde jedoch ganz Estland von deut-

schen Truppen okkupiert. Nach dem Zusammenbruch des deutschen Kaiserreichs und dem 

Abzug der deutschen Soldaten wollte die Rote Armee Estland unter sowjetische Kontrolle 

bringen.  Es  wurde  unter  der  provisorischen  estnischen  Regierung  ein  nationales  Heer 

zusammengestellt,  das  bis  Februar  1919  erfolgreich  die  Rotarmisten  aus  dem  Land 

vertreiben konnte. Im Februar 1920 kam es dann zur Unterzeichnung des Friedensvertrages 

von Tartu, in dem Estland als souveräner Staat anerkannt wurde. (vgl. Karin 1994: 37f.)

Estland wurde zum führenden Staat in der Entwicklung des Minderheitenrechtes, da sich 

die Staatsgründungsakte „an alle Volksstämme Estlands richtete“. Das „Gesetz über die 

Kulturselbstverwaltung der nationalen Minderheiten“, das 1925 verabschiedet wurde, gab 

Minderheiten die Möglichkeit, sich als öffentlich-rechtliche Körperschaften zu konstituie-

ren. (vgl. Garleff 2004: 98)

In  den darauffolgenden  Jahren  folgte  in  Estland  ein  kultureller  Aufschwung,  was  sich 

durch das literarische Erblühen der estnischen Sprache und durch die Wiedereröffnung der 

estnischen Universität in Tartu zeigte. (vgl. Urdze 1991: 19) 

Nach der Weltwirtschaftskrise geriet jedoch auch das liberale Estland in den Strudel des 

Chauvinismus, und im Jahre 1934 wurde die demokratische Verfassung durch einen Putsch 

beseitigt. (vgl. Kugler/Bisping 2008: 34)

Es begann die „Ära der Stille“, in der die Bürgerrechte, die Minderheiten-
gesetze, die Pressefreiheit abgeschafft sowie die Parteien verboten wur-
den und die Jugend der deutschen Volksgruppe immer stärker der natio-
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nalsozialistischen  Auslandspropaganda  verfiel.  (Kugler/Bisping  2008: 
34)

3.4. Die Rolle Litauens und Estlands im Zweiten Weltkrieg

Im Jahr 1939 wurden Estland, Lettland und Litauen erneut zum Spielball ihrer mächtigeren 

Nachbarn, als der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt vom 23. August 1939 mit seinem 

Geheimen Zusatzprotokoll Stalin den Zugriff auf die baltischen Staaten ermöglichte. (vgl. 

Butenschön 1992: 26) Der Nichtangriffspakt wurde jeweils vom sowjetischen Außenmi-

nister Molotov und vom deutschen Außenminister Joachim von Ribbentrop unterzeichnet, 

wobei beide Seiten zustimmten, Osteuropa nach den eigenen Interessensphären aufzutei-

len. (vgl. Senn 2007: 7) Molotov betonte die historische Bedeutung des Nichtangriffspak-

tes wie folgt:

Er bietet uns neue Möglichkeiten zur Vermehrung unserer Kräfte, zur 
andauernden Stärkung unserer Position und er  vermehrt  weiterhin die 
Möglichkeiten der Sowjetunion, die internationale Entwicklung zu be-
einflussen.30 (vgl. Degras III; zit. nach Myllyniemi 1979: 51)

3.4.1. Litauens Eingliederung in die Sowjetunion

 

Im geheimen Zusatzprotokoll des Nichtangriffspaktes wurde festgehalten, dass „das Gebiet 

des litauischen Staates in die Interessensphäre der UdSSR fällt.“ (Garleff 1940: 99) Jedoch 

gehörte zum Vertrag auch ein „vertrauliches Protokoll“, in dem die Sowjetunion den deut-

schen StaatsbürgerInnen, die in ihrer Interessensphäre wohnten, zusicherte, ihnen bei einer 

Übersiedelung nach Deutschland kein Hindernis in den Weg stellen zu wollen. (vgl. Myl-

lyniemi 1979: 53)  Im weiteren Verlauf sicherte sich die Sowjetunion durch Litauens Un-

terzeichnung eines neuen gegenseitigen Beistandspaktes das Recht, innerhalb des litaui-

schen Staates Garnisonen der Roten Armee zu errichten. (vgl. Suduvis 1947: 27) So muss-

te Litauen schließlich sowjetische Militärstützpunkte im eigenen Land hinnehmen und soll-

te im Gegenzug das Gebiet um Vilnius von Polen, nachdem die Rote Armee Ostpolen be-

setzte,  zurückerhalten.  (vgl.  Kugler/Bisping  2008:  241)  Im Sommer  1940 vollzog sich 

30vgl.Degras III S. 368-371. 
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dann die Sowjetisierung des Baltikums, indem die Sowjetunion den ungehinderten Zugang 

der Roten Armee ins Baltikum forderte und im Juli unter dem Bruch der Verfassung Parla-

mentswahlen nach sowjetischem Muster durchgeführt wurden. Durch Wahlmanipulation 

wurde  Litauen zu einer  sozialistischen  Sowjetrepublik  erklärt  und in  weiterer  Folge in 

Moskau der Antrag auf „Eingliederung“ in den sowjetischen Staatsverbund gestellt. (vgl. 

Garleff 2004: 100) Die sowjetische Zeit mit all ihren politischen und sozialen Konsequen-

zen wurde nur noch einmal durch die deutsche Besatzung von 1941 bis 1944 durchbro-

chen, (vgl. Butenschön 1992: 26) als Hitler im Sommer 1941 die Sowjetunion überfiel und 

das Baltikum besetzte. Es kam zur Liquidierung „unerwünschter“ Volksgruppen, vor allem 

der  JüdInnen,  und  so  „wurden  nahezu  90  Prozent  der  im  Jahre  1941  noch  230.000 

Personen zählenden jüdischen Minderheit Litauens getötet.“ (Garleff 2004: 100) Nach dem 

erneuten  Einmarsch  der  Sowjets  im  Jahr  1944  wurden  die  Völker  des  Baltikums 

unerbittlich  an  die  Wirtschaftsstruktur  und  Gesellschaftsordnung  der  Sowjetunion 

angeglichen. (vgl. Garleff 2004: 100)

3.4.2. Estlands Eingliederung in die Sowjetunion

Wie auch in Litauen und Lettland schloss die Sowjetunion nach dem Überfall der deut-

schen Wehrmacht auf Polen am 1. September, der den Zweiten Weltkrieg auslöste, einen 

Beistandspakt mit Estland, durch den sie Stützpunkte an den Küsten und auf den Inseln 

einrichten konnte. (vgl. Karin 1994: 40) Durch das geheime Zusatzprotokoll war Estland 

gezwungen, Tausende von russischen Soldaten in das bis dahin souveräne Land zu lassen. 

Kurz darauf wurde von deutscher Seite aus die Umsiedlung der Baltendeutschen in das Ge-

biet des deutschen Reiches veranlasst. Im Sommer des Jahres 1940 kam es in Estland zum 

Einmarsch von weiteren Truppen der Roten Armee. Die Regierung unter Konstantin Päts 

wurde abgelöst und in der russischen Botschaft neu „geformt“. Am 21. Juli 1940 wurde 

Estland eine sozialistische Republik und am 6. August Bestandteil der Sowjetunion. Im 

Zuge dessen wurden die Industrie, Banken und die Landwirtschaft verstaatlicht und Tau-

sende von EstInnen wurden verhaftet, verschwanden in Lagern oder wurden nach Sibirien 

deportiert.   (vgl.  Hartmann/Winkel  1992:  17f.)  Mit  dem  deutschen  Überfall  auf  die 

Sowjetunion  im  Juni  1941  musste  sich  die  Rote  Armee  aus  den  baltischen  Ländern 

zurückziehen und anfangs wurden die deutschen Soldaten als Befreier gefeiert. (vgl. Karin 
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1994: 40) Tatsächlich aber änderte sich nur die Form der Gewaltherrschaft,  da das Ziel 

eine Umwandlung der baltischen Länder in ein deutsches Land durch die Kolonisierung 

germanischer  Völker  und  die  Aussiedlung  und  Liquidierung  „unerwünschter“ 

Volksgruppen,  vor  allem der  jüdischen Bevölkerung,  war.  (vgl.  Garleff  2004:  100)  Es 

wurden  in  Estland  wie  auch  in  Lettland  und  Litauen  Konzentrationslager  errichtet,  in 

denen Tausende von Juden qualvoll  ihren Tod fanden. Als es im Jahr 1944 der Roten 

Armee jedoch in Leningrad gelang, die deutsche Front zu durchbrechen, brachten sie noch 

im  selben  Jahr  Estland  wieder  unter  ihre  Kontrolle.  Nach  dem  Krieg  übernahm  die 

Sowjetunion erneut die Macht in Estland. (vgl. Karin 1994: 41)

3.5. Litauen und Estland als Sozialistische Sowjetrepubliken

Mit der Okkupation Litauens und Estlands begann die Sowjetmacht, „verdächtige“ Kräfte 

zu vernichten, einheimische Führungsschichten zu verhaften und die einheimische Bevöl-

kerung in Konzentrationslager  und ins Innere der Sowjetunion zu deportieren,  um ihre 

Macht zu stärken und zu festigen. Die Deportationen brachten große Bevölkerungsverluste 

mit sich, welche eine Kompensation durch RussInnen nach sich zog. (vgl. Bukšs 1964: 

170ff.) Die nationalen Sprachen, Literaturen, aber auch das Brauchtum wurden einerseits 

offiziell  gefördert,  andererseits  diente  die  von  der  Kommunistischen  Partei  gelenkte 

Kulturarbeit  jedoch  nur  zu  einer  Annäherung  an  eine  „einheitliche  multinationale 

Sowjetkultur“. Die baltischen Völker mussten ihre ethnische Eigenständigkeit letztendlich 

gegen das Ideal des „Sowjetmenschen“ verteidigen. (vgl. Garleff 2004: 100)

3.5.1. Die Litauische Sozialistische Sowjetrepublik

Die Sowjetisierung und Umformung des öffentlichen und privaten Lebens vollzog sich in 

Litauen  gleich  nach  dessen  Annektierung  durch  die  Sowjetunion.  Fachleute  aus  dem 

Staatsapparat wurden durch Kommissare und Gehilfen aus Moskau ersetzt, und Organe der 

kommunistischen Partei kamen an die Stelle von ehemaligen Landräten. Es folgte ein Ge-

setz  über  die  Verstaatlichung  des  Privateigentums,  und  der  gesamte  Boden  wurde  als 

Staatseigentum deklariert. (vgl. Suduvis 1947: 39f.)
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Die Sowjetisierung ging Hand in Hand mit  der Russifizierung, welche 
ebenfalls alle Gebiete des sozialen und kulturellen Lebens erfaßte. Der 
Rat der Kommissare bediente sich in seinen Sitzungen nur der russischen 
Sprache. […] In den Behörden waren beide Sprachen gleichberechtigt. 
Im  Lehrplan  der  Volksschulen  figurierte  die  russische  Sprache  als 
Pflichtfach. […] Die Einführung der russischen Schrift wurde ebenfalls 
angekündigt. (Suduvis 1947: 45)

Das Sowjetregime verbot außerdem alle nichtkommunistischen Parteien und Organisatio-

nen sowie die nichtkommunistische Presse (ebd.: 48)

Im Zuge der Russifizierung fanden im gesamten Baltikum große Deportationswellen in 

den Jahren 1941, 1946 und 1949 statt. So wurden aus Litauen an die 420000 Personen ver-

schleppt, die in verschiedenen Konzentrationslagern, welche über die ganze Sowjetunion 

verstreut waren, lebten, arbeiteten und starben. (vgl. ELTA-Pressedienst 1964: 13; zit. nach 

Bukšs 1964: 171) Die besonders gewaltsame Russifizierungspolitik  der UdSSR galt  als 

Kennzeichen der stalinistischen Ära. Den Höhepunkt erreichte die  Russifizierungswelle 

dann zwischen den Jahren 1950 und 1955. In diesem Zeitraum wurden insgesamt bis zu 

eine Million SowjetbürgerInnen angesiedelt, woraus sich im Jahr 1959 ein Anteil der russi-

schen EinwohnerInnen in Litauen von weniger als 10%, in Estland von ca. 20 % und in 

Lettland sogar von ca. 27 % feststellen ließ. (vgl. Graudin 1997: 32) In Litauen wurde die 

katholische Kirche als ideologischer Gegner angesehen, was dazu führte, das ca. ein Drittel 

der  Geistlichkeit  deportiert  wurde.  (vgl.  Garleff  2004:  100)  Insgesamt  lässt  sich  nicht 

genau  feststellen,  wie  viele  EinwohnerInnen  der  baltischen  Bevölkerung  genau 

umgesiedelt  und  zwangsdeportiert  wurden,  dennoch  ist  klar,  dass  sich  die 

Zusammensetzung der Bevölkerung wesentlich verändert hat. (vgl. Bukšs 1964: 173)

3.5.2. Die Estnische Sozialistische Sowjetrepublik

Nach dem Krieg übernahm die Sowjetunion die Macht in Estland, welches von den regio-

nalen Untergliederungen der KPdSU31 regiert wurde. Es kam wie schon in Litauen und 

Lettland zu Massendeportationen und Verhaftungen. So wurde die estnische Bevölkerung 

bis zum Anfang der 50er Jahre um ca. 25 % dezimiert. (vgl. Karin 1994: 41)

31Kommunistische Partei der Sowjetunion
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Russifizierung bedeutete die Durchsetzung der Vormachtstellung der rus-
sischen Sprache (linguistische Russifizierung) und die gezielte Einwan-
derung von Russen (demographische Russifizierung) für die Industriali-
sierung und die Besetzung wichtiger Funktionen des Partei- und Staats-
apparates sowie für die sowjetischen Streitkräfte. (Thiele 1999: 18)

Die Russifizierungspolitik, die wie in Litauen ihren Höhepunkt von 1950 bis 1953 erreich-

te, umfasste sämtliche Bereiche des Lebens, so auch die gesamte Kulturpolitik. Sowohl in 

der  Literatur  als  auch in  der  „umgewerteten“  Geschichtsschreibung  war  es  üblich,  das 

„große und hilfsbereite“ russische Volk und alles Russische in den Himmel zu heben. (vgl.  

Kaelas 1958: 105ff.)

Mit dem Ende der 1940er Jahre setzte eine Kollektivierung der Landwirtschaft ein, und die 

Industrieproduktion wurde ausgebaut und zentral kontrolliert. Zwar kam es mit dem Tod 

Stalins im Jahr 1953 zu einer vorübergehenden Liberalisierung („Tauwetter“), wobei je-

doch trotzdem kein Ende der Russifizierung in Sicht war. Es wurden weiterhin Menschen 

aus anderen Sowjetrepubliken in den Industriezentren angesiedelt – so waren es zwischen 

1945 und 1959 um die 280 000 Menschen. Bis Anfang der 1980er Jahre führte dies zu ei-

ner  heftigen  Verschiebung  des  prozentuellen  Verhältnisses  der  Bevölkerungsgruppen. 

Rund 30 % der EinwohnerInnen Estlands waren nun RussInnen. (vgl. Karin 1994: 41)

3.6. Die „Singende Revolution“ und der Weg Litauens und Estlands in ihre Un-

abhängigkeit

Durch den Amtsantritt von Michail Gorbatschow im Jahr 1985 kam es in den baltischen 

Ländern zu einer Veränderung, die durch seine Reformation der Sowjetunion unter den 

Leitbegriffen Glasnost32 und Perestroika33 begünstigt wurde. Anfänglich wurden ökologi-

schen Themen – so etwa dem im Jahre 1987 „als „grüne Bewegung“ entstandenen Protest 

32Glasnost  ist  ein  von  Michail  Gorbatschow  geprägter  politischer  Leitbegriff,  welcher  die  politisch-
ideologisch begründeten Einschränkungen der Pressefreiheit  in der Sowjetunion lockerte  und aufhob, um 
eine bessere Transparenz der Entscheidungen im Partei- und Staatsapparat zu erreichen. (vgl. Bundeszentrale  
für politische Bildung: Glasnost. In: Schubert, Klaus/Martina Klein (2011): Das Politlexikon. 5., aktual. Aufl.  
Bonn: Dietz.)  http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/politiklexikon/17573/glasnost [letzter Zugriff: 03. 12. 
2012]
33Perestroika ist ein ebenfalls von Gorbatschow geprägter politischer Leitbegriff für die Umstrukturierung 
von Politik und Gesellschaft in der Sowjetunion. Dabei spielten vor allem eine Revision des zentralistischen 
Führungssystems, eine größere Effizienz der Wirtschaft und die Einführung marktwirtschaftlicher Elemente 
in  der  Wirtschaft  eine  Rolle.  (vgl.  Bundeszentrale  für  politische  Bildung:  Glasnost.  In:  Schubert,  
Klaus/Martina  Klein  (2011):  Das  Politlexikon.  5.,  aktual.  Aufl.  Bonn:  Dietz.) 
http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/politiklexikon/18002/perestroika [letzter Zugriff: 03. 12. 2012]
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gegen den in Nordestland geplanten Phosphoritabbau“(Garleff 2004: 100) und in Litauen 

dem Protest gegen die Errichtung eines neuen Kernkraftwerkes – große Bedeutung beige-

messen. (vgl. Garleff 2004: 100f.)

Zwischen 1987 und 1991 wurden die Unabhängigkeitsbewegungen Sąjū-
dis (Litauen), Latvijas Tautas Fronte (Lettland) und Rahvarinne (Estland) 
zu bestimmenden politischen Faktoren, deren Programmatik zwar nicht 
von vornherein die Wiederherstellung der staatlichen Unabhängigkeit ih-
rer Länder zum Ziel hatte, wohl aber ein Ende politischer Sowjetisierung 
und kultureller Russifizierung sowie eine Beschränkung der Migration. 
(Graudin 1997: 34)

3.6.1. Die nationale Unabhängigkeitsbewegung durch die Volksfront „Sąjūdis“ in Li-

tauen

Im Oktober 1988 konstituierten sich in den baltischen Republiken so genannte „Volksfron-

ten“, die gut organisierte Massenbewegungen mit Verbindungen bis in die Reihen der KP-

Mitglieder schufen. (vgl. Garleff 2004: 100) Die Volksfront „Sąjūdis“ in Litauen verfolgte 

mit der Volksfront Lettlands und Estlands folgende gemeinsamen Ziele: (vgl. Urdze 2004: 

103)

(1) Demokratisierung von Politik und Gesellschaft.

(2) Gegen das Machtmonopol der KP aufzutreten,

(3) die Sowjetunion zu dezentralisieren und

(4) eine wirtschaftliche und kulturelle Souveränität der Republiken anzusteuern. 

     Im Jahr 1988 wurde eine Souveränitätserklärung Litauens vom Obersten Rat angenommen, 

jedoch von Seiten der UdSSR nicht akzeptiert und zurückgewiesen. (vgl. Urdze 2004: 103) 

Neben dem Unabhängigkeitsprozess vollzog sich gleichzeitig der Autoritätsverfall der bal-

tischen kommunistischen Republikparteien, der durch Massenaustritte zum Vorschein trat. 

So gab der Oberste Rat der Litauischen SSR (LtSSR) dem Druck nach und strich im De-

zember 1989 den Artikel, der das politische Monopol der KP postulierte, aus der Verfas-

sung und ersetzte ihn durch eine Norm, die ein Mehrparteiensystem ermöglichte.(vgl. Die 

Welt 1989: 134; zit. nach Graudin 1997: 35)

34vgl. Die Welt vom 8. 12. 1989. S. 1
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Als Zeichen und Demonstration der gewollten Wiederherstellung der Unabhängigkeit bil-

deten die baltischen Staaten im August 1989 den „Baltischen Weg“, eine 600 km lange 

Menschenkette von Tallinn über Riga nach Vilnius. Am Ende desselben Jahres erklärte 

sich die Litauische KP als  unabhängig von der KPdSU. Im Jahr 1990 kam es in Litauen zu 

den ersten freien Parlamentswahlen, bei der VertreterInnen der Sąjūdis als GewinnerInnen 

hervorgingen. Am 11. März 1990 wurde die Wiederherstellung der Unabhängigkeit  der 

Republik  Litauen  seitens  des  Obersten  Rats  proklamiert,  wobei  diese  jedoch  von  der 

UdSSR für ungültig erklärt und als Reaktion eine Wirtschaftsblockade  verhängt wurde. 

(vgl. Urdze 2004: 103) Es war der Beginn eines teilweise blutigen Nervenkrieges zwischen 

der litauischen Regierung und den Exekutivorganen der UdSSR, der aber schließlich in ein 

Referendum mit einer Mehrheit von 90, 47 % für die Unabhängigkeit Litauens am 9. Fe-

bruar 1991 mündete. (vgl. Graudin 1997: 36) Im August 1991, nachdem ein Putschversuch 

gegen Gorbatschow scheiterte, erlangte Litauen schließlich seine Unabhängigkeit wieder. 

(vgl.  Pan/Pfeil  2006:  271)  Am 6.  September  1991 wurde die  Unabhängigkeit  Litauens 

durch die UdSSR offiziell anerkannt. (vgl. O´Connor 2006: 31)

In Litauen bestätigte das Volk am 25. Oktober 1992 die vom litauischen 
Seimas am 6. November 1992 beschlossene Verfassung der Republik Li-
tauen (VerfLtR). (Graudin 1997: 37)

3.6.2. Die „Singende Revolution“ in Estland

Nachdem sich die im Jahr 1987 entstandene Ökologiebewegung zu einer wichtigen Pro-

testbewegung  emanzipierte,  folgte  1988  die  Gründung  der  oppositionellen  Estnischen 

Volksfront (Rahvarinne) mit ihrer Forderung nach Autonomie. Im Zuge des Protests wur-

den Hunderttausende Menschen mobilisiert und schließlich ging die Manifestation auf der 

Sängerwiese in Tallinn als Singende Revolution in die Geschichte ein, bei der mehr als 300 

000 Menschen die Unabhängigkeit forderten. So sollte Moskau die Existenz der geheimen 

Zusatzprotokolle zum Hitler-Stalin-Pakt offenlegen und Estlands Beitritt zur Sowjetunion 

als unrechtmäßig anerkennen. Nachdem Moskau eine von Estland vorgelegte Souveräni-

tätserklärung als nichtig erklärte, bildeten 1989 die BaltInnen, wie bereits im vorigen Punkt 

3.6.1. erwähnt, noch einmal eine 600 km lange Menschenkette von Tallinn über Riga nach 

Vilnius, um ihren Willen nach Unabhängigkeit zu zeigen und einzufordern. Erneut befand 

56



Gorbatschow im Jahr 1990, nachdem Wahlen der Volksfront 43 von 105 Sitzen einbrachte 

und die neue Volksvertretung Estland als souveränen Staat deklarieren wollte, die Souverä-

nitätserklärung für ungültig. Schließlich riefen die VertreterInnen im estnischen Obersten 

Sowjet im August 1991, nachdem ein Referendum wiederum eine klare Mehrheit für die 

Forderung nach Unabhängigkeit ergab und nachdem im August 1991 ein Putschversuch 

gegen Gorbatschow – der die Kommunistische Partei  endgültig  in Misskredit  brachte - 

scheiterte, die Unabhängigkeit Estlands aus. Die Unabhängigkeit  Estlands wurde unmittel-

bar danach, am 6. September 1991, durch die UdSSR offiziell anerkannt. (vgl. Karin 1994: 

42f.)
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4.  DIE SOZIALE INTEGRATION DER RUSSISCHSPRACHIGEN 

MINDERHEIT IN LITAUEN UND ESTLAND AM BEISPIEL DER 

STAATSBÜRGERSCHAFTSPOLITIK

Dieses Kapitel untersucht die Staatsbürgerschaftspolitik in Litauen und Estland, um den 

Einfluss von Staatsbürgerschaft als rechtliche Kategorie auf das soziale Phänomen der In-

tegration näher zu beleuchten. Anhand der unterschiedlichen Staatsbürgerschaftsgesetze in 

Litauen und Estland wird aufgezeigt, in wieweit sich dadurch Probleme der russischspra-

chigen Minderheit hinsichtlich ihrer sozialen Integration feststellen lassen und in welchen 

Bereichen diese am stärksten auftreten bzw. überhaupt vorhanden sind. Die Analyse kon-

zentriert sich auf Estland und seine restriktive Staatsbürgerschaftspolitik, da aus dieser Pro-

blematik (in Verbindung mit anderen Faktoren) maßgebliche Schwierigkeiten bei der Inte-

gration der russischsprachigen Minderheit auftreten.

Im Allgemeinen wird Staatsbürgerschaft, die rechtliche Verbindung zwischen einem Indi-

viduum und einem Staat,  als eindeutiges Konzept verstanden. Bei genauerem Hinsehen 

lässt  sich Staatsbürgerschaft  jedoch keineswegs einfach definieren,  sondern ist  mit  ver-

schiedenen Konzepten und Bereichen verbunden. (vgl. Reichel 2011: 17)

Es existiert keine allgemein gültige, eindeutige Definition von Staatsbürgerschaft, jedoch 

ist  sie in  erster Linie  eine rechtliche Kategorie.  Rechtliche Ansprüche und Regelungen 

werden einerseits als Produkte politischer und sozialer Phänomene betrachtet,  wobei sie 

andererseits  im  Gegenzug  politische  und  soziale  Phänomene  beeinflussen.  (vgl. 

Fullbrook/Cesarani  1996a:  210f.;  zit.  nach  Reichel  2011:  17)  Als  Folge  dessen  muss 

Staatsbürgerschaft  interdisziplinär  behandelt  werden  und  umfasst  Disziplinen  wie  z.B. 

Rechtswissenschaften, Politikwissenschaften, Soziologie, Geschichte und Ökonomie. (vgl. 

Reichel 2011: 17)

Laut Reichel ist für die Definition von Staatsbürgerschaft die analytische Unterscheidung 

von Staatsangehörigkeit (nationality) und Staatsbürgerschaft (citizenship) essentiell, wobei 

unter dem Terminus Staatsbürgerschaft die Rechte und Pflichten eines Individuums inner-

halb des jeweiligen Staates verstanden werden. (vgl. Reichel 2011: 18)
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Reichel  verweist  in  Anlehnung  an  Bauböck  auf  die  Aufteilung  in  drei  konzeptionelle 

Dimensionen von Staatsbürgerschaft: (Bauböck 2006: 16; zit. nach Reichel 2011: 18)

1. Staatsbürgerschaft als politischer und rechtlicher Status;

2. die mit diesem Status verbundenen gesetzlich geregelten Rechte und Pflichten; so-

wie

3. individuelle Praktiken, Dispositionen und Identitäten, die diesem Status zugeschrie-

ben bzw. von diesem Status erwartet werden.

4.1. Die Staatsbürgerschaftspolitik und deren Auswirkungen auf die soziale Integrati-

on in Litauen

Litauen wählte in Bezug auf die Staatsbürgerschaftspolitik einen integrativen Ansatz (vgl. 

Nørgaard/Johannsen 1996: 157) und entschied sich im Staatsbürgerschaftsgesetz vom 3. 

November 1989, als Litauen noch Teil der UdSSR war, für die sogenannte „Null-Lösung“. 

(vgl. Graf/Kerner 1998: 310)

Die „Null-Lösung“ bedeutete,  dass Litauen seinen EinwohnerInnen zwei Jahre lang die 

Wahl der Staatsbürgerschaft freistellte. (vgl. Henning 2005: 64) So hatten ZuwanderInnen 

und ihre Nachfahren in diesen zwei Jahren die Möglichkeit, um die litauische Staatsbürger-

schaft  anzusuchen.  Bis  dahin  wurden  sie  den  litauischen  StaatsbürgerInnen  rechtlich 

gleichgestellt.  Gleichzeitig  wurden  sie  von  den  Einbürgerungsanforderungen,  die  im 

Staatsbürgerschaftsgesetz  festgelegt  waren,  ausgenommen  und  mussten  deshalb  keinen 

Nachweis  litauischer  Sprach-,  Geschichts-  und  Verfassungskenntnisse  erbringen,  keine 

zehnjährige Mindestaufenthaltsdauer in Litauen vorweisen sowie keinen Loyalitäteid auf 

den litauischen Staat leisten. (vgl. Graf/Kerner 1998: 310)

Ausgenommen  waren  jedoch  Mitglieder  der  sowjetischen  Streitkräfte,  der 

Sicherheitsdienste und anderer „repressiver Strukturen“. Diese Personen wurden nicht als 

legal im Land ansässige oder beschäftigte AusländerInnen betrachtet. (vgl. OECD 1999: 

119)
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Die Mehrheit der Betroffenen machte von diesen Regelungen Gebrauch, während Perso-

nen, die nicht um die Staatsbürgerschaft ansuchten, von nun an als AusländerInnen galten. 

AusländerInnen unterlagen zwar den im Gesetz festgelegten Einbürgerungsregelungen, je-

doch erhielten sie automatisch eine unbefristete Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis. (vgl. 

Graf/Kerner 1998: 310) In der vorgesehenen Zeit von November 1989 bis November 1991 

entschieden sich fast alle EinwohnerInnen für die litauische Staatsbürgerschaft. (vgl. Kettig 

2004: 168) 

Im Dezember 1991 kam es zur Einführung des neuen litauischen Staatsangehörigkeits-

rechts. Darin wurde verankert, dass die Voraussetzungen für den Erhalt der Staatsbürger-

schaft ein dauerhafter Wohnsitz in Litauen von mindestens zehn Jahren, gute Kenntnisse 

der litauischen Sprache und  Kenntnisse der litauischen Verfassung waren. Personen, die 

diese Voraussetzungen schon vor dem 15. Juni 1940 erfüllten, bekamen automatisch die 

litauische Staatsbürgerschaft. (vgl. Kettig 2004: 168)

Litauen und Russland unterzeichneten ein Abkommen, wonach die 40.000 sowjetischen 

BürgerInnen, die im Zeitraum vom 3. Oktober 1989 bis 26. Juni 1991 nach Litauen kamen, 

vom Sprachtest ausgenommen wurden. (vgl. Schmidt 2003: 109) 

Aus dem Zensus von 2001 ging hervor, dass 99 % der Bevölkerung in Litauen die litaui-

sche Staatsbürgerschaft, 0,4 % die russische und 0,2 % die anderer Länder besaßen. Ledig-

lich 0,3%  der Bevölkerung hatten keine Staatsbürgerschaft und 0,1 % machten keine An-

gaben. (vgl. Darquennes 2004a: 196) 

Litauische StaatsbürgerInnen verloren bis zum Jahr 2002 automatisch ihre Staatsbürger-

schaft, sobald sie BürgerIn eines anderes Landes wurden. Diese Bestimmung wurde in den 

1990ern zu einem immer größeren Problem, da eine bedeutende Emigrationswelle einsetz-

te.  Menschen,  die  nun  eine  andere  Staatsbürgerschaft  besaßen,  konnten  dadurch  umso 

schwieriger nach Litauen zurückkommen. Schließlich wurde das Staatsbürgerschaftsgesetz 

im Jahr 2002 abgeändert. Von nun an konnten litauische StaatsbürgerInnen durch Ausnah-

meregelungen ihre Staatsbürgerschaft behalten, auch wenn sie StaatsbürgerInnen eines an-

deren Landes wurden. (vgl. Darquennes 2004a: 196)
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Einbürgerungswillige  Menschen  mussten  sich  allgemein  für  eine  Staatsbürgerschaft 

entscheiden. Eine doppelte Staatsbürgerschaft wurde nur in begründeten Ausnahmefällen 

genehmigt. (vgl. Brake 2007)

Des Weiteren war im abgeänderten Gesetz, das im Jahr 2003 in Kraft trat, festgelegt, dass 

eine Person eingebürgert werden kann, wenn sie: (vgl. Brake 2007)

• seit mindestens zehn Jahren in Litauen lebt,

• einen Treueeid leistet,

• eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis besitzt,

• einen Sprach- und Verfassungstest positiv ablegt, und

• ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten kann.

Die folgende Tabelle zeigt den Anteil der ausländischen Wohnbevölkerung Litauens und 

der Staatenlosen in Litauen im Zusammenhang mit der Art ihrer Aufenthaltsgenehmigung 

in den Jahren 2001 bis 2005 auf. Ersichtlich wird, dass die liberale Staatsbürgerschaftspoli-

tik Litauens im Allgemeinen zu einem sehr geringen Anteil an Personen, die nicht die li-

tauische Staatsangehörigkeit besaßen und/oder staatenlos waren, führte. Obwohl die Be-

völkerung Litauens leicht abnahm,  ist in den Jahren von 2001 bis 2005 sogar ein geringer 

Anstieg von Personen ohne die litauische Staatsangehörigkeit und staatenloser Menschen 

zu verzeichnen:

Ausländische Wohnbevölkerung und Staatenlose nach Art der

Aufenthaltsgenehmigung
2001 2002 2003 2004 2005

Bevölkerung insgesamt 3.487.000 3.475.600 3.462.900 3.445.900 3.425.500
Personen nicht--

litauischer Staatsangehö-

rigkeit und Staatenlose

30.200 28.100 30.500 30.200 32.600

Personen mit permanen-

ter Aufenthaltsgenehmi-

gung

26.400 23.300 25.100 25.400 25.600

Personen mit temporärer 

Aufenthaltsgenehmigung
3.800 4.800 5.400 4.800 7.000
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Anteil  der ausländischen 

Wohnbevölkerung inkl. 

Staatenlose (in %)

0,87 0,81 0,88 0,88 0,95

(Quelle: Statistisches Amt der Republik Litauen; Abteilung für Einbürgerung und Aus-

weisdokumente im Innenministerium; zit. nach Brake 2007)

Insgesamt lässt sich in Litauen durch seine Staatsbürgerschaftspolitik eine schnelle Integra-

tion von ZuwanderInnen und ihren Nachfahren feststellen, wodurch das Konfliktpotential 

im Bereich der Staatsbürgerschafts- und Ausländerpolitik relativ gering gehalten werden 

konnte. (vgl. Graf/Kerner 1998: 310)

4.1.1. Die Grundzüge der Staatsbürgerschaftsgesetze vom 3. November 1989, vom 5. 

Dezember 1991 und vom 17. September 2002

In der litauischen Verfassung sind sowohl der Rahmen des Staatsangehörigkeitsrechts als 

auch die Staatssprache in einer Staatsfundamentalnorm festgelegt. Art. 12 bezieht sich auf 

den Erwerb der Staatsbürgerschaft  gemäß dem Wortlaut „durch Geburt“. Offen blieb an-

fänglich jedoch, ob die Staatsbürgerschaft schon eintrat, wenn die Person in Litauen gebo-

ren wurde oder ob einer der beiden Elternteile bei der Geburt bereits litauische(r) Staats-

bürger(in) sein musste. (vgl Graudin 1997: 53)

Art. 12: Die Staatsbürgerschaft der Republik Litauen wird durch Geburt 
oder auf gesetzlichen Grundlagen erworben. Mit Ausnahme der gesetz-
lich geregelten Fälle, kann niemand zugleich Staatsbürger der Republik 
Litauen und eines anderen Staates sein.  Die Regelungen für Erteilung 
und Verlust der Staatsbürgerschaft der Republik Litauen sind durch Ge-
setze festzulegen. (Parliamentary Record 11/1992: 3; zit. nach Graudin 
1997: 53)

Vor der Inkraftsetzung der litauischen Verfassung im Obtober 1992 wurde das Staatsbür-

gerschaftsgesetz, das auf dem Abstammungsprinzip (jus sanguinis) beruht, bereits im Jahr 

1991 verabschiedet. Trotz des Inkrafttretens der neuen Verfassung, die auf dem jus soli be-

ruht, wurde das Staatsbürgerschaftsgesetz nicht geändert, wurde aber zur Interpretation der 

die Staatsbürgerschaft betreffenden Normen der litauischen Verfassung herangezogen. In 
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diesem Fall bedeutet „durch Geburt“, dass mindestens ein Elternteil die litauische Staatsan-

gehörigkeit besitzen musste. (vgl. Graudin 1997: 53f.)

Dem Wortlaut zufolge ist laut Art. 12 eine doppelte Staatsbürgerschaft unter Gesetzesvor-

behalt in Ausnahmefällen möglich. (vgl. Graudin 1997: 54) Graudin fügt hinzu, dass Litau-

en darauf bedacht war, eine doppelte Staatsbürgerschaft als „Rückversicherung“ oder Pri-

vilegierung  im  Falle  einer  erneuten  Okkupation  durch  das  eindeutige  Bekenntnis  zum 

Staatsvolk Litauen zu vermeiden. (vgl. Graudin 1997: 55)

Eine Präzisierung des Art. 12 garantiert ein „gesetzförmiges Verfahren für Einbürgerungen 

und Entlassungen aus der litauischen Staatsbürgerschaft“ (Graudin 1997:55). Des Weiteren 

formuliert  Art.  32  der  litauischen  Verfassung  verfassungsrechtliche  Vorgaben  für  das 

Staatsbürgerschaftsrecht. (vgl. Graudin 1997: 55)

Laut Kettig gewährt die litauische Verfassung nur den eigenen StaatsbürgerInnen einen 

umfangreichen Minderheitenschutz, was den Schutz ohne die Staatsangehörigkeit auf ein 

Minimum reduziert. In Art. 37 der Verfassung ist festgelegt, dass StaatsbürgerInnen, die 

Mitglied einer ethnischen Gemeinschaft, sind, zur Entwicklung ihrer Sprache, Kultur und 

Gebräuche berechtigt sind. (vgl. Kettig 2004: 139) In Art. 45 heißt es weiter:

Die ethnischen Gemeinschaften der Staatsbürger verwalten eigenständig 
die Angelegenheiten ihrer nationalen Kultur, der Bildung, ihrer Organisa-
tionen, der Wohlfahrt und gegenseitiger Unterstützung. Der Staat unter-
stützt die ethnischen Gemeinschaften. (Kettig 2004: 139)

Hier wird deutlich, dass der Begriff der ethnischen Gemeinschaft auf Menschen begrenzt 

ist, die die litauische Staatsbürgerschaft haben. Diese Einschränkung laut Verfassung führt 

wiederum dazu, dass Menschen, die einer Minderheit angehören, welche nicht im Besitz 

der litauischen Staatsbürgerschaft sind, einerseits keine staatliche Unterstützung erhalten 

und andererseits nicht den selben Status wie litauische StaatsbürgerInnen genießen.

Im Art. 1 des Staatsbürgerschaftsgesetzes der Litauischen SSR von 1989 war festgelegt, 

dass „Personen, die bis zum 15. Juni 1940 ständige Einwohner auf dem heutigen Territori-

um der Litauischen SSR waren, deren Kinder und Enkel, die ständig auf dem Territorium 
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der Litauischen SSR leben“ (Schmidt 2005: 52) litauische StaatsbürgerInnen waren. Die 

anderen EinwohnerInnen konnten unter bestimmten Voraussetzungen, die bereits im vori-

gen Punkt näher beschrieben wurden, die litauische Staatsbürgerschaft  erwerben, wobei 

eine Frist bis zum 4. November 1991 gesetzt wurde. Danach galten die allgemeinen Ein-

bürgerungsmaßnahmen. (vgl. Schmidt 1993: 103)

Im Staatsbürgerschaftsgesetz von 1991 wurden im Art. 1 Personen, die bis zum 4. Novem-

ber 1991 die litauische Staatsbürgerschaft nach dem Staatsbürgerschaftsgesetz von 1989 

erwarben,  als  litauische  StaatsbürgerInnen  der  Republik  Litauen  bezeichnet.  Zusätzlich 

legte Art. 10 fest, dass Kinder, deren Eltern staatenlose Personen und ständige Einwohne-

rInnen Litauens sind, die Staatsbürgerschaft der Republik Litauen erwarben. Hinsichtlich 

der Voraussetzungen für den Erwerb der Staatsbürgerschaft kam es zu der restriktiveren 

Regelung (vgl. Schmidt 2005: 53f.) im neuen Staatsbürgerschaftsgesetz von 1991. So wur-

de die Regelung, nach der ein dauerhafter Aufenthalt und ein wirtschaftliches Produktions-

verhältnis für die litauische Staatsbürgerschaft ausreichten, nicht mehr beibehalten. (vgl. 

Graudin 1997: 80)

Im Staatsbürgerschaftsgesetz von 2002 wurden die Regelungen bezüglich der Vorausset-

zungen für den Erwerb der litauischen Staatsbürgerschaft weitergeführt. Litauische Staats-

bürgerInnen  mussten  sich  in  der  Regel  für  eine  Staatsbürgerschaft  entscheiden.  (vgl. 

Parliament of the Republic of Lithuania 2009)

Eine doppelte Staatsbürgerschaft wurde, wie in Art. 1 festgelegt, nur in Ausnahmefällen 

genehmigt: (vgl. Parliament of the Republic of Lithuania 2009)

2. A citizen of the Republic of Lithuania may not at the same time be 
citizen  of  another  state,  except  for  persons  who  held  citizenship  of 
Lithuania  prior  to  15  June  1940  and  were  exiled  or  departed  from 
Lithuania in the period of occupations from 15 June 1940 to 11 March 
1990 as well as in the individual cases provided for in paragraph 1 of  
Article 8, Article 9, paragraph 4 of Article 12, paragraph 1 of Article 16, 
paragraphs 3 and 4 of Article 17, paragraph 2 of Article 18 of this Law. 
(Parliament of the Republic of Lithuania 2009)
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4.2. Die Staatsbürgerschaftspolitik und deren Auswirkungen auf die soziale Integrati-

on in Estland

Nach der Wiedererlangung der Unabhängigkeit konnte sich Estland nicht in einen rechts-

freien Raum begeben und alle Gesetze galten zunächst weiter. Die „eigentliche“ neue Ge-

setzgebung setzte erst mit dem Zusammentritt des ersten freiwilligen Parlaments der Nach-

kriegszeit  im September 1992 ein,  obwohl schon vorher von einer  Übergangsregierung 

wichtige Rechtsakte vollzogen wurden. (vgl. Hasselblatt  1995: 106) Die politische Ent-

wicklung des Landes und eine rechtliche Emanzipation wurden durch Gesetze, die in den 

Jahren 1989 und 1991 angenommen wurden, eingeleitet. (vgl. Meissner 1991: 125)

Neben der Ausarbeitung einer neuen Verfassung war ein Staatsangehörigkeitsgesetz von 

hoher Relevanz.  (vgl.  Hassellblatt  1995: 106) Die Staatsangehörigkeit  stellt  nach estni-

schem Recht eine Voraussetzung für die Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit dar. 

(vgl. Thiele 1998: 1985f.) Da Estland die so genannte „Null-Lösung“ und damit die auto-

matische Staatsbürgerschaft für alle BewohnerInnen der ehemaligen estnischen sozialisti-

schen Sowjetrepublik ablehnte (vgl. Smith 1999: 302), kam es zur Wiedereinsetzung des 

entsprechenden Gesetzes von 1938 mit einigen Ergänzungen und Anpassungen. (vgl. Has-

selblatt 1995: 106f.)

Die Grundpfeiler des estnischen Staatsangehörigkeitsgesetzes, das im Februar 1992 in der 

Fassung vom 16. Juni 1940 seine Wiedereinsetzung fand, sind das ius sanguinis und die 

Vermeidung einer doppelten Staatsbürgerschaft. Demnach galten Personen als Staatsange-

hörige der Republik Estlands, welche selbst oder deren Eltern bzw. elterliche Vorfahren 

vor der  sowjetischen Okkupation die  estnische Staatsbürgerschaft  besaßen.  (vgl.  Thiele 

1998: 185f.) 

Im Gesetz waren keine Bestimmungen über die Staatsangehörigkeit auf der Grundlage des 

Geburtsortes (ius soli) oder eines längeren Wohnsitzes enthalten, weshalb Nicht-EstInnen, 

die nach 1940 nach Estland kamen, automatisch von der Staatsangehörigkeit ausgeschlos-

sen wurden. (vgl. Thiele 1998: 185f.)  Sie wurden formal als AusländerInnen definiert, die 

nach einem zweijährigen Aufenthalt in Estland, startend mit März 1990, die Einbürgerung 

beantragen konnten. (vgl Brubaker 1992: 282; zit. nach  Nørgaard/Johannsen 1996: 158) 

Jene EinbürgerungsbewerberInnen, die ihren Antrag vor den Wahlen zum Estnischen Kon-
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gress im Februar 1990 gestellt hatten, wurden von der Sprachprüfung befreit. Des Weiteren 

wurden älteren Menschen und Menschen mit Behinderung Erleichterungen bei der Sprach-

prüfung zugestanden. (vgl. Schmidt 2004: 19)

Folglich mussten Personen, die keine Vorfahren estnischer Staatsangehörigkeit nachweisen 

konnten, einen Aufenthalt von zwei Jahren (Stichtag 30. März 1990), einen Nachweis der 

Sprachkenntnisse und vom Zeitpunkt der Antragstellung einen einjährigen Aufenthalt vor-

weisen. (vgl. Hasselblatt 1995: 106f.) Die für die Einbürgerung vorgeschriebene Kenntnis 

von Sprache, Kultur und Verfassung führte dazu, dass ein Großteil der russischsprachigen 

Bevölkerung  dadurch  nicht  an  den  Parlamentswahlen  im  September  1992  teilnehmen 

konnte. (vgl. Hanne/Onken/Götz 1998: 311)

Des Weiteren war eine doppelte Staatsbürgerschaft im Gesetz weder vorgesehen noch aus 

estnischer Sicht erwünscht. BewerberInnen, die vor den Wahlen zum Estnischen Kongress 

im Februar 1990 um die Staatsbürgerschaft  ansuchten,  konnten umgehend eingebürgert 

werden, was bis zum Jahr 1994 etwas mehr als die Hälfte aller Einbürgerungen ausmachte.  

Das Gesetz wurde seitdem mehrmals ergänzt und präzisiert.  (vgl. Hasselblatt 1995: 106f.)

Ein Jahr nach der Einführung des ersten Staatsbürgerschaftsgesetzes 1992 wurde im Jahr 

1993 das estnische Ausländerrecht verabschiedet. Jede Person, die keine estnische Staats-

bürgerschaft besaß, sondern entweder die eines anderen Staates aufwies oder als staatenlos 

galt, wurde in diesem Gesetz als AusländerIn definiert. (Kettig 2004: 164) Zusätzlich legte 

das Gesetz fest, dass „ein Ausländer, der vor dem 1. Juli 1990 nach Estland gekommen war 

und Einwohner des ehemaligen Estland gewesen ist, sich um eine vorübergehende Aufent-

haltsgenehmigung bewerben konnte. Eine Bewerbung für die dauernde Aufenthaltserlaub-

nis war auch möglich.“ (Kettig 2004: 164)

Bei der Verabschiedung des Ausländergesetzes kam es in Estland zu Problemen und Pro-

testen, da das Gesetz eine Gleichstellung von AusländerInnen, die erst kurz in Estland leb-

ten, und z.B. von RussInnen, die schon seit Jahren dort lebten und nun plötzlich eine Ar-

beits- und Aufenthaltserlaubnis brauchten, mit sich brachte. (vgl. Hasselblatt 1995: 108)

Die Antragsfrist verlängerte sich aufgrund einiger Verzögerungen bezüglich der Umset-

zung des Gesetzes und internationaler Kritik mehrere Male. 335.368 Menschen hatten am 

1. Januar 1997 die permanente Aufenthaltserlaubnis erlangt. (vgl. Kettig 2004: 164)
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In Bezug auf das Staatsbürgerschaftsgesetz kam es in den darauffolgenden Jahren vermehrt 

zu Protesten seitens estnischer Nationalisten, die härtere Bestimmungen und längere Fris-

ten für den Erwerb der Staatsbürgerschaft forderten. (vgl. Ettmayer 1999: 32) Nach einer 

Diskussion über eine Neufassung und dem Wunsch aus politischen Kreisen, eine  strengere 

Fassung einzuführen,  kam es am 19. Jänner 1995 schließlich zur Verabschiedung eines 

neuen  Staatsangehörigkeitsgesetzes  (vgl.  Hasselblatt  1995a:  122;  zit.  nach  Hasselblatt 

1995: 108), welches von Staatspäsident Lennart Meri unterschrieben wurde. (vgl. Ettmayer 

1999: 31)

Das neue Staatsbürgerschaftsgesetz setzte nun eine Aufenthaltsdauer von fünf Jahren vor 

der  Antragstellung voraus.  (vgl.  Riigi  teataja  1995:  41135;  zit.  nach  Hanne/Onken/Götz 

1998: 311) Zusätzlich zur Sprachprüfung mussten Personen, die durch eine Einbürgerung 

die estnische Staatsbürgerschaft erwerben wollten, eine Prüfung über die Kenntisse des est-

nischen Verfassungs- und Staatsangehörigkeitsrechts positiv absolvieren. Schmidt zufolge 

stellten diese Prüfungen, gemessen an der hohen Erfolgsquote, eine Hürde dar, die von 

EinbürgerungsbewerberInnen in der Praxis nicht allzu schwer zu überwinden war. (vgl. 

Schmidt 2004: 19)

Demgegenüber  erhielt  das neue Staatsbürgerschaftsgesetz  Kritik  von VertreterInnen der 

russischen Minderheit. So wurde die Aufenthaltserfordernis verlängert und es musste eine 

Prüfung über die estnische Sprache, die Geschichte und die juristischen Kenntnisse abge-

legt werden. Zusätzlich konnte ihnen die Staatsbürgerschaft unter bestimmten Bedingun-

gen wieder entzogen werden, was die russische Minderheit zu BürgerInnen zweiter Klasse 

werden ließ. Ein weiterer Kritikpunkt lag darin, dass es hinsichtlich der Abgabe des An-

trags und der Verleihung der Staatsbürgerschaft  zwar eine Mindestfrist von einem Jahr 

gab, jedoch keine Höchstfrist festgelegt wurde. (vgl. Ettmayer 1999: 32)

Ein Sprecher des russischen Außenministeriums verurteilte das neue Gesetz als Legitimie-

rung  einer  Diskriminierungspolitik  gegenüber  der  russischsprachigen  Bevölkerung  Est-

lands. (vgl. Ettmayer 1999: 32) Für viele der Nicht-StaatsbürgerInnen stellten die  Anfor-

derungen für eine Einbürgerung hinsichtlich der Kenntnis der estnischen Sprache und Ver-

35vgl. Riigi teataja [Staatsblatt] (1995)12. S. 411. Kommentar und Übersetzung bei Hasselblatt, Cornelius  
(1995): Zum neuen estnischen Staatsangehörigkeitsgesetz. In: WGO-Monatshefte für osteuropäisches Recht. 
(1995)37. S. 75-90.
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fassung ein zu großes Hindernis dar, weshalb verhältnismäßig nur wenige Nicht-EstInnen 

eine Einbürgerung beantragten. (vgl. Hanne/Onken/Götz 1998: 311)

It is widely believed in Estonia that the naturalisation requirements intro-
duced by the 1995 law, especially the written part of the language test (an 
essay) and the oral part (conversations with no pre-defined topics) were 
more difficult to fulfil than the previous ones. (Järve; Poleshchuk 2013: 5)

Als Folge dessen verzeichnete Estland im Jänner 1996 bei 66.013 der 83.498 Antragstelle-

rInnen den Erwerb der estnischen Staatsbürgerschaft,  obwohl an die 450.000 Nicht-Es-

tInnen zu einer Antragstellung berechtigt waren. (vgl. Hanne/Onken/Götz 1998: 311)

Durch die hohen Anforderungen beim Einbürgerungsverfahren erwarben in der Zeit von 

Mai 1992 bis 31. August 1997 nur 92.890 Personen die Staatsbürgerschaft über den Weg 

der Einbürgerung, wobei im Jahr 1992 noch an die 320.000 Nicht-EstInnen den Wunsch 

nach der estnischen Staatsangehörigkeit hatten. (vgl. Thiele 1998: 188f.) Im Jahr 1997 wa-

ren noch immer 23 % der estnischen Bevölkerung ohne Staatsbürgerschaft. (vgl. European 

Commisssion 1997a: 17; zit. nach  Nørgaard/Johannsen 1996: 158) 

Im Gegensatz dazu waren es bis zum Jahr 1997 viele der in Estland lebenden RussInnen, 

die die russische Staatsangehörigkeit erwarben. Thiele kritisiert, dass sich diese Entschei-

dung weniger auf die Loyalität gegenüber Russland zurückführen ließ. Sie ergab sich viel-

mehr aus der Notwendigkeit,  nicht staatenlos zu sein. (vgl. Thiele 1998: 188f.) Carmen 

Schmidt hingegen führt die nachlassende Anzahl an Personen, die um die estnische Staats-

bürgerschaft ansuchten, wiederum auf mangelndes Interesse zurück, welches sich wie folgt 

erklären lässt: (Schmidt 2004: 20)

Die aus dem Nichtbesitz der estnischen Staatsangehörigkeit resultieren-
den Folgen sind heute durch die Absicherung des Bleiberechts und eine 
weitgehende Gleichstellung der Zuwanderer mit estnischen Staatsangehö-
rigen erheblich reduziert worden, womit wohl auch zum Teil das nachlas-
sende Interesse am Erwerb der estnischen Staatsangehörigkeit zu erklären 
ist. (Schmidt 2004: 20)

Als Erklärung dafür, dass viele Angehörige der russischsprachigen Bevölkerung in Estland 

gezwungen waren, um die russische Staatsbürgerschaft  anzusuchen,  vertrat  Pikayev die 

Annahme, dass die Anforderungen, ein Heimatrecht in Estland zu erhalten, eine zu hohe 
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Schwierigkeit  darstellten.  In  den Jahren  1995/1996 beschleunigte  sich  dieser  Vorgang. 

(vgl. Podlesny 1997: 3; zit. nach Pikayev 1998: 143) Gleichzeitig stellt Pikayev jedoch die 

Behauptung auf, dass die Mehrheit der russischsprachigen Bevölkerung auch ohne den Be-

sitz der estnischen Staatsbürgerschaft vorzugsweise in Estland blieb, da der Lebensstan-

dard in Russland niedriger war. (vgl. Pikayev 1998: 143)

Estland wurde von der EU und Russland zu einer Liberalisierung des Staatsbürgerschafts-

gesetzes gedrängt.  (vgl.  Schmidt 2003: 115) Im Anschluss daran kam es im Dezember 

1997 zu Änderungen bezüglich der Staatsangehörigkeit für Kinder staatenloser Personen. 

(vgl. Kettig 2004: 164) So sollten Kinder, die nach dem 26. Februar 1992 geboren wurden, 

bis  zu ihrem 15.  Lebensjahr  auf Antrag der  Eltern  die  Staatsangehörigkeit  bekommen, 

wenn sie sonst staatenlos blieben. (vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010)

Durch starke Auseinandersetzungen im Parlament vergingen weitere zwölf Monate, bis die 

Änderungen des Gesetzesentwurfes schließlich akzeptiert wurden. Das Gesetz wurde im 

Dezember 1998 vom Parlament angenommen und trat am 12. Juli 1999 in Kraft.  Über 

6.500 staatenlose Kinder erhielten auf diese Weise die estnische Staatsbürgerschaft. (vgl. 

Kettig 2004: 164) Am 1. Juli 2012 verzeichnete Estland bereits 12.615 Kinder, die auf Ba-

sis dieser Gesetzesänderung die Staatsbürgerschaft erwarben. (vgl. Estonia.eu 2013)

Im Jahr 2004 wurde eine neue Regelung im Staatsbürgerschaft festgelegt. Demnach sollte 

die Regierung 50 % der anfälligen Kosten zurückerstatten, die staatenlose Personen in est-

nischen Sprachunterricht investieren, um die für den Erwerb der Staatsbürgerschaft gefor-

derte Sprachprüfung positiv absolvieren zu können. Die Rückerstattung erfolgte jedoch nur 

bei Personen, die die Prüfung tatsächlich bestanden. Die Europäische Kommission gegen 

Rassismus und Intoleranz kritisiert in ihrem Bericht im Jahr 2006, dass sich eine hohe An-

zahl der staatenlosen Personen den Sprachunterricht ohne staatliche Unterstützung nicht 

leisten konnte. Ihre Empfehlung lautete, dass zukünftig der Sprachunterricht für alle Perso-

nen, die die Sprachprüfung absolvieren möchten, kostenlos sein soll, egal ob man sie be-

steht oder nicht. (vgl. European Commission against Racism and Intolerance 2006: 8f.)

Aktuelle Zahlen des Innenministeriums von 2013 belegen, dass die Gesamtzahl der in Est-

land gemeldeten Personen 1.355.561 beträgt.  Darüber hinaus leben 87.330 EstInnen im 

Ausland.  90.014 EinwohnerInnen weisen eine  unbestimmte  Staatsbürgerschaft  auf.  Die 
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Anzahl  der  EinwohnerInnen  mit  der  Staatsbürgerschaft  eines  anderen  Landes  beträgt 

122.669, wovon 93.577 EinwohnerInnen Estlands die russische Staatsbürgerschaft besit-

zen. (vgl. Estonia.eu 2013)

Die folgende Grafik verdeutlicht, dass die Zahl der Menschen, die die estnische Staatsbür-

gerschaft besitzen, zwischen den Jahren 1992 und 2012 deutlich von 68 % auf 84.3 % an-

stieg.  Gleichzeitig  verringerte  sich  die  Anzahl  der  EinwohnerInnen  mit  unbestimmter 

Staatsbürgerschaft in 10 Jahren von 32 % auf 6.8 %. Ansteigend verläuft jedoch der pro-

zentuelle Anteil der Menschen, die eine andere Staatsbürgerschaft besitzen.

Die Verteilung der estnischen Bevölkerung nach Staatsbürgerschaft:

 
                      
     (Source: Ministry of the Interior 6/2013: Population Register; zit. nach Estonia.eu)

Dem Jahresbericht von Amnesty International zufolge waren im Mai 2013 noch immer ca. 

100.000 Menschen (7% der Gesamtbevölkerung)  staatenlos, wovon die Mehrheit der rus-

sischsprachigen Minderheit angehörte. (vgl. Amnesty International 2013) Folglich bedarf 

es laut Järve und Poleshchuk nach wie vor „sustained practical efforts to promote integrati-

on and naturalisation.“  (Järve/Poleshchuk 2013: 15) 
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4.2.1.  Die  Grundzüge  der  Staatsbürgerschaftsgesetze  in  Estland  vom 26.  Februar 

1992 (in der Fassung vom 16. Juni 1940) und vom 19. Jänner 1995

Im §8 der estnischen Verfassung ist festgelegt, dass jedes Kind durch Geburt ein Recht auf 

die estnische Staatsbürgerschaft hat, sofern ein Elternteil estnische(r) Staatsbürger(in) ist. 

Minderjährige, die die estnische Staatsbürgerschaft verloren haben, besitzen das Recht auf 

deren Wiederherstellung. (vgl. Graudin 1997: 56)

Grundsätzlich waren im Staatsbürgerschaftsgesetz die Bedingungen und Verfahren für den 

Erwerb, den Verlust und die Wiederherstellung der estnischen Staatsbürgerschaft veran-

kert. (vgl. Dimitriew/Michalewa: 597ff.36; zit. nach Graudin 1997: 56)

Des Weiteren waren im Staatsbürgerschaftsgesetz vom Februar 1992, das in der Fassung 

vom 16. Juni 1940 in Kraft  trat,  u.a. die Bedingungen für die Einbürgerung festgelegt. 

Durch die Umsetzung des Gesetzes kam es zum Verbot der Einbürgerung von: (vgl. Ket-

tig: 159f.)

• ausländischem Militärpersonal, das noch im Dienst stand;

• Personen, die für den staatlichen Geheimdienst der UdSSR tätig waren;

• Personen, denen schwere Verbrechen nachgewiesen werden konnten;

• Personen, die kein geregeltes Einkommen nachweisen konnten.

Wie bereits erwähnt, wurde im neuen Staatsbürgerschaftsgesetz von 1995 der Erwerb der 

Staatsbürgerschaft erschwert, da „die Dauer des für die Verleihung der Staatsbürgerschaft 

notwendigen Aufenthaltes in Estland verlängert wird und außerdem die Kenntnis der estni-

schen Sprache sowie der estnischen Verfassung durch eine Prüfung nachgewiesen werden 

müssen.“ (Ettmayer 1999: 31)

Das Gesetz enthält folgende Bestimmungen, die Voraussetzungen für eine Einbürgerung 

darstellen: (vgl. Ettmayer 1999: 31)

• Art 6 (2): BewerberInnen um die estnische Staatsbürgerschaft müssen vor der Be-

werbung fünf Jahre in Estland gelebt haben, wobei zwischen der Abgabe der Be-

36vgl. Russischer Text der estnischen Verfassung, der noch als Entwurf am 29.5.1992, in der Zeitung Estonija  
abgedruckt wurde. Wortgleich in: Dimitriew/Michalewa: 597ff.

72



werbung  und  der  Verleihung  der  Staatsbürgerschaft  mindestens  ein  Jahr  liegen 

muss.

• Art 8 (1): Die Kenntnis der estnischen Sprache, die für den täglichen Gebrauch not-

wendig ist, muss durch eine Prüfung nachgewiesen werden.

• Art 9: Die Kenntnis der estnischen Verfassung muss gegeben sein.

• Art 6 (6): Eine Loyalitätserklärung gegenüber Estland wird verlangt.

§3 bezieht sich auf die Vermeidung mehrerer Staatsangehörigkeiten. So muss eine Person, 

die bei der Geburt auch die Staatsangehörigkeit eines anderen Landes erwirbt, innerhalb 

von drei Jahren nach dem 18. Geburtstag auf eine der beiden Staatsangehörigkeiten ver-

zichten. (vgl. Thiele 1999: 223)

Weitere Änderungen des neuen Staatsbürgerschaftsgesetzes betrafen hauptsächlich Anpas-

sungen und Aktualisierungen an die neue Situation, weshalb dem neuen Gesetz internatio-

nal durchaus Liberalität zugewiesen wurde. (vgl. Hasselblatt 1995: 108)
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4.3. Die Staatsbürgerschaftspolitik in Litauen und Estland im Vergleich

Durch die detaillierte Analyse der Staatsbürgerschaftspolitik- und gesetze in Litauen und 

Estland lässt sich feststellen, dass der integrative Ansatz in Litauen zu einer besseren sozia-

len Integration  der  russischsprachigen Minderheit  beitrug  und beiträgt.  Die restriktiven 

Staatsbürgerschaftsgesetze von 1992 und 1995 in Estland erschwerten hingegen den Er-

werb der estnischen Staatsbürgerschaft und hatten zur Konsequenz, dass viele Angehörige 

der russischsprachigen Minderheit  staatenlos blieben oder um eine andere Staatsbürger-

schaft ansuchten.

Das litauische Staatsbürgerschaftsgesetz von 1989 stellte durch seine „Null-Lösung“, „Per-

sonen, die bis zum 15. Juni 1940 ständige Einwohner auf dem heutigen Territorium der Li-

tauischen SSR waren, deren Kinder und Enkel, die ständig auf dem Territorium der Litaui-

schen SSR leben“ (Schmidt: 52) zwei Jahre lang die Wahl ihrer Staatsbürgerschaft frei. 

Die Mehrheit der Personen, die nach diesem Gesetz die litauische Staatsbürgerschaft er-

werben konnten, machten davon Gebrauch, was zu einer schnellen Integration ohne größe-

re Probleme führte.

Der Erwerb der estnischen Staatsbürgerschaft wurde im Gesetz von 1995 durch die Verlän-

gerung des Aufenthalts in Estland und die Kenntnisse der estnischen Sprache und estni-

schen Verfassung erschwert. Obwohl sich verschiedene AutorInnen uneinig über die dar-

aus resultierenden Konsequenzen sind, ergibt sich größtenteils das Gesamtbild, dass viele 

BewerberInnen der estnischen Staatsbürgerschaft den Anforderungen des Einbürgerungs-

verfahrens nicht gewachsen waren. Hinzu kommt, dass das Erlernen der estnischen Spra-

che vor allem für russischsprachige Menschen ein Problem darstellt, da Russisch und Est-

nisch zwei sehr unterschiedliche Sprachen sind. Eine hohe Anzahl an der in Estland leben-

den Personen blieb staatenlos oder erwarb die Staatsbürgerschaft eines anderen Landes. Im 

Hinblick darauf spielte die internationale Kritik und die Sichtweise Russlands eine wesent-

liche Rolle, um zu einer Liberalisierung des Staatsbürgerschaftsgesetzes beizutragen. 

Generell ist festzuhalten, dass zum estnischen Staatsbürgschaftsgesetz verschiedene Mei-

nungen bestehen, welche das Ausmaß der Restriktion entweder als notwendig oder als dis-

kriminierend erachten. Jedoch ist es evident, dass in Estland im Vergleich zu Litauen bis 

heute weitaus größere Schwierigkeiten hinsichtlich der sozialen Integration vorherrschen.
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5. DIE KULTURELLE INTEGRATION DER RUSSISCHSPRACHI-

GEN MINDERHEIT IN LITAUEN UND ESTLAND

5.1. Die Sprache im historischen und politischen Kontext in Litauen und Est-

land im Vergleich

Dieses Kapitel beschäftigt sich sowohl mit der litauischen und der estnischen Sprache als 

auch mit der russischsprachigen Minderheit im Kontext der kulturellen Integration. Somit 

ist es wichtig, als erstes den Zusammenhang von Sprache und Integration näher zu be-

leuchten, um anschließend die Sprachpolitik in Litauen und Estland darzustellen und zu 

vergleichen. Dieser Vergleich hat die Analyse der sprachpolitischen Situation der russisch-

sprachigen Minderheit  und der  daraus  resultierenden Probleme in beiden Ländern  zum 

Ziel.

Den wichtigsten Aspekt in Bezug auf die Integration von MigrantInnen bildet die Sprache, 

die selbst als Teil wie auch als Bedingung und Folge anderer Prozesse der Integration fun-

giert. (vgl. Esser 2006: 23)

Während Sprache zunächst nur als ein Teil der kulturellen Dimension der sozialen Integra-

tion von MigrantInnen betrachtet wird, geht deren Bedeutung durch ihre vielfache Funktio-

nalität darüber hinaus. Es gibt drei besondere Funktionen von Sprache: (vgl. Esser 2006: 

52)

1. Die Sprache dient  als  wertvolle  Ressource,  über  die  andere Ressourcen erreicht 

werden können und in die man investieren kann. Sie ist ein Teil des Humankapitals 

der AkteurInnen.

2. Die Sprache dient als  Symbol  zur Bezeichnung von Dingen, um innere Zustände 

auszudrücken, Aufforderungen zu transportieren und Situationen zu „definieren“. 

Diese Definition schließt die Aktivierung von Stereotypen über den/die Sprecher/in 

und eventuell einer daran hängenden Diskriminierung, etwa über den Akzent, mit 

ein.
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3. Die Sprache ist ein Medium der Kommunikation und der darüber hinaus verlaufen-

den Transaktionen.

Der Erwerb der Sprache des Aufnahmelandes stellt eine wichtige Basis für jede weitere In-

tegration der MigrantInnen, außerhalb des ethnischen Kontextes, dar: (vgl. Esser 2006: 52)

Bildungserfolg, die Platzierung auf interessanten Positionen, die Aufnah-
me von Kontakten und die Strukturierung von Identitäten hängen alle-
samt deutlich von sprachlichen Kompetenzen ab und wirken, wenigstens 
teilweise, darauf wieder zurück. (Esser 2006: 52)

5.1.1. Das Sprachgesetz und die Sprachpolitik im unabhängigen Litauen

Litauisch ist seit dem Jahr 1989 die Staatssprache Litauens. Bis dahin vom Russischen do-

minierte Bereiche wurden in einer Übergangsperiode auf das Litauische umgestellt. (vgl. 

Järve 2003: 80; zit. nach Wingender 2012: 176) Im Jahr 1995 wurde ein Sprachgesetz37 

verabschiedet,  das  in  Litauen  verwendete  Sprachen als  Minderheitensprachen  festlegte, 

aber keine besonderen Regelungen beinhaltete. Die Sprachpolitik ist in Litauen in den letz-

ten Jahren infolge des EU-Beitritts stärker  auf Multikulturalismus und -lingualismus fo-

kussiert. (vgl. Bulajeva/Hogan-Brun 2008: 144; zit. nach Wingender 2012: 176)

5.1.1.1. Die Entwicklung der litauischen Sprache im historischen und sprachlichen Kontext

Ein besonderer Zweig der indogermanischen Sprachen wird durch die baltischen Sprachen 

gebildet. Der Sprachzweig der baltischen Sprachen wird durch die modernen Schriftspra-

chen Litauisch und Lettisch und ihre Dialekte in den Republiken Litauen und Lettland re-

präsentiert.  Zusätzlich wird unter anderem das am Ende des 17. Jahrhunderts ausgestorbe-

ne Altpreußische dazu gezählt. (vgl. Eckert 1994: 15)

37Dieses Sprachgesetz gilt dem Schutz des Litauischen und regelt den Gebrauch der Sprache im öffentlichen 
Leben,  in  Institutionen,  Behörden  und Organisationen.  Des  Weiteren  sieht  es  einerseits  den  Schutz,  die 
Kontrolle und die Verantwortung für Verstöße gegen das Gesetz vor und andererseits  wird die staatliche 
Betreuung  und  Unterstützung  der  Forschung,  Kultivierung  und  Gebrauchsrichtigkeit  sichergestellt.  (vgl. 
Forost  Sprachdatenbank:  http://www.forost.lmu.de/sprachdatenbank/sprachdatenbank.php?
display=Litauisch:sprachkultur:sprachpolitik ) [letzter Zugriff 30.06. 2013]
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Das Litauische wurde im Laufe seiner Geschichte durch einen starken Einfluss seitens des 

Slawischen geprägt, wie in früher Zeit durch das Altostslawische, darauffolgend durch das 

Altweißrussische, durch das Polnische und dann durch das Russische des 19. und 20. Jahr-

hunderts. Einwirkung auf das Litauische hatte über Jahrhunderte lang auch das Deutsche. 

Es ließ sich auch ein Einfluss der progressiven Strömungen in Polen, Deutschland und 

Russland  auf  die  litauische  Kultur  und  das  Schrifttum  feststellen.  (vgl.  Eckert  1994; 

Zinkevičius 200038; zit. nach Eckert 2002: 617)

Während lange Zeit verschiedene Theorien über die Herkunft der litauischen Sprache vor-

herrschten, verabschiedete man sich schließlich von diesen Theorien im 19. Jahrhundert 

mit dem Aufkommen der indogermanischen Sprachwissenschaft. (vgl. Ministry of Foreign 

Affairs of the Republic of Lithuania)

Im Laufe der Jahrtausende hat sich keine andere der europäischen Sprachen so wenig ver-

ändert wie das Litauische. (vgl. Butenschön 2002: 115) Von allen lebenden Sprachen der 

indogermanischen Sprachen hat das Litauische das alte  Lautsystem und das meiste  der 

morphologischen  Merkmale  des  Urindogermanischen am besten bewahrt.  Seit  dem 19. 

Jahrhundert,  als  Gemeinsamkeiten  zwischen Litauisch  und Sanskrit  festgestellt  wurden, 

sind die LitauerInnen stolz auf ihre Muttersprache als die „älteste“ lebende indogermani-

sche Sprache. Bis zum heutigen Tag gründen einige Menschen ihr Verständnis von ethni-

scher Identität auf die sprachliche Identität. (vgl. Ministry of Foreign Affairs of the Repu-

blic of Lithuania)

Die  Herausbildung  der  Schriftsprache  fand  in  Litauen  erst  relativ  spät  statt.  Die  erste 

Schriftprobe, der Katechismus des  Martynas Mažvydas, lässt sich auf das Jahr 1547 zu-

rückdatieren. (vgl. Ministry of Foreign Affairs of the Republic of Lithuania)

Litauen hat als einziges Land Denkmäler für die Buchträger errichtet. Im Jahr 1863 wurde 

die Verwendung der lateinischen Schrift  in litauischen Texten verboten.  Dieses Verbot 

dauerte von 1864 bis 1904 an. Der kulturelle und sprachliche Widerstand während dieser 

Jahre war so ausgeprägt, dass die Grundlage für das standardisierte Litauische geschaffen 

werden konnte.39 Am Anfang des 20. Jahrhunderts wurde das gegenwärtige Alphabet ein-

geführt.  Die  Vereinheitlichung  bzw.  Standardisierung  der  Sprache  wurde  von der  For-

38vgl. Zinkevičius, Z. (2000): Lietuviu potenai. Kalbos mokslo studija. Vilnius.
39   Im Jahr 2004 feierte man in Litauen den 100. Geburtstag der Wiedereinführung der litauischen Sprache in  
das öffentliche und kulturelle Leben. (vgl. Ministry of Foreign Affairs of the Republic of Lithuania)
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schung der bekannten litauischen Sprachwissenschaftler Jonas Jablonskis und Kazimieras 

Buga mitgeprägt. (vgl. Ministry of Foreign Affairs of the Republic of Lithuania)

5.1.1.2. Ein kurzer Überblick über die Schrift, die Orthographie und die Charakteristika 

des Litauischen

Im Litauischen hat sich das graphische System zu Beginn des 20. Jahrhunderts (vgl. Eckert 

1994:  73)  vom  lateinischen  Alphabet  unter  dem  Einfluss  der  Schriftsysteme  des 

Polnischen,  Deutschen  und  Tschechischen  abgeleitet.  (vgl.  Eckert  2002:  620)  Das 

Alphabet besteht aus 32 Buchstaben mit je zwei groß- und kleingeschriebenen gedruckten 

und handschriftlichen Buchvarianten.  (vgl.  Eckert  1994:  73f) Der Laut  [x] wird in der 

Schrift mit der Kombination CH/ch wiedergegeben. (vgl. Eckert 2002: 620) Des Weiteren 

werden beim Schreiben bestimmter Buchstaben zusätzlich diakritische Zeichen verwendet, 

wie  bei  ė,  ū,  ą,  ę,  į,  ų,  š,  ž  und  č.  Die  Orthographie  des  Litauischen  ist  größtenteils 

morphonologisch. (vgl. Eckert 1994: 74)

Charakteristisch für das Litauische sind die Vielfalt des Lautbestandes (59 Phoneme) und 

des Kausussystems (7 Fälle) sowie das System der Verben und Partizipien. (vgl. Buten-

schön 2002: 118)

Großbuchstaben verwendet man am Satzanfang sowie in Eigennamen. In der Anrede (in 

Briefen) wird die  Großschreibung der Personalpronomina bevorzugt. (vgl. Eckert 2002: 

620)

Subačius fügt hinzu, dass LitauerInnen mit Litauisch als Muttersprache glauben, dass die 

Aussprache gänzlich einheitlich mit  der Schreibweise ist,  d.h. dass die Wörter genauso 

ausgesprochen werden, wie sie buchstabiert werden. Ein Buchstabe entspricht in der Regel 

einem Laut. (vgl. Subačius 2012)

Wie bereits erwähnt, bildet das Litauische mit dem Lettischen die Gruppe der  baltischen 

Sprachen (genauer: der ostbaltischen Sprachen) und zählt zum indogermanischen Sprach-

stamm. Beide Sprachen weisen jedoch große Unterschiede auf, die bedingt sind durch die 

unterschiedliche Geschichte der beiden Sprachen, und zwar: (vgl. Eckert 1994: 615)
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• die bewegliche Akzentstelle im Litauischen im Gegensatz zur festen Stammbeto-

nung im Lettischen,

• lautliche Veränderungen, die im Lettischen einen fortgeschritteneren Stand aufzei-

gen,

• eine stärkere Reduktion der Endungen im Lettischen und 

• Unterschiede im Wortschatz und im grammatischen Bau. 

Die litauische Sprache weist eine starke mundartliche Gliederung auf, die aber in den letz-

ten Jahrzehnten Eckert zufolge durch den Einfluss der Standardsprache und die moderne 

Mediengesellschaft immer mehr abnahm. (vgl. Eckert 2002: 618) Das Sprachgebiet ist in 

zwei  Hauptdialekte  gegliedert:  (1)  Das  Niederlitauische  oder  Žemaitische  und  (2)  das 

Hochlitauische oder  Aukštaitische.  Die Unterscheidung der beiden Hauptdialekte  findet 

aufgrund einer bedeutsamen Anzahl von Besonderheiten im phonetisch-phonologischen, 

morphologischen und lexikalischen Bereich statt. Während das Niederlitauische drei Un-

tergruppen von Mundarten aufweist, gibt es im Hochlitauischen eine noch größere Unter-

teilung in drei  Untergruppen, die  wiederum weitere Untergliederungen aufweisen.  (vgl. 

Eckert 1994: 42)

Die LitauerInnen bildeten im Jahr 2002 eine stabile Mehrheit der Gesamtbevölkerung, was 

Eckert als positiven Einfluss auf die Nationalitäten- und Sprachpolitik deutete. Auch die 

anfänglichen  Probleme  mit  der  polnischen  und  russischen  Minderheit  sah  er  als  zum 

großen Teil überwunden an. (vgl. Eckert 2002: 616)

5.1.1.3. Die russische Sprache in Litauen

Die russische Sprache gehört  zur ostslawischen Sprachgruppe innerhalb des slawischen 

Zweigs des Indogermanischen und ist eng verwandt mit dem Weißrussischen und Ukraini-

schen. Die moderne Standard-Sprache konnte sich zur Zeit Puschkins (1799-1837) dank 

des Universalgelehrten Lomonossow und seiner russischen Grammatik etablieren (1755). 

Die russische Sprachgemeinschaft ist heutzutage multiethnisch und über eine Vielzahl von 

Staaten verteilt. So sprachen im Jahr 2002, wie im Euromosaic III Bericht laut Darquennes 

ausgewiesen, um die 233 Millionen Menschen Russisch, davon 164 Millionen als Erst- und 
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69 Millionen als Zweitsprache. Davon sprachen etwa 119 Millionen Menschen in der Rus-

sischen Föderation Russisch als Erstsprache und 27,1 Millionen als Zweitsprache.  (vgl. 

Darquennes 2004a: 205).

Am Ende des 17. Jahrhunderts fand die erste größere Immigration von RussInnen nach Li-

tauen statt.  Es folgten weitere  Migrationswellen während der Zarenherrschaft,  nach der 

russischen Revolution und während der Sowjetzeit. Im Zuge der Unabhängigkeit Litauens 

kam es zur Emigration einiger RussInnen in ihr Heimatland. Die meisten in Litauen ver-

bliebenen RussInnen leben in Vilnius, Klaipėda und Visaginas. Im Jahr 2001 verzeichnete 

Litauen laut Zensus 219.789 RussInnen, was ca. 6,3 % der Bevölkerung ausmachte. (vgl. 

Darquennes 2004a: 205)

5.1.1.4. Sonstige Sprachen in Litauen

Neben der russischsprachigen Minderheit findet man in Litauen eine nennenswerte pol-

nischsprachige Minderheit, die aufgrund ihrer Größe hier näher beleuchtet wird. Des Wei-

teren gibt es in Litauen unter anderem auch eine weißrussische, deutsche, jiddische und 

karaimische Minderheit,  wobei es hier nur bei der weißrussischen Minderheit  einer nä-

heren Darstellung bedarf, da der Fokus auf ethnische Minderheiten gelegt wird, die eine 

Sprache sprechen, die dem slawischen Sprachzweig zugeordnet wird oder wo eine gewisse 

Anzahl jener Minderheit der russischen Sprache mächtig ist.

Die polnische Minderheit

Polnisch als slawische Sprache gehört zusammen mit Kaschubisch, Tschechisch, Slowa-

kisch  und Sorbisch zur westslawischen Sprachgruppe. Als „goldenes Zeitalter“ der polni-

schen Sprache gilt das 16. Jahrhundert, da zu dieser Zeit die erste polnische Grammatik 

von Stojenski-Statorius (1568) sowie mehrere Wörterbücher erschienen. Von den ca. 45 

Millionen polnischsprechenden Menschen leben die meisten (ca. 37 Millionen) in Polen. 

Der Kontakt  zwischen Litauisch und Polnisch führte in Litauen zum so genannten po-

prostemu (Volkssprache),  welches  von den Einheimischen weder als  Polnisch noch als 

Litauisch  verstanden  wird.  Darquennes  verweist  hier  auf  Studien,  laut  denen  es  als 
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schwierig anzusehen ist, „wer sich als ein die `Volkssprache` sprechender `Einheimischer` 

und wer als  ein einen polnischen Dialekt  sprechender  Pole sieht.“  (Darquennes 2004a: 

200)  Es  gibt  keine  objektiven  Daten  über  eine  linguistische  Klassifizierung  der 

Bevölkerung dieser Region. Somit gilt es, die Zahlen des Zensus vorsichtig zu betrachten. 

(vgl. Darquennes 2004a: 200)

Im  14.  Jahrhundert  schloss  Litauen  mit  Polen  eine  Allianz,  die  sich  zum  polnisch--

litauischen Staatenbund entwickelte (1569 – 1765).  Im Jahr 1697 wurde ein Gesetz verab-

schiedet, das Polnisch zur Sprache des Großfürstentums Litauens machte. Polnisch als die 

Sprache des Kleinadels und der katholischen Kirche genoss damals ein höheres Ansehen 

als das Litauische, das als Sprache der Bauern betrachtet wurde40. Als Folge dessen poloni-

sierte sich ein Teil der litauischen Bevölkerung, hauptsächlich in der Region Vilnius. Des 

Weiteren dominierte die polnische Kultur zu dieser Zeit den Bezirk Vilnius, der dann ab 

1795 zum Russischen Reich gehörte und nach dem Ersten Weltkrieg zeitweise wieder ein 

Teil Polens wurde. (vgl. Darquennes 2004a: 200)

Nach der Unabhängigkeit Litauens wurde im Jahr 1991 die politische Organisation „Wahl-

aktion der Polen Litauens“ mit dem Ziel der Vertretung der polnischen Minderheit gegrün-

det. Eines dieser Ziele ist bis heute die Verwendung der polnischen Sprache in Gebieten, 

wo diese Minderheit konzentriert ist. (vgl. Komar 2012)

Die größten Gruppen der in Litauen lebenden PolInnen (90 % aller PolInnen) lebten laut 

dem Euromosaic III-Bericht vom Jahr 2004 in Vilnius (18,7 % der Einwohner sind PolIn-

nen), im Bezirk Vilnius und den Bezirken Švenčionys, Trakai, Šalčininkai und Varėna. Der 

Rest lebte in ganz Litauen verstreut. (vgl. Darquennes 2004a: 200)

Noch vor den RussInnen stellten die PolInnen laut der Volkszählung im Jahr 2001 mit 

234.989 Personen (ca. 6,74 % der Bevölkerung) die größte nationale Minderheit in Litauen 

dar.  (vgl. ebd.: 204)

40LinguistInnen  betonen,  dass  die Unterscheidung zwischen  PolInnen und LitauerInnen fast  nur auf  dem 
wirtschaftlichen Status und der Religion beruhte. Durch die Identifizierung mit dem Polnischen wurde nicht 
die ethnische Identität, sondern der Status widergespiegelt. (vgl. Darquennes 2004a: 200)

81



Die Polen engagieren sich in verschiedenen Organisationen, die neben 
der Präsenz des Polnischen in den Medien und an Schulen nach Erlan-
gung der Unabhängigkeit  Litauens wesentlich zur Wiederbelebung der 
polnischen Identität der litauischen Polen beitrugen. (Darquennes 2004a: 
204)

Die weißrussische Minderheit

Weißrussisch gehört  mit  Russisch und Ukrainisch zur ostslawischen Gruppe des slawi-

schen Zweigs der indogermanischen Sprachfamilie. Die Sprache begann sich im 14. und 

15. Jahrhundert als eigenständige Sprache zu entwickeln. Im Großfürstentum Litauen, zu 

dem auch das heutige Weißrussland gehörte, war das Altweißrussische die Verwaltungs-

sprache. Mit der Gründung des polnisch-litauischen Staatenbundes wurde Altweißrussisch 

jedoch sukzessive durch das Polnische ersetzt, welches im Jahr 1569 die  Amtssprache des 

polnisch-litauischen Staatenbundes wurde. Zwischen dem weißrussischen (ostslawischen) 

und litauischen (baltischen) Sprachgebiet bildete sich eine verschwommene Übergangszo-

ne, in dem es zu intensiven und komplizierten Sprachkontakten kam und das sich in etwa 

mit dem Zentrum des ehemaligen Großfürstentums Litauen deckte. So kam es zur Ent-

wicklung einer einfachen Volkssprache (eine Mischung aus Weißrussisch, Litauisch und 

Polnisch), die von Menschen gesprochen wurde, die sich selbst als Einheimische betrachte-

ten. (vgl. Darquennes 2004a: 209)

Das moderne Weißrussische ist ein Produkt des 20. Jahrhunderts und der Volkssprache 

ähnlicher als zum Beispiel Russisch. So war Weißrussisch in der weißrussischen Sowjetre-

publik eine der Amtssprachen. Während die 1920er und 1930er Jahre noch als goldenes 

Zeitalter  des  modernen  Weißrussischen angesehen werden,  wurde  dieses  mit  Ende der 

1930er Jahre bis in die 1990er Jahre jedoch nach und nach in allen Lebensbereichen, wie 

z.B. Bildung, Zeitung, Politik usw., vom Russischen verdrängt. Die Rolle des Weißrussi-

schen beschränkte sich vorwiegend nur noch auf die einer Minderheiten- und Bauernspra-

che.  Die Wiederbelebung des Weißrussischen durch eine  Bewegung erfolgte  Mitte  der 

1980er Jahre.  So wurde die Sprache schließlich  Staatssprache des neuen unabhängigen 

Staates  Weißrussland  (1991).  Nach  einem  Referendum  im  Jahr  1995  wurde  Russisch 

wieder zur zweiten Amtssprache erklärt. (vgl. Darquennes 2004a.: 209)

Im Jahr 2001 verzeichnete Litauen laut Zensus einen Anteil von 42.866 WeißrussInnen 

(1,2 % der Gesamtbevölkerung), die in Dörfern und Kleinstädten im Süden, Nordwesten 

82



und Nordosten von Vilnius, in der Region um Klaipėda, aber auch in den Grenzgebieten zu 

Weißrussland beheimatet waren. (vgl. ebd.: 209)

5.1.1.5. Der gesetzliche Status des Litauischen

In der Zeit der Sowjetherrschaft kam es zu wachsendem Widerstand seitens national ge-

sinnter Kräfte in Litauen. Durch die Politik von Glasnost und Perestrojka kam es zur Ver-

abschiedung  von sprachpolitischen Rechtsakten zugunsten des Litauischen. (vgl. Eckert 

2002: 617) So wurden  am 15. August 1988 von der KP Litauens „Maßnahmen zur Ver-

besserung von Lehre und Studium der litauischen Sprache und Literatur, Geschichte und 

Geographie der Lit. SSR“ (Eckert 2002: 617) in die Wege geleitet. Der Oberste Sowjet der 

Republik legte am 25. Januar 1989 das Litauische als Staatssprache fest. (vgl. Eckert 2002: 

617) Die Regelung des Status des Litauischen findet nebenbei im Gesetz über die Staatss-

prache seine Verankerung (1995). (vgl. Darquennes 2004a: 196f.)

Die Republik Litauen erhebt mit Art. 14 der Verfassung die litauische Sprache zur offiziel-

len Staatssprache und stellt sie unter staatlichen Schutz. Im Art. 14 wird des Weiteren eine 

Vorrangposition der litauischen Sprache gegenüber anderen Nationalsprachen begründet. 

(vgl. Graudin 1997: 48)

Der  litauische  Verfassungsgeber  macht  mit  dieser  herausgehobenen 
Norm deutlich, daß die litauische Sprache zentraler Bezugspunkt sowohl 
einer nationalen Identität des litauischen Volkes, als auch eines neuen li-
tauischen Staatsbewußtseins  sein  soll,  das  nicht  nur  ethnische  Litauer 
umfassen will. (Graudin 1997: 48)

Trotz der Vorrangposition des Litauischen lässt Art. 14 Raum für den Gebrauch anderer 

Sprachen als Amtssprachen neben der Staatssprache. Dies trifft sowohl für den Gebrauch 

einer anderen Sprache im Bildungswesen als auch im Behördenverkehr zu. In Art. 117 der 

Verfassung findet die Differenzierung zwischen der Staatssprache und der Amtssprache, 

die nicht mit der Staatssprache ident ist, eine Beschränkung: (vgl. Graudin 1997: 49)

Gerichtsverfahren in der Republik Litauen werden in der Staatssprache 
durchgeführt. Personen, die die litauische Sprache nicht sprechen, wird 
das Recht garantiert, durch einen Dolmetscher am Ermittlungs- und Pro-
zeßgeschehen  teilzunehmen.  (Dimitriew/Michalewa:  542ff.;  zit.  nach 
Graudin 1997: 49)
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5.1.1.6. Das Sprachgesetz über nationale Minderheiten in Litauen

Im Artikel 37 der Verfassung und Artikel 1 des Gesetzes über nationale (ethnische) Min-

derheiten von 1989 ist einerseits das Recht nationaler Minderheiten Litauens festgeschrie-

ben, ihre Sprache zu pflegen und andererseits die Garantie, dass ihre Sprache respektiert 

wird. (vgl. Darquennes 2004a: 196f.)

Ferner betont Artikel 45 der Verfassung, dass die Volksgruppen Angele-
genheiten hinsichtlich ihrer Kultur, Bildung, Wohlfahrt und gegenseiti-
ger Unterstützung unabhängig handhaben können, und dass der Staat ih-
nen Unterstützung gewährt. (Darquennes 2004a: 197)

Allerdings  gilt  es  hier  zu  erwähnen,  dass  im litauischen  Recht  keine  Definition  einer 

Volksgruppe, nationalen Minderheit oder Gruppe von Personen, die als nationale Minder-

heit anerkannt werden, gegeben ist. (vgl. ebd.: 197)

Die Wiederherstellung der Unabhängigkeit und Eigenstaatlichkeit Litauens am 11. März 

1990 war maßgeblich für die Verankerung der erwähnten Beschlüsse, jedoch traten gleich-

zeitig Probleme mit den in Vilnius ansässigen PolInnen, WeißrussInnen und RussInnen 

auf, da nicht alle Maßnahmen realisierbar waren. Im Jahr 1991 garantierte man den PolIn-

nen schließlich den Gebrauch des Polnischen als zweite Amtssprache in den polnischen 

Bezirken und änderte das „Gesetz über nationale Minderheiten“ unter Berücksichtigung 

der Erhaltung des Volkstums und der Sprachen der Minderheiten ab. (vgl. Eckert 2002: 

617)

Der Kampf um den Erhalt der Sprache war in Litauen, wie auch in den 
anderen baltischen Staaten,  eng mit  der  nationalen Identität  verknüpft 
und war eine existenzielle Frage der um Freiheit  und Unabhängigkeit 
kämpfenden Balten. (Eckert 2002: 617)

Im Jahr 1993 war das Recht der Minderheitenangehörigen auf Gebrauch der Muttersprache 

laut Schmidt in den litauischen Regelungen noch nicht festgelegt. Das Sprachgesetz, das in 

Übereinstimmung mit der noch geltenden sowjetrepublikanischen Verfassung sowie auch 

der neuen Verfassung (Art. 14) Litauisch zur Staatssprache erklärte, gestattete die indivi-

duellen Sprachrechte nur den Angehörigen der staatstragenden Nation. Die Verwendung 

der litauischen Sprache als Amtssprache der Staatsorgane wurde vorgeschrieben, allerdings 
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konnten Rechtsnormen weiterhin in Russisch veröffentlicht werden (Ziff. 3). Höhere Mit-

arbeiter der Staatsorgane und das Führungspersonal im Bereich der Wirtschaft waren zur 

Durchsetzung der Amts- und Geschäftssprache verpflichtet, die Staatssprache zu beherr-

schen. (vgl. Schmidt 1993: 105)

In Litauen wurde die Minderheitensprache an Orten, wo Minderheiten kompakt siedelten, 

als zweite Amtssprache einzuführen. (Art. 4 MinhG). (vgl. Schmidt 1993: 105)

5.1.1.7. Der Gebrauch der russischen Sprache in Litauen

In Artikel 14 der Verfassung der Republik Litauen und durch das Gesetz über die Staatss-

prache ist Litauisch,  wie bereits in Punkt 5.1.1.5. erwähnt, als Staatssprache festgelegt. 

Ferner legt das Gesetz über die Staatssprache (1995) den Status des Litauischen im öffent-

lichen Leben fest, während die Minderheitenrechte im Gesetz über nationale Minderheiten 

ihre Verankerung finden. Laut Artikel 4 dieses Gesetzes muss die Sprache der nationalen 

Minderheit von lokalen Behörden in territorialen Verwaltungseinheiten mit einer geschlos-

senen Minderheit  neben litauisch als Amtssprache verwendet werden. (vgl. Darquennes 

2004a: 197)

Im Art. 25 Abs. 1 der litauischen Verfassung ist die Freiheit des privaten Sprachgebrauchs 

als  Bestandteil  des  Menschenrechts  auf  freie  Meinungsäußerung  und  -verbreitung  ge-

schützt.  Die  Methoden  der  Verbreitung  werden  allerdings  nach  dem  Gesetz  über  die 

Staatssprache in manchen Fällen eingeschränkt. So findet die Geschäftsführung in Litauen 

tätiger  „Institutionen,  Büros,  Unternehmen  und Organisationen“  in  Litauisch  statt.  Des 

Weiteren sind Rechtsgeschäfte, an denen in Litauen eingetragene juristische Personen be-

teiligt sind, in Litauisch abzuschließen, wobei gemäß Art. 9 die Zweisprachigkeit bei Be-

teiligung ausländischer natürlicher oder juristischer Personen erforderlich ist. (vgl. Schmidt 

2005: 23)

Die Arbeitssprache des Parlaments  und seiner  Ausschüsse ist  Litauisch.  Ausschließlich 

Gästen und Experten wird das Recht zugesprochen, in einer anderen Sprache vorzutragen, 

sofern sie das mindestens sechs Stunden vorher ankündigen. (vgl. Schmidt 2005: 24)
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Nach der Verfassung (Art. 117), dem Gesetz über die Staatssprache (Art. 8) und dem Ge-

richtsgesetz (Art. 8) ist die Gerichtssprache Litauisch. Personen, die kein Litauisch spre-

chen, können eine andere Sprache gebrauchen oder eine(n) Dolmetscher(in) hinzuziehen, 

wobei die Kosten nach dem Gesetz über die Staatssprache vom Staat zu tragen sind. (vgl. 

ebd.: 24f.)

Obwohl topographische Bezeichnungen grundsätzlich in Litauisch vorgenommen werden, 

ist eine zusätzliche Aufschrift in der Sprache der Minderheit an Orten, an denen sie kom-

pakt siedelt, nicht nur zulässig, sondern verpflichtend (Art. 4 MinG). (vgl. ebd.: 25f.)

5.1.1.8. Die Förderung der Integration durch die litauische Regierung

Bereits im Jahr 1989 wurde von der Regierung die Behörde für Volksgruppen und Litaue-

rInnen im Ausland gegründet. Zu den Aufgaben der Behörde gehörte die Erarbeitung und 

Umsetzung der Regierungspolitik bezüglich nationaler  Minderheiten.  Zusätzlich wurden 

Studien über die nationalen Minderheiten Litauens durchgeführt und an die Öffentlichkeit 

weitervermittelt. Im Jahr 2003 wurde die Verordnung über die Behörde für nationale Min-

derheiten und LitauerInnen im Ausland verabschiedet. Diese Verordnung diente als Grund-

lage für die Einrichtung des Rats der Behörde für nationale Minderheiten und LitauerInnen 

im Ausland. Unter der Leitung der Behörde kam es im Jahr 1995 zur Gründung des Rats 

für Volksgruppen, welcher die Aktivitäten der nationalen Minderheiten koordinierte, inte-

rethnische Kontakte in Litauen förderte und die Umsetzung der staatlichen Minderheiten-

politik überwachte. (vgl. Darquennes 2004a: 197)

Im Jahr 2002 legte die litauische Regierung neue Regelungen für den Schulunterricht fest. 

So durfte wie bisher die Sprache der Minderheit auch Unterrichtssprache sein. Kinder na-

tionaler Minderheiten konnten die Schule in ihrer Sprache abschließen, sofern die litaui-

sche Sprache parallel unterrichtet wurde. (vgl. Brake 2007)

Im November 2008 genehmigte der Europäische Fonds das von Litauen vorgelegte Mehr-

jahresprogramm für die Integration von Drittstaatsangehörigen 2007-2013, in dem sich Li-

tauen u. a. für die strategische Priorität des Fonds der Umsetzung der gemeinsamen Grund-

prinzipien im Bereich der europäischen Integrationspolitik entschied. Zusätzlich finanzier-
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te der Fonds im Rahmen des von Litauen erstellten Jahresprogramms (2007) die Forschung 

zur Bewertung von Integrationsmaßnahmen. (vgl. Europäischer Fonds 2008)

Im Jahr 2012 verabschiedete die litauische Regierung ein Vierjahresprogramm. Im Punkt 

10 dieses Programms wird festgehalten, dass eines der angesteuerten Ziele der Schutz des 

Kulturerbes  von  nationalen  Minderheiten  sei.  Angestrebt  wird  die  Ausarbeitung  einer 

nachhaltigen Planung, die vorteilhafte Bedingungen für die kulturellen Bedürfnisse der na-

tionalen Minderheiten, u.a. im Bereich der Integration und der Bildung, schafft: (vgl. Go-

vernment of the Republic of Lithuania 2012)

248. We will carry out reforming of a network of schools with Polish and 
Russian as languages of intstruction taking into account the interests of 
local  communities and following the principle of school  effectiveness. 
(Government of the Republic of Lithuania 2012: Ch X.)
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5.1.2. Das Sprachgesetz und die Sprachpolitik im unabhängigen Estland

Der Zerfall der Sowjetunion und die Unabhängigkeit Estlands führten zu einer Emigrati-

onswelle von Russischsprachigen, jedoch ist der Anteil Russischsprachiger nach wie vor 

hoch. (vgl. Wingender 2012: 174)

Estland erhob im Jahr 1989 seine Titularsprache zur Staatssprache. Dem Russischen wurde 

in diesem Gesetz kein offizieller Status zugewiesen, wobei es sonst im Gesetz breit beach-

tet wurde. (vgl. Järve 2003: 78; zit. nach Wingender 2012: 174). Durch dieses Sprachge-

setz sah sich die weitgehend monolinguale russische Bevölkerung Estlands gezwungen, die 

estnische Sprache zu erlernen. Darauffolgend im Jahr 1995 kam es zur Verabschiedung ei-

nes neuen Staatssprachengesetzes, laut dem Russisch und den anderen Minderheitenspra-

chen der Status einer Fremdsprache zukam. Durch Estlands Beitrittsverhandlungen mit der 

EU und im Zuge dessen durch das Monitoring wurden seine Gesetze und Bestimmungen 

abgeändert. Zusätzlich wurden Sprachprogramme zur Stärkung der Titularsprache entwi-

ckelt. (vgl. Wingender 2012: 174)

5.1.2.1. Die Entwicklung der estnischen Sprache im historischen und sprachlichen Kontext

Die estnische Sprache, die zum ostseefinnischen Zweig der finnisch-ugrischen Sprachen 

gehört, steht in einem nahen Verwandtschaftsverhältnis mit dem Finnischen, Karelischen, 

Wotischen, Ingrischen und Livischen. (vgl. Winkler 2002: 633) Estnisch unterscheidet sich 

also völlig von den slawischen Sprachen, d. h. auch vom Russischen (vgl.  Darquennes 

2004: 86)

Die  estnische  Sprach  entwickelte  sich  im  Kontext  von  mehrmaligen  Besatzungen  und 

Fremdherrschaften, die sich über Jahrhunderte hinweg zogen. Im Jahr 1535 wurde der erste 

estnische Text, ein zweisprachiger niederdeutsch-estnischer Katechismus von Wanradt Ko-

ell in Wittenberg gedruckt.  Deutsche Pastoren schrieben zwischen 1637 und 1780 Gram-

matiken der estnischen Sprache. (vgl. Sooman 2008: 178f.) Durch diese Grammatiken er-

folgte eine erste Normierung des Estnischen, wobei sich diese geschaffene Schriftsprache 

aber deutlich von der gesprochenen Sprache der bäuerlichen Bevölkerung unterschied (Est-

nisch mit deutscher Syntax, Phraseologie und vielen deutschen Wörtern). Während im 17. 
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Jahrhundert das Südestnische noch mit dem Nordestnischen gleichgestellt war, verlor das 

Südestnische im Laufe des 18. Jahrhunderts zunehmend an Bedeutung, da die südestnische 

Sprachform nur noch von einem Drittel gesprochen wurde und Tallinn sich zum neuen Ha-

fen- und Wirtschaftszentrum entwickelte. (vgl. Winkler 2002: 636)

Die Grundlage der heutigen estnischen Schriftsprache wurde im Jahr 1739 mit der voll-

ständigen Bibelübersetzung auf Nordestnisch geschaffen. (vgl. Sooman 2008: 178f.)

Im 20. Jahrhundert kam es zu einer Weiterentwickelung der estnischen Schriftsprache auf 

der Basis des Nordestnischen. Sie führte als Sprache der Medien und der Literatur zu einer 

Abnahme der Dialektcharakteristika,  und alte Dialektgrenzen waren nicht mehr klar von-

einander getrennt. Ein weiterer Grund für die Abnahme der Dialektcharakteristika war die 

Bevölkerungsfluktuation.  Laut Winkler beschränkte sich das Südestnische im Jahr 2002 

nur noch auf einen kleinen Teil Estlands. (vgl. Winkler 2002: 634f.)  Am meisten unter-

scheidet sich der südliche Võro-Dialekt, der viele seiner ursprünglichen Merkmale erhalten 

hat, vom Standard-Estnischen. (vgl. Darquennes 2004b: 86f.)

Im Estnischen findet man trotz seiner geringen SprecherInnenzahl eine hochgradig dialek-

tale Gliederung. Ein Grund hierfür war die Immobilität der estnischen Bevölkerung, da die 

bäuerliche Bevölkerung bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts ihr Gut ohne Erlaubnis nicht 

verlassen durfte. (vgl. Winkler 2002: 634)

Im Estnischen wird zwischen Nord- und Südestnisch unterschieden, wobei das Standard-

Estnische  vor allem auf dem in Tallinn gesprochenen nördlichen Dialekt aufbaut. Im Jahr 

1884 wurde die erste Grammatik auf Estnisch verfasst, und die Standardsprache wurde im 

Zuge der Nationalbewegung gefestigt. (vgl. Darquennes 2004b: 86f.)

5.1.2.2. Ein kurzer Überblick über die Schrift, die Orthographie und die Charakteristika 

des Estnischen

Die estnische Sprache wird mit Lateinschrift geschrieben. Die Schreibung des genuinen 

Wortschatzes beinhaltet ein Sonderzeichen, nämlich  õ, das ein hinteres  e bezeichnet. In 

neueren Fremdwörtern finden sich š (und ž). Die neun Monophthonge i, e, ä, ü, ö, õ, a, u, o  
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(am häufigsten a,  am seltensten ö) und etwa zwanzig Diphthonge in der ersten, hauptbe-

tonten Silbe gelten als charakteristisch für die Lautstruktur. (vgl. Winkler 2002: 640f.)

In der Geschichte der estnischen Schriftlichkeit gab es nur eine einzige große Orthogra-

phiereform. Zu Beginn des 18. Jahrhunderts bürgerte sich eine feste Schreibweise oder die 

sogenannte  alte  Orthographie  ein.  Sie  war  bei  der  ersten  Bibelübersetzung  (1739)  von 

großer Bedeutung. Da sich diese alte Orthographie vorwiegend an der deutschen der dama-

ligen Zeit orientierte, wurden estnische Lautverhältnisse nur unzulänglich wiedergegeben. 

Durch Ahrens Grammatik der Estnischen Sprache in ihrer zweiten Auflage (1853) erfolgte 

schließlich die Einführung der neuen Orthographie, die sich an der finnischen orientierte. 

(vgl.  Winkler  2002:  641f.)  Die  estnische  Orthographie  baut  auf  dem  phonetisch--

phonematischen Hauptprinzip auf, d. h. dass jeder Laut immer einem eigenen Buchstaben 

geschrieben wird, lange Laute mit zwei. Die estnischen Laute werden in jeder Position 

gleich gesprochen. (vgl. Winkler 2002:640)

5.1.2.3. Die russische Sprache in Estland

Wie bereits in Punkt 5.1.1.3. erwähnt, ist Russisch eine ostslawische Sprache der indoger-

manischen Sprachstamm. Die russische Sprache wird mit dem zyrillischen Alphabet ge-

schrieben und hauptsächlich in der Russischen Föderation und Gebieten der ehemaligen 

UdSSR gesprochen. (vgl. Darquennes 2004b: 90)

Nach dem Unabhängigkeitskrieg Estlands (1918-1920) und mit dem Frieden von Tartu im 

Jahr 1922 fielen die Landkreise Narva und Petseri im Südosten, die während der Zaren-

herrschaft nicht zu Estland gehörten und von einer gemischten russisch-estnischen Bevöl-

kerung besiedelt waren, an Estland zurück. Somit lebte im Jahr 1922 ein Anteil von 8,2 % 

der Gesamtbevölkerung RussInnen (92.000) in Estland.  40% der RussInnen wohnten im 

Landkreis Petseri, 26 % im Gebiet um den Peipussee und bei Narva, 20 % in größeren 

Städten, und die übrigen RussInnen waren über das Land verteilt. Bis zum Zweiten Welt-

krieg blieb diese Verteilung relativ unverändert, und viele der RussInnen besaßen anfangs 

keine  estnische  Staatsbürgerschaft.  Darüber  hinaus  machten  die  RussInnen keinen  Ge-

brauch von ihren Rechten aus dem Gesetz über die kulturelle Autonomie ethnischer Min-
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derheiten aus dem Jahr 1925. Die kulturelle Selbstverwaltung geschah meist über die Ge-

meinderäte. (vgl. Darquennes 2004b: 91)

In der Folge des Zweiten Weltkrieges änderte sich die Haltung der EstInnen den Soldaten 

und den nach Estland exportierten ArbeiterInnen gegenüber schlagartig. Dies war laut Soo-

man darauf zurückzuführen, dass ihnen im Gegensatz zu den Einheimischen soziale Vor-

teile verschafft wurden und gleichzeitig die estnische Sprache als „Dialekt“ und die estni-

sche Kultur als marginal vermittelt wurde. (vgl. Sooman 2008: 181)

Wie bereits in Punkt in Punkt 2.2.2. erwähnt, setzte nach dem Zweiten Weltkrieg eine er-

zwungene Russifizierungspolitik ein, um durch russische ZuwanderInnen eine loyale Be-

völkerung zu schaffen. (vgl. Schmidt 1993: 17) Es kam zu einer großen Einwanderungs-

welle von Nicht-EstInnen nach Estland, die weitgehend unkontrolliert  bis in die späten 

1980er Jahre andauerte. (vgl. Maceina 198141: 4; zit. nach Smith 1999: 291) Durch die re-

gional isolierte Verteilung konnte jedoch eine Integration der ZuwanderInnen nicht erfol-

gen. (vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010) Im Jahr 1989 betrug der Anteil der russi-

schen EinwohnerInnen schließlich 30,3 % der Gesamtbevölkerung. (vgl. The Baltic States 

1991: 13,1642; zit. nach Schmidt 1993: 18)

Kritisch fügt Sooman hier an, dass diese Faktoren und die Divide-et-Impera-Politik von Jo-

sef Stalin und seinen Nachfolgern dazu beitrug, dass in Estland bis zur Perestrojka eine se-

gregierte Gesellschaft vorherrschte und in Folge dessen „die russischsprachige Bevölke-

rung Estlands immer noch als bedrohlich für das Bestehen der estnischen Sprache und den 

Aufbau des Nationalstaates  empfunden wird.“ (Sooman 2008: 181) Laut Sooman über-

nahm das freie Estland eine segregierte Gesellschaft, und die bürgerlich-nationale Regie-

rung praktizierte auch noch im Jahr 2001 eine Divide-et-Impera-Politik, da sie die Angst 

vor der russischen Sprache und Kultur provozierte. Einerseits predigte sie zwar Integration, 

um einem EU-Beitritt näherzukommen, andererseits wurde diese jedoch gleichzeitig durch 

ihre der Assimilation43 nahekommende Auslegung des Begriffes wieder verhindert. (vgl. 

Sooman 2001: 65)

41vgl. Maceina, A. (1981): Asmuo ir istorija (The Individual and History). Chicago: Ateitis.
42vgl. The Baltic States (1991): A Reference Book. Tallinn/Riga/Vilnius. S. 13, 16.
43Assimilation   ist  laut  Robert  E.  Park  der  Name des  Prozesses  oder  der  Prozesse,  bei  dem Menschen 
verschiedener Herkunft  und mit  unterschiedlichem Kulturerbe,  ein gemeinsames  Territorium bewohnend, 
eine  Kulturverbundenheit  erreichen,  die  zumindest   ausreichend  ist,  um  den  nationalen  Bestand 
aufrechtzuerhalten. (vgl. Park 1930: 281; zit nach. Gordon 1964: 63)
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Aus der Volkszählung aus dem Jahr 2000 ging hervor, dass in Estland 109 verschiedene 

Sprachen als Muttersprache angegeben wurden. 97 % der Bevölkerung benannten Estnisch 

oder Russisch als ihre Muttersprache.  2,3 %  der Gesamtbevölkerung Estlands sprachen 

eine der anderen 107 bekannten Sprachen: (vgl. Darquennes 2004b: 85f.)

Sprache Anzahl der SprecherInnen
% der Gesamtbevölke-

rung
Estnisch 921.817 67,3

Russisch 406.755 29,7

Ukrainisch 12.299 0,9

Weißrussisch 5.197 0,4

Finnisch 4.932 0,3

Lettisch 1.389 0,1

Litauisch 1.198 0,1

Andere 7.276 0,5

Unbekannt 9.189 0,7

Gesamt 1.370.052 100
(Quelle: Darquennes 2004b: 85)

5.1.2.4. Sonstige Sprachen in Estland

Da die russischsprachige Minderheit in Estland eindeutig die größte Minderheit mit einer 

erwähnenswerten Problematik hinsichtlich der sprachlichen Integration darstellt, wird hier 

nur ein genereller kurzer Überblick über sonstige sprachliche Minderheiten, die in Estland 

leben, gegeben. Zu den sonstigen sprachlichen Minderheiten in Estland zählen die weiß-

russische, die finnische, die deutsche, die lettische, die litauische, die polnische, die schwe-

dische, die tatarische, die ukrainische, die livische, die jiddische und die Minderheit der 

Romani.

In Verbindung mit Punkt 5.1.1.4., der auf die sonstigen Sprachen in Litauen Bezug nimmt, 

wird hier ein Zusammenhang mit weiteren Sprachen in Estland hergestellt.

Der Überblick in diesem Punkt beschränkt sich auf ethnische in Estland lebende Minder-

heiten, die im Jahr 1989 einen hohen Anteil an Russisch als deren Erstsprache aufwiesen 

und die anschließend auch in der von Hogan-Brun angeführten Tabelle prozentuell ausge-

92



wiesen sind.  Dazu zählen in Estland die weißrussische, polnische und ukrainische Minder-

heit. (vgl. Hogan-Brun 2003: 104)

Die weißrussische Minderheit

Da die Geschichte der weißrussischen Minderheit und Sprache schon bei Litauen in Punkt 

5.1.1.4. beschrieben wurde, wird hier näher auf den Anteil der in Estland lebenden weiß-

russischen Minderheit eingegangen.

Im Jahr 2000 lebten nach der Volkszählung 17.241 WeißrussInnen in Estland (1,3 % der 

Bevölkerung), von denen 4.953 Weißrussisch, 12.014 Russisch und 144 Estnisch als Mut-

tersprache sprachen. Geht man zurück ins Jahr 1989, so wurden im Zensus 27.711 Weiß-

russInnen gezählt, von denen 8.841 Weißrussisch, 18.591 Russisch und 195 Estnisch als 

Muttersprache angaben. Es lässt sich also feststellen, dass die Zahl der WeißrussInnen zwi-

schen den beiden Volkszählungen um 37,8 % deutlich abnahm, was vorwiegend mit der 

Emigration von WeißrussInnen aus Estland im Zusammenhang stand. (vgl.  Darquennes 

2004b: 99)

Zur genaueren Darstellung über ethnische Minderheiten, die Russisch in Estland und Li-

tauen im Jahr 1989 als Erstsprache aufwiesen, folgt nun der prozentuelle Anteil, welcher 

auch die Daten von Lettland umfasst, aufgelistet in einer Tabelle:

Der prozentuelle Anteil von ethnischen Gruppen in Litauen, Lettland und Estland im Jahr 

1989 mit Russisch als Erstsprache:

Ethnic groups Proportion (%)
Lithuania
Lithuanians 0.4

Russians 95.6

Belarussians 59.5

Poles 14.5

Ukrainians 48.9

Latvia
Latvians 2.6

Russians 98.8
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Jews 74.9

Belarussians 64.8

Poles 54.2

Ukrainians 49.4

Estonia
Estonians 1.05

Russians 98.6

Belarussians 67.1

Poles 66.4

Ukrainians 54.5
(Sources: Vaitiekus (1992); Valodas 

politikas istenosana Latvia (2002: 6); 

Estonian Census (2001: 150))

Wie der Tabelle zu entnehmen ist, war Russisch bei einem hohen Anteil der weißrussi-

schen, polnischen und ukrainischen Minderheit in Estland die Erstsprache.

Die polnische Minderheit

Die Aufzeichnungen über PolInnen in Estland gehen zurück bis ins 19. Jahrhundert. Die 

Schließung der Universitäten in Warschau und Vilnius in den 1830er Jahren führte viele 

PolInnen an die Universität Tartu. Im Jahr 1828 kam es zur Gründung des polnischen Stu-

dentInnenklubs „Polonia“, dem bis zum Jahr 1918 viele weitere Klubs und Gesellschaften 

folgten. An der Universität Tartu wurde in den 1930er Jahren ein Lehrstuhl für die polni-

sche Sprache eingerichtet. Die Anzahl der in Estland lebenden PolInnen stieg nach dem 

Zweiten Weltkrieg an und erreichte im Jahr 1989 mit 3.008 Personen ihren Höhepunkt. 

Obwohl in den 1990er Jahren manche PolInnen emigrierten, belief sich die Zahl laut der 

Volkszählung vom Jahr 2000 auf 2.193 PolInnen in Estland, wovon die meisten in Städten 

lebten. Während Polnisch von 593 Personen als Muttersprache gesprochen wurde, gaben 

1.338 PolInnen Russisch und 133 Estnisch als ihre Muttersprache an. (vgl. Darquennes 

2004b: 105)
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Die ukrainische Minderheit

Nach dem Zweiten Weltkrieg kam es in Estland zu einer Immigration von UkrainerInnen 

aus verschiedenen Regionen der Sowjetunion. Während im Jahr 1934 nur 92 UkrainerIn-

nen in in Estland lebten, waren es laut Zensus von 1989 48.271 Personen. Durch die dar-

auffolgende Emigration in den 1990er Jahren verzeichnete man im Jahr 2000 nur noch 

29.012 UkrainerInnen, was einem Rückgang von 39,9 % entspricht. Allerdings lag der An-

teil der Ukrainischsprachigen wesentlich darunter. So gaben im Jahr 2000 nur 12.299 Per-

sonen (0,9 % der Gesamtbevölkerung) Ukrainisch als ihre Muttersprache an, während von 

den übrigen UkrainerInnen 16.486 Russisch und 481 Estnisch als Muttersprache hatten. 

Die UkrainerInnen in Estland leben vorwiegend in urbanen Gebieten, wie z.B. in Tallinn, 

und im Landkreis Ida-Viru. (vgl. Darquennes 2004b: 105)

5.1.2.5.  Der gesetzliche Status des Estnischen

Das erste „Gesetz über die Sprache“ wurde am 18. Januar 1989 verabschiedet. In diesem 

Sprachgesetz wurde einerseits die estnische Sprache als alleinige Staatssprache anerkannt, 

andererseits fand darin auch das Recht anderer Nationalitäten auf ihre Sprache eine gesetz-

liche Verankerung: (vgl. Thiele 1999: 114) So wurde das Recht aller Nationalitäten auf die 

Entwicklung ihrer Muttersprache anerkannt und die russische Sprache wurde als Kommu-

nikationssprache nach der estnischen Sprache als weitest  verbreitete Muttersprache Est-

lands geschützt. (vgl. Uibopuu 1989: 210; zit. nach Thiele 1999: 114)44 

In den „Generellen Bestimmungen“ der Verfassung der Republik Estland (VerfEstR) fin-

det in § 6 die estnische Sprache als die Staatssprache Estlands ihre Verankerung. Es wurde 

keine Monopolstellung der estnischen Sprache normiert, sondern Raum für den offiziellen 

Gebrauch anderer Sprachen geschaffen. (vgl. Graudin 1997: 50) So ist es laut § 51 einer 

Person in Gebieten, in denen mehr als die Hälfte der Bevölkerung einer nationalen Minder-

heit angehört, erlaubt, Antworten von Kommunalbehörden in der Sprache der Minderheit 

zu bekommen. (vgl. Art. 51 Abs. 2; zit. nach Kettig 2004: 137). Im §§ 51 und 52 der Ver-

fassung werden die generelle Norm des § 6 wie folgt konkretisiert: (vgl. Graudin 1997: 50)

44vgl. Uibopuu: Die Sprachgesetze der baltischen Unionsrepubliken, in :WGO-MfOR, 31 (1989) 4, S. 210. 
Die russischsprachige  Bevölkerung Estlands  kritisierte  das  Sprachgesetz  wegen  angeblich  ungenügenden 
Schutzes ihrer Sprache. Vgl. Michaleva/Palidze, Federativnyj sojuz, in: Pravda, 12. Juni 1989.
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§51: Jedermann hat das Recht, sich an staatliche oder örtliche Selbstver-
waltungsorgane und deren Amtsträger in estnischer Sprache zu wenden 
und in dieser Sprache Antwort zu erhalten. In Regionen, in denen mindes-
tens die Hälfte der ständigen Einwohner einer nationalen Minderheit an-
gehört,  hat  jedermann  das  Recht,  von  den  staatlichen  und  örtlichen 
Selbstverwaltungsorganen Antwort in der Sprache der nationalen Minder-
heit zu erhalten.
§52: Die Amtssprache in staatlichen Institutionen und örtlichen Selbstver-
waltungen ist die estnische Sprache. In Regionen, in denen die Mehrheits-
bevölkerung nicht estnisch ist, können die örtlichen Selbstverwaltungen 
im Einklang  mit  den  gesetzlich  festgelegten  Grenzen  die  Sprache  der 
Mehrheitsbevölkerung anwenden. Der Gebrauch fremder Sprachen, ein-
schließlich derer nationaler Minderheiten durch Behörden und Gerichte, 
wird  durch  das  Gesetz  bestimmt.  (Dimitriew/Michalea:  597;  zit.  nach 
Graudin 1997: 50)

Durch die § 51 und 52 wird eine Differenzierung zwischen Staatssprache und lokal an-

wendbarer Amts- oder Geschäftssprache festgelegt. (vgl. Graudin 1997: 50)

5.1.2.6. Das Sprachgesetz über nationale Minderheiten in Estland

Als das Sprachgesetz Estlands im Jahr 1989 in Kraft trat, war Estland ausgehend von der 

Russifizierungspolitik durch Bilingualismus der Mehrheit der EstInnen und Monolingualis-

mus der Mehrheit der RussInnen, die in Estland lebten, gekennzeichnet. So sprachen ca. 85 

% der  nicht-estnischen Bevölkerung kein Estnisch.  (vgl.  Uibopuu 1989:  210;  zit.  nach 

Thiele 1999: 114)45

Im Jahr 1993 kam es zur Verabschiedung des neuen Gesetzes über die kulturelle Autono-

mie nationaler Minderheiten. Darin wurden der Status und die Rechte der in Estland leben-

den nationalen Minderheiten festgelegt. Gleichzeitig wurde ihnen die Möglichkeit zur För-

derung ihrer Sprache und ihrer Kultur durch die muttersprachliche Bildung zugesichert. 

(vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010) Graudin betont, dass durch dieses Gesetz einer-

seits umfangreiche Privilegien für Minderheitengruppen geschaffen wurden, diese jedoch 

andererseits ausschließlich nur für estnische StaatsbürgerInnen gelten, was wiederum einen 

großen Teil  der  nicht-estnischen Bevölkerung vom Minderheitenrecht  ausschließt.  (vgl. 

Graudin 1997: 101)

45vgl. Thiele 1999: 114, aber vgl. die estnischsprachige Situation 1989 im Anhang B.
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Im weiteren weiteren Verlauf wurde das Sprachgesetz von 1989 für ungültig erklärt und 

am 21. Februar 1995 wurde ein neues Sprachgesetz verabschiedet, das alle Sprachen außer 

dem Estnischen als Fremdsprachen deklarierte. (vgl. Rajangu 2002: 134)

Sprachgesetze  dienen  in  der  Regel  dem  Schutz  von  Minderheitensprachen,  die  nicht 

Staatssprache sind. Hier merkt Thiele jedoch an, dass das neue Sprachgesetz von 1995, wie 

schon sein Vorgänger, vordergründig „ein Schutzgesetz des Estnischen und erst in zweiter 

Linie  ein Instrument  zur Förderung der Minderheitenkultur“ (Haselblatt  1996: 110; zit. 

nach Thiele 1999: 114) darsstellt. (vgl. Thiele 1999: 114)

Im  Sprachgesetz von 1995 wurde in § 2 Abs. 2 Minderheitensprache definiert als „eine 

Fremdsprache, die von denjenigen Staatsangehörigen Estlands, die einer nationalen Min-

derheit angehören, von alters her als Muttersprache gebraucht wird.“ (Thiele 1999: 114) 

Indem die russische Sprache keine Erwähnung mehr erfährt, wird sie rechtlich mit jeder 

anderen Fremdsprache einer in Estland lebenden nationalen Minderheit, unabhängig von 

ihrer Größe und Verbreitung, gleichgesetzt. (vgl. Thiele 1999: 114f.)

Nach dem Bericht von Amnesty International (2007) wurden von der estnischen Regierung 

weitere Regelungen zum Schutz des Status und der Entwicklung der estnischen Sprache 

festgelegt. So stellt die Förderung der estnischen Sprache einen Grundpfeiler der  Program-

me „Integration of Estonian Society 2000-2007“ und „Development Strategy of the Estoni-

an Language 2004-2010“ dar. (vgl. Amnesty International 2007: 14)

5.1.2.7. Der Gebrauch der russischen Sprache in Estland

Wie bereits erwähnt, ist laut Art. 6 der Verfassung von 1992 und laut dem Sprachgesetz 

von 1995 Estnisch auf staatlicher und lokaler Ebene die Amtssprache Estlands. (vgl. Dar-

quennes 2004b: 87) Obwohl Estnisch die Geschäftssprache von staatlichen oder kommuna-

len Behörden ist, kann an Orten, an denen eine Minderheit die Mehrheitsbevölkerung dar-

stellt, die Sprache dieser Minderheit neben der Landessprache als interne Geschäftssprache 

zugelassen werden. Personen gelten als ständige EinwohnerInnen, sofern sie mindestens 

183 Tage pro Jahr in der betreffenden Kommune leben und nicht länger als 90 Tage in Fol-

ge abwesend sind. (§ 10 Abs. 2 Sprachgesetz). Im Falle einer Zulassung der Minderheiten-

sprache als Geschäftssprache ist diese nach jeder Kommunalwahl von der neu gewählten 
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Vertretungskörperschaft zu beantragen. (vgl. Riigi Teataja I 2002; zit. nach Schmidt: 31f.)
46 Laut § 13 des Sprachgesetzes kann eine Kommune beschließen, dass Anzeigen und Be-

kanntmachungen, die in Estnisch erfolgen, in die Minderheitensprache übersetzt werden. 

(vgl. Schmidt 2004: 32)

Gemäß dem Gesetz über lokale Regierungsstellen ist  die Arbeitssprache Estnisch,  auch 

wenn die Mehrheit der EinwohnerInnen Russisch spricht. (vgl. Darquennes 2004b: 96)

Die Sitzungssprache der Vertretungskörperschaften auf Landes- und auf kommunaler Ebe-

ne ist Estnisch. So wurde zwischenzeitlich der Nachweis von Sprachkenntnissen verlangt. 

Des Weiteren ist Estnisch verpflichtend für Sitzungsprotokolle sowie Rechtsakte der Ver-

tretungskörperschaften. Diese Sitzungsprotokolle können jedoch an Orten mit einer Min-

derheit, die eine Mehrheit der Bevölkerung ausmacht, in der Sprache dieser Minderheit ge-

schrieben  werden.  Hier  gilt  es  allerdings  eine  estnische  Übersetzung  beizufügen.  (vgl. 

Schmidt 2004: 32f.)

Dem Russischen wird bei Gericht keine Sonderstellung eingeräumt, es wird als Fremdspra-

che behandelt.  Eine Anhörung findet  in Estnisch statt.  Falls  sich die betroffene Person 

nicht ausreichend in der Amtssprache ausdrücken kann, wird ein(e) Dolmetscher(in) vom 

Gericht zur Verfügung gestellt.  Der Richter muss entscheiden, ob ein Fall auf Estnisch 

oder Russisch verhandelt wird, wenn alle Parteien russischsprachig sind. (vgl. Darquennes 

2004b: 95) Generell gibt es kein Verbot einer Minderheiten- oder Fremdsprache an estni-

schen Gerichten, jedoch wird in den meisten Fällen eine Darlegung und Übersetzung ins 

Estnische verlangt. (vgl. Poleshchuk 2004: 45)

Die Ortsnamen sind im Allgemeinen Estnisch. Die Wahl von fremdsprachigen Ortsnamen 

durch eine Kommune erfolgt aufgrund historischer und kulturhistorischer  Gründe. Sind 

diese Gründe gegeben, bedarf es des Weiteren einer Erlaubnis, die auf Antrag vom Innen-

ministerium erteilt wird. Werbungen, Anzeigen und öffentliche Schilder müssen auch in 

Estnisch beschriftet bzw. abgefasst sein, wobei in den Siedlungsgebieten der Minderheiten 

eine Übersetzung in der jeweiligen Minderheitensprache hinzugefügt werden kann. (vgl. 

Schmidt 2004: 36)

46§ 41 des Gesetzes über die Organisation der lokalen Selbstverwaltung vom 2. Juni 1993 i. d. F. Vom 12.  
Dez. 2002, Riigi Teataj I 1993 Nr. 37 Art. 558, 2003 Nr. 4 Art. 22; dt. Übers. Teilweise in der Dok. unter C.  
13..
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Behlke zufolge stellt die Verwendung der Muttersprache sowohl im privaten als auch im 

öffentlichen Bereich eine Mindestanforderung an einen minderheitlichen Sprachenschutz 

dar. (vgl. Behlke: 46; zit. nach Thiele 1999: 115)47 Dabei ist unter dem privaten Bereich 

der familiäre und unter dem öffentlichen der Kontakt zwischen Angehörigen einer Minder-

heit und der Mehrheitsbevölkerung im öffentlichen Leben gemeint. Als wichtig erachtet 

wird der Gebrauch der Minderheitensprache vor allem für die Identitätsbewahrung und 

-entwicklung. (vgl. Thiele 1999: 115)

Auf das Recht von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen 
und sprachlichen  Minderheiten angehören,  sich ihrer  eigenen Sprache 
privat und in der Öffentlichkeit frei zu bedienen, bezieht sich Art. 2 Ziff. 
1  der  rechtlich  unverbindlichen  UN-Minderheitenschutzerklärung  von 
1992. (vgl. Art. 2 Ziff; zit. nach Thiele 1999: 115)

Estland verpflichtet sich im Europäischen Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler 

Minderheiten von 1995 in Art. 10 Abs. 1 dazu, das Recht jedes einer nationalen Minderheit 

Angehörigen auf den freien Gebrauch seiner Minderheitensprache im privaten und öffentli-

chen Leben anzuerkennen. (vgl. Thiele 1999: 116)

5.1.2.8. Die Förderung der Integration durch die estnische Regierung

Die estnische Regierung hat wichtige Maßnahmen zur Förderung der Integration ergriffen. 

Im Jahr 1997 wurde in Estland das Amt des Bevölkerungsministers geschaffen, der unter 

anderem für Fragen der Integration zuständig ist. Im darauffolgenden Jahr kam es im Zuge 

der Förderung und der Koordinierung von Integrationsprozessen und Integrationsprojekten 

zur Gründung der Integrationsstiftung. (vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010)

Im Jahr 2000 folgte die Verabschiedung des staatlichen Programms „Integration in die est-

nische  Gesellschaft  2000-2007“,  welche  die  sprachlich-kommunikative,  die  rechtlich--

politische und die sozial-ökonomische Integration der Nicht-EstInnen zum Ziel hatte.48 Die 

Weiterführung  dieses  Programms  erfolgte  durch  das  „Nationale  Integrationsprogramm 

47vgl. Behlke: Das Minderheitenrecht der Republik Lettland. S. 46.
48Eine genauere Beschreibung des Programms „Integration in die estnische Gesellschaft 2000-2007“ folgt im 
Punkt 5.2.2.4. im Zusammenhang mit der Bildungspolitik Estlands.
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2008-2013“, das im Jahr 2008 übernommen wurde. Es findet sich bereits das nächste Pro-

gramm für 2014-2020 in Vorbereitung (vgl. Auswärtiges Amt Deutschland 2013)

Das Gesetz über Gleichbehandlung trat im Jahr 2009 in Kraft. In diesem Gesetz sind „der 

Grundsatz  der  Gleichbehandlung,  die  Vorgaben  zur  Umsetzung  und  Ausweitung  des 

Grundsatzes  der  Gleichbehandlung und zur  Lösung von Diskriminierungsstreitigkeiten“ 

(Botschaft von Estland in Berlin 2010) festgelegt. Die Restrukturierung des Büros des Be-

völkerungsministers im Jahr 2009 führte zu einer Aufteilung der Aufgaben zwischen ande-

ren Ministerien. Somit war nunmehr das Kulturministerium für die Fragen der Integration 

zuständig. Der Zusammenschluss der Integrationsstiftung und des Estnischen Integrations-

fonds zur neu gegründeten Institution „Unsere Menschen“ fand im Jahr 2010 statt. Diese 

Institution stellt sich die Aufgabe, Integrationsprozesse in die estnische Gesellschaft zu för-

dern und Handlungen im Bereich Migration und Immigration zu koordinieren. (vgl. Bot-

schaft von Estland in Berlin 2010)
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5.1.3. Die Sprachpolitik in Litauen und Estland im Vergleich

Wie die historische und sprachpolitische Analyse von Litauen und Estland aufzeigt, gibt es 

im Bereich der Geschichte und Sprachpolitik  nennenswerte  Unterschiede.  Diese Unter-

schiede spielen eine maßgebliche Rolle für die Probleme der russischsprachigen Minder-

heit hinsichtlich ihrer Integration, welche in Estland in einem viel stärkeren Ausmaß vor-

handen sind. Im Vergleich gilt es nun die Gründe, die zu dieser unterschiedlichen Proble-

matik beitragen, zu beleuchten.

Die litauische Sprache, die dem Sprachzweig der indogermanischen Sprachen angehört, 

wurde wie im Punkt 5.1.1.1. erwähnt, zuerst durch das Altostslawische und im 19. und 20. 

Jahrhundert durch das Russische beeinflusst. Zusätzlich ließ sich ein Einfluss von den pro-

gressiven Strömungen in Russland auf die litauische Kultur und das Schrifttum feststellen. 

Im Gegensatz  dazu gehört  Estnisch zum ostseefinnischen Zweig der finnisch-ugrischen 

Sprachen und unterscheidet  sich daher  maßgeblich  von den slawischen Sprachen.  Auf-

grund dieses Unterschieds ist es für die russischsprachige Minderheit in Estland schwieri-

ger, die nationale Sprache zu erlernen. Daraus ergeben sich wiederum soziale Spannungen 

und Probleme hinsichtlich der Integration der russischsprachigen Minderheit, da das Erler-

nen der Sprache einen wichtigen Faktor für die Identität und die Positionierung innerhalb 

einer Gesellschaft darststellt.

Wie bereits im Kapitel Geschichte erwähnt, weisen Litauen und Estland eine unterschiedli-

che historische Entwicklung auf. So fand in Estland eine stärkere Russifizierungspolitik als 

in Litauen statt.  Resultierend daraus war die Gesellschaft  Estlands im Jahr 1989 durch 

einen Bilingualismus bei der Mehrheit der EstInnen und einen Monolingualismus bei der 

Mehrheit der RussInnen gekennzeichnet, was eine segregierte Gesellschaft mit sich brach-

te. Die Einführung von Estnisch als Staatssprache legte Estland als monolingualen, est-

nischsprachigen Staat fest. Des Weiteren wurde mit der Verabschiedung des neuen Sprach-

gesetzes im Jahr 1995, das nur noch zwischen Estnisch als Staatssprache und Fremdspra-

chen unterscheidet, der Schutz des Estnischen im Gegensatz zur Förderung der Minderhei-

tensprachen noch weiter  in den Vordergrund gestellt.  Es lässt  sich feststellen,  dass die 

Sprachpolitik Estlands nach der Unabhängigkeit, welche größtenteils unter dem Deckman-
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tel der Integration stattfand, die Segregation der estnisch- und russischsprachigen Gesell-

schaft noch weiter gefestigt hat.

Im Vergleich zu Litauen verzeichnet Estland einen signifikant hohen Anteil an  russisch-

sprachigen Menschen, welcher im Jahr 1989 fast ein Drittel der Gesamtbevölkerung aus-

machte. (vgl. Darquennes 2004b: 84) Im selben Jahr sprach die russischsprachige Minder-

heit in beiden Ländern fast ausschließlich Russisch als Erstsprache (siehe Punkt 5.1.2.4.). 

Etwa 85 % der nicht-estnischen Bevölkerung sprachen kein Estnisch. Unter Berücksichti-

gung dieser Tatsachen wird evident, dass der hohe Anteil der russischsprachigen Minder-

heit in Estland und der Mangel an Estnischkenntnissen zu größeren Problemen hinsichtlich 

der Integration führte.

Im Jahr 1989 wurde in Litauen das Litauische als Staatssprache festgelegt. Art. 14 der li-

tauischen Verfassung begründete die Vorrangposition der litauischen Sprache gegenüber 

anderen Nationalsprachen, ließ aber gleichzeitig Raum für den Gebrauch anderer Sprachen 

als Amtssprachen. In Litauen ist eine Minderheitensprache an Orten, wo eine Minderheit 

kompakt siedelt, als zweite Amtssprache einzuführen. Genauso fand im Jahr 1989 das Est-

nische als Staatssprache seine Verankerung in der estnischen Verfassung. Im Unterschied 

zur litauischen Verfassung ist durch §§ 51 und 52 der estnischen Verfassung eine Differen-

zierung zwischen Staatssprache und lokal anwendbarer Geschäftssprache stärker festge-

legt.
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5.2. Das Bildungswesen im unabhängigen Litauen und Estland im Vergleich 

Dieses Kapitel setzt sich zum Ziel, anhand einer detaillierten Analyse des Bildungswesens 

in Litauen und Estland aufzuzeigen, welche Gründe für eine unterschiedliche kulturelle In-

tegration der russischsprachigen Minderheit in beiden Ländern vorliegen. Die Bildungspo-

litik, die in einer Wechselwirkung zur sprachlichen Integration steht, trägt vor allem in Est-

land maßgeblich dazu bei, dass sich die russischsprachige Minderheit in manchen Berei-

chen nur schwer in das  gesellschaftliche,  soziale  und wirtschaftliche  Leben integrieren 

kann.

Bildung stellt  im Allgemeinen das Bindeglied zwischen den sprachlichen Kompetenzen 

und der weiteren strukturellen Integration vor allem auf dem Arbeitsmarkt dar. In der Re-

gel weisen Kinder von MigrantInnen im Vergleich zu den Einheimischen des jeweiligen 

Aufnahmelandes schlechtere schulische Leistungen auf, was eines der stabilsten Ergebnis-

se  der  internationalen  Forschung  zum  Problem  der  ethnischen  Schichtung49 ist.  (vgl. 

Kao/Thompson 2003; Phillips/Chin 2004; Vallet 2006; zit. nach Esser 2006: 285)

Die sprachliche Vermittlung von schulischen Instruktionen als Verbindung zwischen den 

sprachlichen Kompetenzen von MigrantInnen(-kindern) und dem Erwerb von Bildungs-

qualifikationen passiert institutionell und auch kulturell durch die Festlegung auf eine be-

stimmte  Unterrichtssprache.  Sprachliche  Unterschiede  der  SchülerInnen  und  Familien, 

welche in Bildungseinrichtungen oftmals gegeben sind, erzeugen Distanzen zu den institu-

tionellen und kulturellen Vorgaben der Schule. Deshalb kann die Beibehaltung einer be-

stimmten Unterrichtssprache bei einer kulturellen Pluralisierung der SchülerInnen kaum 

vollkommen neutral sein. (vgl. Esser 2006: 288f.) Folglich gilt es die sozio-kulturelle Di-

stanz durch eine Hinwendung der Schulen und des Unterrichts zu den MigrantInnenspra-

chen und -kulturen zu verringern, wie z.B. durch die Einführung des muttersprachlichen 

Unterrichts. (vgl. Esser 2006: 289f.)

49Laut Esser bilden verschiedene ethnische Gruppen eine Hierarchie, bei der die ethnischen bzw. kulturellen 
Merkmale  systematisch  mit  bestimmten  strukturellen  Variablen,  wie  z.B.  Bildung,  einhergehen.  Ein 
struktureller Hintergrund für die Entstehung von ethnischen Schichtungen als Folge von Migration ist u.a. 
Bildung. (vgl. Esser 2001: 74f.) 
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5.2.1. Das litauische Bildungswesen

Das litauische Bildungswesen durchlief nach der Unabhängigkeit vielerlei Umstrukturie-

rungen und Reformen, ohne jedoch große Nationalitätenprobleme vorzuweisen. (vgl. Fila-

retow 199550; zit. nach Graf 1998: 434) Die Verfassung der Republik Litauen regelt die 

grundlegenden Aspekte der Bildung. Im Jahr 1992 wurde das allgemeine Bildungskonzept 

für Litauen verabschiedet, wobei das Bildungsgesetz von 1991 am 2. Juli 1998 durch wich-

tige Änderungen ergänzt wurde. (vgl. Darquennes 2004a: 198) Das Litauische Minderhei-

tengesetz  (LitMinG) geht in  Art.  2 auf Bildungsfragen der nationalen  Minderheiten im 

Grundsatz ein.  (vgl. Echo Litwy:  199151;  zit.  nach Graudin 1997: 109) Die Bürger der 

Litauischen  SSR  aller  Nationalitäten  genießen  „das  Recht  auf  Unterricht  in  der 

Muttersprache  durch  Schaffung  der  Voraussetzungen  für  die  Existenz  von 

Vorschuleinrichtungen,  Unterrichtsstunden,  allgemeinbildende  Schulen  sowie  von 

Gruppen,  Fakultäten  und Filialen  in  den höheren  Lehreinrichtungen,  (…).“  (vgl.  Echo 

Litwy: 199152; zit. nach Graudin 1997: 109f.) Graudin weist darauf hin, dass der Artikel 

den Sprachen der Minderheiten im litauischen Bildungssystem zwar einen bedeutenden 

Spielraum zugestand,  jedoch  hätten  weiterführende  Gesetzgebungen  diesen  gleichzeitig 

wieder  eingeschränkt.  (vgl.  Graudin 1997:  151)  Die folgenden Punkte  beschreiben das 

litauische Bildungssystem und dessen Entwicklung im Allgemeinen, um darauffolgend den 

Zugang der russischsprachigen Minderheit zur Bildung und die litauische Bildungspolitik 

darzulegen.

5.2.1.1.  Die Entwicklung des Bildungswesens in Litauen

In Litauen gehen die Anfänge der ersten Schule zurück ins 14. Jahrhundert. Während im 

16. und 17. Jahrhundert über 100 Schulen in verschiedenen Klöstern errichtet wurden, gab 

es Ende des 18. Jahrhunderts bereits 195 Grundschulen und 11 Mittelschulen. Durch die 

russische Besatzung wurden die litauischen Schulen im 19. Jahrhundert nach russischem 

50Der Beitrag von Filaretow ist die überarbeitete Version eines zuerst in: Filaretow, Bastian; Diedrich Graf v. 
Keyserlingk  (Bearb.)  (1995):  Jahrbuch  1995/Gesellschaft  der  Freunde  der  Baltischen  Universitäten  und 
Akademien e. V.. Aachen: Docutech-Center. S. 9-38, erschienenen Aufsatzes.
51vgl. Echo Litwy vom 20.-22.8.1991: Sakon ob obrsowanii (Gesetz über die Bildung). S. 1ff. - Abdruck des 
litauischen Gesetzes über die Bildung vom 25.6. 1991 in russischer Sprache.
52Vgl. ebd.
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Muster umgeformt. Weitere Umgestaltungen folgten in den Jahren 1919 bis 1940 während 

der Selbstständigkeit Litauens,   zwischen 1940 und 1985 während der Sowjetzeit und im 

Jahr 1988,  als Litauen noch Bestandteil der UdSSR war und die Konzeption der litaui-

schen Nationalschule verkündet wurde. Diese Konzeption wurde im Jahr 1992 in der „li-

tauischen  Bildungskonzeption“  vervollständigt,  welche  es  möglich  machte,  die  Reform 

auch während mehrmaligem Regierungswechsel durchzusetzen. Im Jahr 1991 wurde das 

Bildungsgesetz, an dem 1998 Korrekturen vorgenommen wurden, verabschiedet. Die li-

tauische Bildungskonzeption vom Jahr 1992 sah einen Reformprozess in einem Zeitrah-

men von 16 Jahren vor und wurde in zwei Etappen eingeteilt. Die erste Etappe endete 1997 

und beinhaltete u.a. die Umgestaltung des Systems der Erwachsenenbildung, die Entste-

hung neuer Typen der Vorschulerziehung usw. Die zweite Etappe formulierte drei primäre 

Ziele: (vgl. Giedraitiene 2002: 273f.)

1. die Modernisierung des Lern- und Studienprozesses

2. die Verbesserung der sozialen und pädagogischen Lern- und

Studienbedingungen zur Sicherstellung des Zugangs zur Ausbildung für alle

3. die Harmonisierung des Bildungswesens für eine gemeinsame nationale

Bildungspolitik 

Laut Giedraitiene stellte Bildung in Litauen während der zweiten Etappe einen besonderen 

strategischen Wert dar, da vor allem die Demokratisierung der Gesellschaft, die Festigung 

der Marktwirtschaft  und die EU-Kandidatur Litauens eine tragende Rolle spielten. (vgl. 

Giedraitiene 2002: 274)

5.2.1.2. Die allgemeine Struktur des Schulsystems

Im Jahr 1999 setzte mit der Einführung von Grund- und Mittelschulen (1.-4- und 5.-10. 

Klasse) die Umstrukturierung des Schulsystems ein. (vgl. Lange 2009) Gleichzeitig kam es 

zur Durchführung einer Hochschulreform, „die an den litauischen Universitäten ein drei-

stufiges System mit den Abschlüssen Bakkalaureat, Magister [sic!] und Doktor [sic!] eta-

bliert hat.“ (Lange 2009)
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Vorschulerziehung

Vorschulerziehung steht in Litauen Kindern zwischen ein und sechs Jahren auf Wunsch 

der Eltern zur Verfügung und ist  nicht verpflichtend, außer in Ausnahmefällen wie bei 

Kindern, die aus schwierigen sozialen „Risikofamilien“ kommen. Laut dem Bericht des 

Bildungsministeriums besuchten im Jahr 2010 rund 90 % der Kinder im Vorschulalter eine 

Vorschulgruppe (vgl. Ministry of Education 2010: 5)

Grundschule (1. bis 4. Klasse)

Ab dem Alter von sieben Jahren müssen Kinder laut dem Bildungsgesetz vier Jahre die 

Grundschule besuchen, wobei Leistungen nicht mit Noten beurteilt werden. Die Beurtei-

lung erfolgt mündlich oder als kurze Darstellung der individuell erbrachten Leistung. (vgl. 

Ministry of Education 2010: 6) Das Bildungsprogramm besteht aus den Hauptfächern Li-

tauisch, Ethik oder Religionsunterricht nach Wahl, Mathematik, Naturkunde, Zeichnen und 

Körperkultur. SchülerInnen haben ab der zweiten Klasse die Möglichkeit, eine Fremdspra-

che zu erlernen. (vgl. Giedraitiene 2002: 276) Kinder, die Schulen für nationale Minderhei-

ten besuchen, lernen Litauisch ab der ersten Klasse. (vgl. Ministry of Education 2010: 6)

Basisschule („Hauptschule“, Sekundarstufe I)

Die Basisschule und die Schulpflicht bis zum 16. Lebensjahr wurden nach der litauischen 

Unabhängigkeit eingeführt.  Die „Hauptschule“ sieht als Abschluss obligatorische Endprü-

fungen vor, um danach entweder weiter die Mittelschule oder ein Gymnasium besuchen zu 

können oder in die Arbeitswelt einzutreten. (vgl. Giedraitiene 2002: 276) SchülerInnen ha-

ben in der fünften und in der sechsten Klasse die Möglichkeit, eine weitere Fremdsprache 

zu erlernen. Ausländische SchülerInnen, die kein Litauisch sprechen, aber eine litauische 

Hauptschule besuchen möchten, können einen einjährigen „Ersatzunterricht“ absolvieren. 

(vgl. Ministry of Education 2010: 7)

Mittelschule (Sekundarstufe II)

Die Mittelschule dauert zwei Jahre (die elfte und zwölfte Klasse in Hauptschulen und die 

dritte  und vierte Klasse in Gymnasien)  und ist  laut Bildungsgesetz nicht verpflichtend. 

(vgl. ebd.: 8) Meistens bilden die Basisschule und die Mittelschule in den Städten eine or-

ganisatorische Einheit, so besuchen viele SchülerInnen von der fünften bis zur zwölften 

Klasse die Basis- und anschließend die Mittelschule oder das Gymnasium. Der Abschluss 
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erfolgt durch die Reifeprüfung (Abitur), die seit dem Jahr 2000 stärker zentralisiert gestal-

tet wird. (vgl. Giedraitiene 2002: 276) Prägnant für die Mittelschule ist der individuelle 

Bildungsplan, der auf jede(n) einzelne(n) Schüler(in) abgestimmt ist und der Module eines 

Berufsbildungsprogrammes beinhalten kann. (vgl. Ministry of Education 2010: 8)

Berufsschule

Das Feld der Berufsbildung in Litauen ergibt sich aus dem Gesetz über Berufsausbildung- 

und  fortbildung  vom  Jahr  1997  und  dem  Weißbuch53 über  Berufsausbildung  und 

-fortbildung vom Jahr 1998. (vgl. Nestler 2009)

Die Zuständigkeit der berufsbildenden Schule obliegt dem Bildungsministerium.  Berufs-

schulen bieten einen Eignungslehrgang und auch eine Elementar- oder Mittelschulbildung 

mit einer Dauer von zwei oder drei Jahren an. Im Jahr 2010 gab es 78 Berufsschulen in Li-

tauen, von denen 3 privat waren. (vgl. Ministry of Education 2010: 11)

Hochschule

Im März 2000 kam es zur Verabschiedung des neuen Hochschulgesetzes, das zwischen 

Berufskollegs für SchülerInnen mit Mittelschulbildung, den Kollegien (vergleichbar mit 

Fachhochschulen)  und  den  Universitäten  unterscheidet.  Im  Jahr  2009  zählte  man  in 

Litauen laut Lange 35 Hochschulen, wovon 22 staatlich (davon 15 Universitäten und 7 

Kollegien) und 13 nicht staatlich (4 Universitäten und 9 Kollegien) waren. (vgl. Nestler 

2009)

Ein  weiteres  neues  Gesetz  über  Wissenschaft  und  Studien  wurde  im  April  2009 

verabschiedet: (vgl. Nestler 2009)

Das wichtigste Ziel der Reform ist die Bildungsqualität. Die Regierung 
möchte dadurch erreichen, dass den Studenten eine höhere Bildungsqua-
lität zuteil wird, damit sie im Land bleiben und studieren. Es ist notwen-
dig,  dass es hoch qualifizierten (...)  Forschernachwuchs,  moderne For-
schungseinrichtungen und gute Wissenschaftler gibt, um eine Zukunft zu 
garantieren. (Lange 2009)

53BESCHLUSS DES RATES vom 30. Maerz 1998 ueber die Grundsaetze, Prioritaeten, Zwischenziele und 
Bedingungen der Beitrittspartnerschaft  mit der Republik Litauen. (Amtsblatt nr. L 121, 23/04/1998, seite 
0031-0035)  98/265/EG.  In:  Erweiterung  der  Europäischen  Union:  Weissbuch. 
http://www.europarl.europa.eu/enlargement/index_de.htm [letzter Zugriff 30. 03. 2013]
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Zusätzlich zur Abschlussprüfung der Sekundarstufe II gilt es als Voraussetzung für den Be-

such einer Universität, eine Aufnahmeprüfung an den jeweiligen Instituten zu absolvieren. 

Während der Unterricht für Einheimische an staatlichen Einrichtungen frei zugänglich ist, 

gilt es für ausländische  StudentInnen, Studiengebühren zu bezahlen. (vgl. Lange 2009)

5.2.1.3. Der Zugang der russischsprachigen Minderheit zur Bildung

In Litauen besteht nach den Rechtsvorschriften ein Anspruch der Mehrheitsbevölkerung 

auf Unterricht in der Muttersprache im Bildungssystem. Einerseits wird im Staatssprachen-

gesetz  im  Art.  11.  Abs.  1  zwar  nur  das  Recht  aller  EinwohnerInnen  auf  allgemeine, 

berufliche,  höhere  und  Hochschulausbildung  in  Litauisch  festgelegt,  andererseits 

gewährleistet  der  litauische  Staat  im  internationalen  Vergleich  weite  Verpflichtungen 

gegenüber den dort ansässigen Minderheiten: (vgl. Schmidt 2005: 19f.)

Nach dem Minderheitengesetz ist der Staat grundsätzlich zur Vorhaltung 
minderheitensprachlicher  Einrichtungen  entsprechend  dem  Bedarf  in 
Vorschuleinrichtungen und allgemeinbildenden Schulen verpflichtet. […] 
Noch einen Schritt weiter geht das Bildungsgesetz, das unter bestimmten 
Voraussetzungen,  die  Existenz  derartiger  Einrichtungen  obligatorisch 
vorsieht  und damit  in diesem Fall  einen Anspruch auf Erziehung oder 
Unterricht in der Minderheitensprache begründet. (Schmidt 2005: 20)

Das Bildungsgesetz vom 25. Juni 1991 (BilG) sieht die Schaffung von Kindergärten und 

Schulen mit Unterricht in der Sprache einer Minderheit verpflichtend vor, sofern eine zah-

lenmäßig große Minderheit kompakt siedelt und ein Wunsch seitens der Eltern besteht. 

Nach der Revision des Bildungsgesetzes im Jahr 2003 betrifft das die Kommune durch die 

kompakte Siedlung der jeweiligen Minderheit. Unter bestimmten Bedingungen besteht in 

staatlichen und kommunalen Schulen die Verpflichtung des Unterrichts in der Minderhei-

tensprache bzw. die Muttersprache darüber hinaus als Unterrichtsfach anzubieten. (Art. 30 

Abs. 2 Ziff. 3 BildG). (ebd.: 20)

In den im Jahr 2002 erlassenen neuen Regelungen, die die Regierung für die russische und 

polnische Minderheit den Schulunterricht betreffend einführte, durfte die Sprache der Min-

derheit  auch Unterrichtssprache sein. Gleichzeitig konnte der Schulabschluss von Kindern 
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nationaler  Minderheiten in ihrer Sprache erfolgen, wenn die litauische Sprache parallel 

dazu unterrichtet wird. (vgl. Brake 2007: 5)

In Litauen waren im Jahr 2007 von den insgesamt 2058 Schulen 56 russischsprachig und 

weitere 49 hatten russischsprachige Klassen eingerichtet. Es wurden demnach 5,9 % der 

567.453 SchülerInnen in russischer Sprache unterrichtet, wobei 83 % der SchülerInnen auf 

Litauisch unterrichtet wurden. (vgl. Brake 2007: 5)

Numerisch eher kleinen ethnischen Minderheiten, wie Armeniern, Weiß-
russen und Esten, die zudem nicht lokal konzentriert sind, wird die Mög-
lichkeit von Sonntagsschulen geboten, um ihre Kultur, Sprache und Iden-
tität zu festigen. (Brake 2007: 5)

5.2.1.4. Die litauische Bildungspolitik am Beispiel des Länderberichts 2003/2004 des Bil-

dungs- und Wissenschaftsministeriums

Der Länderbericht über Litauen, der in den Jahren 2003/2004 vom Bildungs- und Wissen-

schaftsministerium erstellt wurde, setzt sich aus drei Teilen zusammen: Der erste Teil bein-

haltet die Planung des Unterrichts in der litauischen Sprache im allgemeinen Bildungswe-

sen im Zeitraum von 2004 bis 2009 (vgl. Ministry of Education and Science 2003/2004: 5). 

Der zweite Teil setzt sich mit der Bildung im Zusammenhang mit nationalen Minderheiten 

und Kindern von ImmigrantInnen auseinander. (vgl. ebd.: 24) Der dritte Teil Foreign Lan-

guage Education Strategy Paper, verfasst von mehreren Autoren unter der Leitung von Dr. 

Loreta Zadeikaite, gilt als einer der Bestandteile zur Darstellung der Sprachpolitik Litauens 

mit dem Ziel, die Rolle von Fremdsprachen in der gesamten Planung des Sprachunterrichts 

zu untersuchen und festzulegen. (vgl. Ministry of Education and Science 2003/2004: 34)

Da für die Darstellung des Zugangs der russischsprachigen Minderheit zur Bildung in Li-

tauen der Fokus auf den zweiten Teil gelegt wird, werden folgend nur der erste Teil zur all-

gemeinen Darstellung der litauischen Sprache im Bildungswesen und der zweite Teil zu ei-

ner detaillierteren Analyse herangezogen.
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Die Grundlagen des rechtlichen Schutzes  und der Entwicklung der  litauischen Sprache 

wurden durch das Sprachgesetz von Litauen, dem Bildungsgesetz und den Rechten der na-

tionalen Minderheiten geschaffen. Durch die Veränderungen der Stellung der litauischen 

Sprache, die seit der Unabhängigkeit Litauens hervorgerufen wurden, bestand die Notwen-

digkeit der Förderung des Unterrichts auf Litauisch im Bildungswesen. Aufgrund der Inte-

gration Litauens in europäische Strukturen galt es deutlich zu machen, dass der Gebrauch 

der litauischen Sprache in allen  Bereichen des öffentlichen Lebens einerseits und das Er-

lernen  weiterer  Fremdsprachen  andererseits  zu  einer  Verbesserung der  wirtschaftlichen 

und sozialen Faktoren führen. (vgl. Ministry of Education and Science 2003/2004: 5)

The prevailing  attitude  in  Europe  is  that  it  is  necessary  to  retain  the 
diversity of languages and that protection and enshrinement of national 
languages should be decided upon by each state. The use of languages 
has a significant influence upon the economic and social factors, which 
are  more  favourable  for  the  so-called  international  communication 
languages;  therefore,  there  should  be  put  enough  focus  on  the 
consolidation of native language status as well as on the use and teaching 
of the Lithuanian language. (ebd.: 5)

Aus dem Fazit des ersten Teils, der Planung des litauischen Unterrichts im allgemeinen 

Bildungswesen,  geht  hervor,  dass  es  einer  Verbesserung  des  Unterrichts  in  Litauisch 

bedarf.  Diese  Verbesserung  setzt  sich  aus  Dokumenten  zusammen,  die  den Inhalt  des 

Unterrichts und die professionelle Schulung von LehrerInnen  betreffen.  Das Augenmerk 

liegt  jedoch  genauso  auf  der  Entstehung  einer  befürwortenden  Einstellung  seitens  der 

Gesellschaft gegenüber dem Unterricht auf Litauisch und der Förderung der Kultivierung 

der litauischen Sprache. (vgl. Ministry of Education and Science 2003/2004: 23)

Wie  bereits  erwähnt,  befasst  sich  der  zweite  Teil  mit  der  Bildung  der  nationalen 

Minderheiten und Kindern von ImmigrantInnen und dient zur Beschreibung der Situation, 

die den Zugang der russischsprachigen Minderheit zum Bildungswesen in den Jahren 2004 

bis 2009 näher beleuchtet. 

Die  Gesetze  zur  Bildung  der  nationalen  Minderheiten,  die  sowohl  in  der  Verfassung 

Litauens als auch im Bildungsgesetz und im Minderheitengesetz ihre Verankerung finden, 

stellen für jene eine Reihe von Rechten  sicher  (vgl.  ebd.:  24),  „including:  the right  to 
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obtain aid from the state to develop their culture and education; the right to have schooling 

in their native languages.“ (ebd.: 24)

Wie bereits in Punkt 2.2.1. erwähnt, bestand die Bevölkerung Litauens im Jahr 2001 laut 

Angaben der Volkszählung aus 83,4 % LitauerInnen, 6,7 % PolInnen, 6,3 % RussInnen 

und 3,5 % Angehörigen anderer Ethnizitäten. Nach der Unabhängigkeit Litauens im Jahr 

1990 erhielten mehr als 90 % der Menschen nicht-litauischer ethnischer Herkunft im ersten 

Jahr die litauische Staatsbürgerschaft. (vgl. Ministry of Education and Science 2003/2004: 

25)

Die russische, polnische und weissrussische Minderheit in Litauen ist laut dem litauischen 

Bildungsgesetz  berechtigt,  ihre  Kinder  in  Schulen  mit  Unterricht  in  der  eigenen 

Muttersprache zu schicken. Nach Wunsch der Eltern können auch Schulen mit Unterricht 

in Litauisch besucht werden. Für weitere Minderheiten, die den normalen vorgesehenen 

Bildungsweg  einschlagen  und  die  in  litauischen  Schulen  eine  sprachliche  Minderheit 

darstellen,  ist das Erlernen der Muttersprache als eigenes Fach im Unterricht enthalten. 

(vgl. Ebd.: 25)

Am  Anfang  des  Schuljahres  2003/2004  zählte  man  556  325  SchülerInnen  an  den 

allgemeinbildenden  Schulen  in  Litauen,  wobei  die  offizielle  Unterrichtssprache  in  den 

meisten Schulen Litauisch war. Der Anteil an SchülerInnen, die Unterricht in Russisch in 

Anspruch nahmen, belief sich auf 5,5 % aller  SchülerInnen, und Unterricht in Polnisch 

erfolgte  für  3,7  % aller  SchülerInnen.  Somit  erhielten  90,  8  % der  SchülerInnen  den 

Schulunterricht in litauischer Sprache. (vgl. Ministry of Education and Science 2003/2004: 

26)
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Distribution of students

5,50% 3,70%

90,80%

Lithuanians Russians Poles

(Quelle: Ministry of Education and Science 2003/2004: 2554)

Umgelegt auf die Anzahl von Schulen waren es im Schuljahr 2003/2004 1616 Schulen mit 

Unterricht in Litauisch, 58 Schulen in russischer Unterrichtssprache, 83 Schulen in polni-

scher Unterrichtssprache, 1 Schule in weißrussischer Unterrichtssprache und 58 Schulen 

mit Unterricht in anderen/verschiedenen/mehreren Sprachen. (vgl. ebd.: 26)

Schools with different languages of instruction in year 20003-2004

1616
89%

17 14
8

1
1

18
83
5%58

3%

  Lithuanian language of instruction(1 German, 1 
Jewish)
Polish lang. of instr.

Russian lang. of instr.

Polish and Russian lang. of instr.

Lithuanian and Russian lang. of instr.

Lithuanian and Polish lang. of instr.

Lithuanian, Russian and Polish lang. of instr.

Byelorussian lang. of instr.

Lithuanian and English lang. of instr.

(Quelle: Ministry of Education and Science 2003/2004: 27)

54Die Bezeichnung der Grafik bezieht sich auf die Unterrichtssprache, nicht auf die Nationalität.
112



Mitgliedstaaten sind gemäß der Richtlinien des Europäischen Rates verpflichtet, Kindern 

von ArbeitsmigrantInnen der Europäischen Union in der Staatssprache des Empfängerlan-

des Bildung anzubieten und gleichzeitig den Unterricht der Muttersprache zu fördern. Im 

Jahr 2003/2004 während der Erstellung des Berichtes war Litauen noch kein Mitglied der 

Europäischen Union, und die damalige Zahl von ArbeitsmigrantInnen war nicht bedeutend, 

was sich mit Litauens Beitritt zur EU jedoch ändern sollte. Litauens ethnische Zusammen-

setzung ist trotz der Größe des Landes vielfältig, und dessen Unabhängigkeit im Jahr 1990 

führte zu einem weiteren Zustrom ausländischer  StaatsbürgerInnen. Litauens Regierung 

befürwortete Regelungen, nach denen alle Kinder von ImmigrantInnen unabhängig von de-

ren Gründen für die Ankunft die Möglichkeit haben sollten, allgemeinbildende Schulen zu 

besuchen. Das überarbeitete Bildungsgesetz der litauischen Republik,  das im Jahr 2003 

verabschiedet wurde, widmet sich in umfangreichem Maße der Bildung, die Kindern von 

ImmigrantInnen zu Teil wird. (vgl. Ministry of Education and Science 2003/2004: 29)

Under the law, primary and basic secondary education is compulsory to 
all  children up to  the  age of 16 and is  guaranteed by the state  to  all 
Lithuanian citizen and nationals of other countries who have been gran-
ted a right to reside or temporarily settle the country.  […] In schools 
maintained from the public purse on the general government or munici-
pal level,  schooling according to the study programmes of pre-school, 
primary, basic (lower secondary), upper secondary and vocational educa-
tion is provided free of charge to all pupils, including immigrant child-
ren. (Ministry of Education and Science 2003/2004: 29)

5.2.2. Das estnische Bildungswesen

Obwohl die  estnische Bevölkerung ein hohes Bildungsniveau im Vergleich zu anderen 

Nachfolgestaaten der vormaligen UdSSR aufweisen konnte, gab es seit deren Unabhängig-

keit neben inhaltlichen Mängeln in der Ausbildung vor allem gesellschaftspolitische Pro-

bleme mit der Integration der russischsprachigen Minderheit und dem Stellenwert der rus-

sischen Sprache im Bildungswesen. (vgl. Filaretow 199555; zit. nach Graf 1998: 421f.) Die 

folgenden Punkte beschäftigen sich nun mit dem Bildungswesen im Allgemeinen, um an-

schließend den Zugang der russischsprachigen Minderheit zur Bildung zu schildern und 

die estnische Bildungspolitik zu analysieren.
55Der Beitrag von Filaretow ist die überarbeitete Version eines zuerst in: Filaretow, Bastian; Diedrich Graf v. 
Keyserlingk  (Bearb.)  (1995):  Jahrbuch  1995/Gesellschaft  der  Freunde  der  Baltischen  Universitäten  und 
Akademien e. V.. Aachen: Docutech-Center. S. 9-38, erschienenen Aufsatzes.
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5.2.2.1. Die Entwicklung des Bildungswesens in Estland

Im 13. und 14. Jahrhundert wurden in Estland erste lateinischsprachige Lehranstalten ge-

gründet.  Das  erste  estnischsprachige  ABC-Buch erschien  im Jahr  1575.  Darauffolgend 

kam es im Jahr 1632 zur Gründung der ersten Hochschule, welche als Vorgängerin der 

heutigen Universität Tartu betrachtet wird. Beinahe zwei Drittel der Bauern konnten mit 

dem Ende des 18. Jahrhunderts bereits lesen, zu schreiben vermochte jedoch kaum jemand. 

Durch die Einführung der dreijährigen Schulpflicht in den Jahren 1870 bis 1880 konnten 

laut einer Volkszählung im Jahr 1881 fast alle Bauern lesen und zwischen 30 und 40 % 

auch schreiben. Im Jahr 1940 und schließlich nach der Pause der „Kriegsjahre“ im Jahr 

1944 wurde das sowjetische Schulsystem eingeführt. Wie auch in Litauen begann die Ent-

wicklung eines estnischen Bildungssystems im Jahre 1988, wobei gleichzeitig das sowjeti-

sche Schulsystem aufgegeben wurde. (vgl. Rajangu 2002: 132) Das Bildungswesen wurde 

nach  der  Unabhängigkeit  Estlands  am  20.  August  1991  weiterentwickelt.  So  wurde 

schließlich am 23. März 1992 das Bildungsgesetz der Republik Estland, welches am 30. 

März desselben Jahres in Kraft trat, verabschiedet. Am 28. Juni 1992 kam es zur Verab-

schiedung des Grundgesetzes durch eine Volksabstimmung, welches besagt: (vgl. Rajangu 

1998: 4)

Jedermann  hat  das  Recht  auf  Bildung.  Die  Schulpflicht  gilt  für  Kinder  im 
Schulalter im in der Gesetzgebung vorgesehenen Maße, und der Unterricht ist  
in den staatlichen und kommunalen allgemeinbildenden Schulen kostenlos.
Um die Bildung zugänglich zu machen, wird von Staat und Kommunen die be-
nötigte Zahl der Schulen unterhalten. Auf der gesetzlichen Basis können auch 
andere Lehranstalten, darunter Privatschulen eröffnet und unterhalten werden.
Das Entscheidungsrecht bei der Schulwahl für das Kind gehört den Eltern.
Jedermann hat das Recht auf estnischsprachige Schulbildung. Die Unterrichtss-
prache in einer Lehranstalt der Minderheitsvölker wird von der Lehranstalt ge-
wählt.
Das Bildungssystem steht unter staatlicher Aufsicht. (Rajangu 1998: 4)

5.2.2.2. Die allgemeine Struktur des Schulsystems

Vorschulerziehung

Vorschuleinrichtungen  für  5-6-jährige  Kinder  und  Einrichtungen,  in  denen  1-4-jährige 

Kinder betreut werden, basieren auf freiwilliger Grundlage. (vgl. Rajangu 1998: 134) Die 
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rechtliche Lage wurde durch ein am 9. Juni 1993 verabschiedetes Gesetz festgelegt. Die 

vorschulische Erziehung zielt darauf ab, die Familie bei der Erziehung und der Entwick-

lung des Kindes zu unterstützen. Am 1. Januar 1994 gab es laut Rajangu insgesamt 656 

vorschulische Kindereinrichtungen. Als Sprachen wurden sowohl Estnisch als auch Rus-

sisch oder  beides  angeboten,  wobei  in  einer  Kindergruppe nur  jeweils  eine  der beiden 

Sprachen gesprochen wurde. (vgl. Rajangu 2002: 24f.)

Hauptschule 

In Estland formiert sich das Schulsystem aus einer 9-jährigen „Hauptschule“ für SchülerIn-

nen zwischen 7 und 15 Jahren und dem 3-jährigen Gymnasium.(vgl. Rajangu 2002: 134)

Jedes Kind, das zum 1. Oktober des laufenden Jahres 7 Jahre alt ist, ist schulpflichtig bis 

zur  Aneignung der  Hauptschulbildung  oder  bis  zum 17.  Lebensjahr.  (vgl.  Europäische 

Kommission) Nach einer 4-jährigen Grundschulausbildung können sich die SchülerInnen 

für die Mittelschule ohne Abschluss, die mit der 9. Klasse endet, oder für die Mittelschule 

mit Abschluss, die nach 10 bis 12 Schuljahren erreicht wird, entscheiden. (vgl. Graf/Kerner 

1998: 423) „In der Hauptschule wird grundlegende Allgemeinbildung erworben und die 

neunjährige Schulpflicht erfüllt.“ (Rajangu 1998:28) Durch die Hauptschulbildung werden 

die Voraussetzungen für eine Fortsetzung des Bildungsweges – für die sogenannte obere 

Sekundarschulbildung – geschaffen. (vgl. Rajangu 1998: 28)

Neben estnischsprachigen Schulen blieben aus der sowjetischen Periode russischsprachige 

Schulen erhalten. So besuchten 73 % der SchülerInnen im Jahr 2000/2001 estnischsprachi-

ge Schulen, während 27 % russischsprachigen Unterricht erhielten. Nebenbei befinden sich 

in Regionen mit einer geringen Anzahl an SchülerInnen Schulen, an denen sowohl est-

nischsprachiger  als  auch russischsprachiger  Unterricht  erteilt  wird.  (vgl.  Rajangu 2002: 

134f.)

Berufsschule

Die 3-jährige Berufsschulbildung bietet Auszubildenden die Möglichkeit zur Aneignung 

von für Beruf und Beschäftigung notwendigen Kenntnissen. Während manche Berufsschu-

len als Zulassungsvoraussetzung den Abschluss einer oberen Sekundarschule verlangen, 

wird bei  anderen  lediglich  ein  Hauptschulabschluss  vorausgesetzt.  (vgl.  Rajangu 2002: 

135)
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Universität und Fachhochschule

Bei  den  Hochschulen  unterscheidet  man  zwischen Universitäten  und Fachhochschulen, 

welche eine nicht-universitäre Bildungsinstitution ist, die den Erwerb eines Hochschuldi-

ploms ermöglicht. Es gibt sechs Universitäten, wobei die Universität Tartu (Dorpat), die 

im Jahre 1632 gegründet wurde, die älteste ist. (vgl. Rajangu 2002: 136)

5.2.2.3. Der Zugang der russischsprachigen Minderheit zur Bildung

„Die offizielle Bildungspolitik für die russischsprachige Bevölkerung wird in Übereinstim-

mung mit der Verfassung Estlands und dem Gesetz über Grundschulen und Gymnasien 

(1993) durchgeführt; das Ministerium für Bildung und Forschung ist das zuständige Or-

gan.“ (Darquennes 2004b: 93) Obwohl die russische Sprache auf allen Ebenen als Unter-

richtssprache eingesetzt werden kann, ist es verpflichtend, Estnisch vom ersten Schuljahr 

an zu lernen. Ab der Gymnasialstufe wird Estnisch dann zur einzigen Unterrichtssprache, 

wobei russischsprachige SchülerInnen das Recht auf die Vermittlung ihrer Sprache und 

Kultur haben. Im Jahr 2004  war Russisch an 89 von insgesamt 636 Schulen die Unter-

richtssprache, wobei sich nebenbei 21 gemischte estnisch-russische Schulen zählen ließen. 

Zusätzlich wurde Russisch in estnischen Schulen als Fremdsprache angeboten. (vgl. Dar-

quennes 2004b: 93)

Laut dem estnischen Bildungsministerium erhielt im Schuljahr 2002/2003 ca. ein Viertel 

der SchülerInnen in allgemeinbildenden Schulen56 den Unterricht auf Russisch (25,14 %). 

Es ließ sich generell feststellen, dass sich die Anzahl der Schüler mit Unterricht auf Rus-

sisch verminderte, während immer mehr Schüler Unterricht auf Estnisch in Anspruch nah-

men. (vgl. Schmidt 2004: 24)

Von den allgemeinbildenden Schulen im Schuljahr 2005/2006 in Estland wurde nur noch 

in 80 Schulen auf Russisch unterrichtet und in 26 Schulen sowohl auf Russisch als auch 

auf Estnisch. (vgl. Rimbach 2009: 96) 

56Wie  in  5.2.2.2.  beschrieben,  umfassen  allgemeinbildende  Schulen  die  neunjährige  verpflichtende 
Grundschule  und  das  dreijährige  Gymnasium,  wodurch  man  den  mittleren  Bildungsabschluss 
(Hochschulreife) erlangt.
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5.2.2.4. Die estnische Bildungspolitik am Beispiel des staatlichen Programms „Integration 

in die estnische Gesellschaft 2000-2007“

Im Jahr 2007 trat eine Schulreform im Zuge des staatlichen Programms „Integration in die 

estnische Gesellschaft  2000-2007“ zur Förderung der sprachlichen Integration in Kraft. 

Angestrebt wurde ein schrittweiser Übergang zum zweisprachigen Unterricht in staatlichen 

und städtischen Gymnasien bis zum Jahr 2012 mit dem Ziel, einerseits eine bessere Chan-

cengleichheit für Jugendliche zu erreichen und andererseits die kulturelle Identität zu be-

wahren. So sollen neben den fünf Pflichtfächern Estnische Literatur, Gesellschaftskunde, 

Geschichte, Erdkunde und Musik zusätzlich zwei von jeder Schule frei zu wählende Fä-

cher auf Estnisch unterrichtet werden. (vgl. Rimbach.: 96f.)

Das staatliche Programm ist ein Aktionsplan, der sich im Wesentlichen in drei Hauptziele 

(sprachlich-kommunikative  Integration,  rechtlich-politische  Integration  und  sozio--

ökonomische Integration) und mehrere Teilprogramme, die wiederum auf den Hauptzielen 

gründen, gliedert. (vgl. Government of Estonia 2000: 2)

Die vier Teilprogramme setzen sich zusammen aus: (vgl. Government of Estonia 2000: 2f.)

1. Bildung: AbsolventInnen der Grundschule weisen einen Erkenntnisstand der estni-

schen Sprache auf mittlerer Ebene vor, während AbsolventInnen der Mittelschule 

Estnisch einerseits auf dem Level sprechen, das für das alltägliche Leben erforder-

lich ist und andererseits um ein Studium auf Estnisch fortsetzen zu können.

2. Bildung und Kultur der ethnischen Minderheiten: Ethnische Minderheiten besitzen 

die Möglichkeit,  Bildung in ihrer Muttersprache zu erwerben und ihre Kultur zu 

schützen und zu bewahren.

3. Estnischunterricht  für  Erwachsene: Es  werden  Möglichkeiten  für  Erwachsene 

nicht-estnischer Herkunft geschaffen, um ihre Kenntnisse der estnischen Sprache 

zu optimieren und ihre sozio-kulturelle Kompetenz zu verbessern.
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4. Soziale Kompetenz: Jede Person egal welcher Herkunft nimmt aktiv am Prozess der 

Entwicklung einer Zivilgesellschaft teil, während Personen mit speziellen sozialen 

Bedürfnissen ihre Chancen auf Integration zum Positiven verändern. 

In Anlehnung an die geplante Umsetzung dieses Aktionsplans zeigte der von Amnesty In-

ternational bereits im Jahr 2006 verfasste Bericht  Estonia: Linguistic minorities in Esto-

nia: Discrmination must end Problembereiche im Bereich des Bildungswesens auf, die die 

Notwendigkeit  einer  Umgestaltung und Neuorientierung hervorhoben,  um der russisch-

sprachigen Minderheit eine bessere Integration in die Gesellschaft ermöglichen zu können.

Laut dem Bericht war es bis zum Jahr 1991 möglich, den gesamten Bildungsweg sowohl in 

Estnisch als auch in Russisch zu absolvieren. Durch Estlands Unabhängigkeit konnte der 

Unterricht an Grundschulen und Mittelschulen auf Russisch zwar weiterhin in Anspruch 

genommen werden, dies jedoch in einer begrenzten Form. Laut estnischem Recht war Est-

nisch  nun die  einzige  Unterrichtssprache  in  staatlichen  höheren  Bildungseinrichtungen. 

(vgl. Amnesty International 2006: 17) Dies führte dazu, wie in dem von Poleshchuk veröf-

fentlichten Bericht aus dem Jahr 2004 als bedenklich angeführt, dass Hochschulbildung in 

Russisch nur  in  privaten Bildungseinrichtungen möglich  war,  wobei  diese Institutionen 

über keine anerkannten Programme von Master-  und DoktorandInnenstudien verfügten. 

Als Folge dessen war die Zahl der russischsprachigen Minderheit in höheren Bildungsein-

richtungen verhältnismäßig geringer als die Zahl von ethnischen EstInnen. (vgl. Polesh-

chuk 2004: 43)

Eine weitere schwierige Tatsache hinsichtlich des Bewusstseins für kulturelle Diversität, 

die durch Bildung vermittelt werden soll, eröffnet sich dadurch, dass in Estland die Mehr-

heit der Schulen entweder russischsprachige oder estnischsprachige Schulen sind. Dadurch 

trennt man die Kinder, die verschiedenen ethnischen Gruppen angehören. (vgl. ECRI 2006: 

18)

Children in Estonian schools are not  taught  about  the different  ethnic 
groups  in  Estonia  and  their  contribution  to  society.  For  example, 
Estonian history books only contain a few lines about minority groups. 
(…)  Estonian-speaking  and  Russian-speaking  children  evolve  in  two 
different socio-cultural environments and seldom meet. (ECRI 2006: 18)
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Als Konsequenz dessen empfahl die Europäische Kommission gegen Rassismus und Into-

leranz in ihrem Bericht den estnischen Behörden, Informationen über die Geschichte und 

Kultur von Minderheitengruppen in ihren Schulbüchern zu gewährleisten. Zusätzlich wur-

de die Relevanz eines Unterrichts hervorgehoben, der den SchülerInnen die Vorteile von 

Vielfalt und das Leben in einer multikulturellen Gesellschaft vermittelt. (vgl. ECRI 2006: 

19)

 

Trotz mehrerer Programme und Initiativen zur Förderung der Integration der russischspra-

chigen Minderheit bezüglich Sprache und Bildung, darunter auch das angestrebte Ziel der 

sprachlich-kommunikativen Integration des Programms „Integration in Estonian Society 

2000-2007“, ermahnte Amnesty International die estnischen Behörden, die Auswirkungen 

dieser Programme auf die Lernfähigkeit der SchülerInnen und deren psychologischer Ent-

wicklung zu beobachten und solche Programme generell zu ergänzen. (vgl. Amnesty Inter-

national 2006: 21)

Im Jahr 2009 kam es zu einer abschließenden Beurteilung des Programms „Integration in 

die estnische Gesellschaft 2000-2007“ durch unabhängige Prüfer. Laut der Botschaft von 

Estland in Berlin wurde das staatliche Programm bei seiner Umsetzung als hilfreich bewer-

tet, da es zur Verringerung der Probleme der Integration in der estnischen Gesellschaft bei-

trug. (vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010) Beispielsweise wurden „die Ausweitung 

der Möglichkeiten zum Erlernen der estnischen Sprache, die Verbesserung der Unterrichts-

methodik, usw.“ (Botschaft von Estland in Berlin) als Erfolge betrachtet.

Das darauffolgende Programm „Integrationsprogramm Estland 2008-2013“ mit den drei 

Handlungsfeldern (1) Bildungs- und kulturelle Integration, (2) Soziale und ökonomische 

Integration und (3) Rechtliche und politische Integration stützt sich auf folgende Punkte: 

(vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010)

1. Europäische Grundwerte und verfassungsmäßige Werte Estlands;

2. Verhinderung der auf der Nationalität beruhenden Isolation;

3. Stärkung der staatlichen Identität und Miteinbeziehung aller Bewohner in die För-

derung der Gesellschaft;

4. die estnische Sprache als die allgemeine Umgangs- und Verkehrssprache. 
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Das Ziel dieses Integrationsprogramms ist „das Zugehörigkeitsgefühl jedes ständigen Ein-

wohners zur estnischen Gesellschaft durch die Teilhabe an den gemeinsamen Werten und 

durch die Beherrschung der Amtssprache zu stärken.“ (Botschaft  von Estland in Berlin 

2010)

In Estland sind Möglichkeiten geschaffen worden, andere Sprachen zu sprechen und natio-

nale Kulturen zu fördern. (vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010)
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5.2.3. Die Bildungspolitik Litauens und Estlands im Vergleich

Wie aus der Analyse des Bildungswesens und der Bildungspolitik von Litauen und Estland 

deutlich hervorgeht, weisen beide Länder Unterschiede in ihrer Rechtsordnung und im Be-

reich der Bildungsgesetze auf, welche den Zugang ihrer Minderheiten zur Bildung regeln.

In der litauischen Rechtsordnung ist der allgemeine Anspruch der Mehrheitsbevölkerung 

auf Unterricht in ihrer Muttersprache im Bildungswesen geregelt. Zusätzlich legt das  Min-

derheitengesetz fest, dass sich der Staat dazu verpflichtet, Kindergärten und Schulen mit 

Unterricht in der Minderheitensprache zu schaffen, sofern die Minderheit kompakt siedelt.

Im Gegensatz zu Estland gibt es in Litauen Sonntagsschulen, in der zahlenmäßig kleine 

Minderheiten, die nicht lokal zentriert sind, Sprachunterricht erhalten.

Die estnische Verfassung legt die Sicherstellung des Unterrichts auf Estnisch fest, enthält 

aber keinen ausdrücklichen Anspruch auf  muttersprachlichen Unterricht. Nationale Min-

derheiten   können  zwar  die  Unterrichtssprachen  in  ihren  Bildungseinrichtungen  selber 

wählen, wobei die Existenz von Bildungseinrichtungen mit einer anderen Unterrichtsspra-

che jedoch vom Bildungsgesetz vorausgesetzt wird.

Das estnische Bildungsgesetz sieht zwar das Recht auf Unterricht in Estnisch in allen Bil-

dungsstufen vor, gleichzeitig konnte aber der Unterricht in Russisch in Grund- und Mittel-

schulen nach Estlands Unabhängigkeit nur noch in begrenzter Form stattfinden und Est-

nisch wurde die einzige Unterrichtssprache in allen staatlichen höheren Bildungseinrich-

tungen. Dementsprechend ergaben sich Probleme für russischsprachige SchülerInnen hin-

sichtlich der sprachlichen Integration und der Wahrung ihrer kulturellen Identität. Es wur-

de wieder ein schrittweiser Übergang zum zweisprachigen Unterricht angestrebt, um eine 

bessere sprachliche Integration gewährleisten zu können.

Problematisch erwies sich auch die Tatsache, dass verhältnismäßig weniger RussInnen hö-

here Bildungseinrichtungen besuchten als  EstInnen,  da dort  die Unterrichtssprache Est-

nisch war. Als Folge dessen wurde es notwendig, der russischsprachigen Minderheit durch 

eine Umgestaltung des Bildungswesens eine bessere Integration in die Gesellschaft und 

mehr Chancengleichheit zu ermöglichen.
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Abschließend gilt es zu erwähnen, dass eine möglichst frühzeitige Eingliederung in das 

Bildungssystem und damit  verbunden der Besuch in vorschulischen Einrichtungen eine 

wichtige Voraussetzung für die erfolgreiche Eingliederung von MigrantInnenkindern in 

das  Bildungssystem  und  den  Besuch  von  weiterführenden  Bildungseinrichtungen 

darstellen.  Der  Grund  hierfür  liegt  im   Spracherwerb  in  alltäglichen  interethnischen 

Kontakten. (vgl. Esser 2001: 76)
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5.3. Die Medienlandschaft am Beispiel der Printmedien und der elektronischen Medi-

en (Radio und Fernsehen) in Litauen und Estland  im Vergleich

Dieses Kapitel beschäftigt sich vordergründig mit den Printmedien in Litauen und Estland 

als Teil der kulturellen Integration, um gemeinsam mit einer kurzen Darstellung der elek-

tronischen Medien (Radio und Fernsehen) den Einfluss dieser Medien auf die Integration 

der russischsprachigen Minderheit  exemplarisch darzulegen.  In weiterer  Folge wird die 

Wirkung bzw. der Zusammenhang von Medien auf die Integration anhand der russisch-

sprachigen Minderheit in Litauen und in Estland näher beleuchtet.

Den Medien wurde in der theoretischen Literatur und im öffentlichen Diskurs zur Frage 

nach der gesellschaftlichen Integration von ethnischen Minderheiten meist  eine positive 

Wirkung auf die Integration zugesprochen. So bieten Medien ein Mindestmaß an Informa-

tion und Kenntnis über Ereignisse außerhalb der subjektiven Erfahrungen des einzelnen 

Menschen. (vgl. Hummel 1996: 283; zit. nach Bonfadelli 2007: 96)

Medien schaffen eine kommunikative Basis und sind für die Identitätskonstruktion bedeu-

tend,  da sie Werthaltungen,  Lebensstile  und Identitäten  sowohl für  die  Mitglieder  eine 

Mehrheitsgesellschaft  als  auch  für  Angehörige  von  Minderheitengruppen  präsentieren. 

(vgl. Bonfadelli 2007: 96)

Massenmedien besitzen neben einer Informations-, Orientierungs- und Sozialisationsfunk-

tion eine soziale Integrationsfunktion (vgl. Burkhart 2002: 378ff.; Jarren 2000; Schatz u.a. 

2000; Imhof 2002; Vlasic 2004; Geißler/Pöttker 2006; zit. nach Bonfadelli 2007: 96), da 

durch ihre Themen eine öffentliche Sphäre geschaffen wird. Durch die Vermittlung von 

Realitätsbildern und Werten tragen Massenmedien einerseits zur Integration der Individuen 

in die Gesellschaft bei. Andererseits werden  den Medien Integrationsfunktionen normativ 

aber meist in Form von Erwartungen zugeschrieben, was gemeinsam mit fehlenden empiri-

schen Untersuchungen zur Integration durch Medien die Frage aufwirft,  „inwieweit  die 

Medien heute solche Integrationsleistungen überhaupt zu realisieren vermögen bzw. tat-

sächlich auch erbringen.“ (Bonfadelli 2007: 96)

Neben der Integrationsthese gibt es VertreterInnen der Gegenthese der gesellschaftlichen  

Fragmentierung (Schulz 1999: 90; zit. nach Bonfadelli 2007: 96) bzw. Segregation durch 
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Medien (Geißler/Pöttker 2006: 21; zit. nach Bonfadelli 2007: 96). So besteht die durch Me-

dien hervorgerufene Gefahr einer gesellschaftlichen Desintegration, die u.a. durch die Indi-

vidualisierung des  Medienkonsums zur  Polarisierung  des  Publikums führen kann.  (vgl. 

Wilke 1996: 23; Geißler 2000: 132ff.; Becker 1996; Husband 2001; Busch/Hipfel/Robins 

2001: 18; zit. nach Bonfadelli 2007: 96)

5.3.1. Medien in Litauen

In Litauen genießen die Massenmedien einen hohen Stellenwert in der Gesellschaft. Die 

Medien wurden in den Glasnost-Jahren dazu benutzt, den politischen Aufbruch der Litaue-

rInnen zu unterstützen. Im Jahr 1996 wurde das Pressegesetz, das zu einem der liberalsten 

in ganz Europa zählte, eingeführt. Darin wurden dem Staat und den Banken der Besitz von 

Massenmedien sowie jegliche Zensur verboten und den Journalisten wurde der Schutz ih-

rer InformantInnen zugesichert. (vgl. Butenschön 2002: 140)

5.3.1.1. Die historische Entwicklung der Printmedien

In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts erschienen in Litauen erste Periodika vorwie-

gend in polnischer Sprache. Pläne für erste Periodika in litauischer Sprache fanden in Li-

tauen in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts durch politische Umstände keine Umset-

zung. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts verweigerte der russische Zar die Druck-

genehmigung für die Zeitungen Aitvaras und Pakeleivingas. Es kam zu einer weiteren Ver-

schärfung der Zensur nach dem gescheiterten Aufstand der PolInnen und LitauerInnen ge-

gen die russische Herrschaft im Jahr 1863. So existierte eine litauischsprachige Presse bis 

zum Jahr 1904 nur außerhalb der Landesgrenzen. (vgl. Graf 1998: 335ff.) In amerikani-

schen Städten wie New York und Chicago gründeten litauische ImmigrantInnen beispiels-

weise ihre eigenen Periodika, die wiederum eine wichtige Rolle für die litauische National-

bewegung spielten. (vgl. O´Connor 2006: 147)

Wie bereits erwähnt herrschten in Litauen harte Bedingungen für die Etablierung einer ei-

genen Presse. Das Wochenblatt  Lietuvių  Laikraštis und die Tageszeitung Vilniaus žinios 
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waren die ersten legalen Periodika in litauischer Sprache nach dem Jahr 1904. Trotz der 

Aufhebung des Druckverbotes kam es zu keiner Lockerung der Zensur. So musste sozial-

demokratische und die allgemeine linke Presse weiterhin außerhalb der Landesgrenzen er-

scheinen. Im Jahr 1917 kam es durch die provisorische Regierung zur Proklamierung der 

Freiheit der Presse. Im Zuge der Staatsgründung Litauens blühte die Presselandschaft wei-

ter auf, und das erlassene Pressegesetz von 1919 regelte die Stellung der Presse in der Ge-

sellschaft. Litauens Pressefreiheit dauerte jedoch nur bis zum Jahr 1926 an, als durch die 

Übernahme der Präsidentschaft Antanas Smetonas´ eine starke Zensur der politischen Pres-

se einsetzte. (vgl. Graf 1998: 337f.)

Während der sowjetischen Zeit von 1944 bis 1990 wurde das gesamte litauische Pressewe-

sen in das sowjetische Mediensystem eingegliedert. Im Zuge dessen kam es zur Abschaf-

fung der Presseorgane und der Pressegesetze aus der Unabhängigkeitszeit. Der Staat bzw. 

die Kommunistische Partei war nun der alleinige Verleger von Presseerzeugnissen, die aus 

zwei nationalen Tageszeitungen (eine in litauischer und eine in russischer Sprache), zwei 

Jugendzeitungen und aus einer Sportzeitung bestand. Lokale Zeitungen erschienen eben-

falls in zwei Sprachen und gehörten den lokalen Parteiorganisationen.  Der Aufbau der 

Presse war hierarchisch, wobei an der Spitze dieser Hierarchie die Tageszeitung  Prawda 

[Wahrheit],  das Zentralorgan der  KpdSU, stand. Folglich  reduzierte  sich der  Anteil  an 

Presseerzeugnissen und Zeitungstiteln in litauischer Sprache (vgl. Graf 1998: 339), wie der 

folgenden Tabelle zu entnehmen ist:

Anzahl der Zeitungstitel:

Land 1925 1930 1945 1950 1960 1970 1980
Estland 30 77 23 34 55 43 43
Lettland 109 103 34 153 85 82 103
Litauen 141 121 31 86 101 91 124

(Quelle:  Hoyer,  Svennik;  Lauk,  Epp;  Vilhalemm,  Peeter  (Hrsg.) 
(1993): Towards a Civic Society. The Baltic Media`s Long Way to 
Freedom. Perspectives on History, Ethnicity and Journalism. Tartu: 
Baltic Association for Media Research/Nota Baltica Ltd. S. 337-
339, 330.; zit. nach Graf 1998: 339)
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In Litauen kam es in den 1970ern und 1980ern zu einer vermehrten Veröffentlichung der 

Untergrundpresse, auch Samizdat-Literatur genannt. Das bedeutendste Untergrundperiodi-

kum war die Chronik der litauischen katholischen Kirche, das von 1972 bis 1988 erschien. 

(vgl. O´Connor 2006: 148)

Durch die von Moskau im Jahr 1985 initiierte Politik von Perestroika und Glasnost kam es 

zu wesentlichen Veränderungen des Pressewesens. Der einsetzende politische Aufbruch 

Litauens wurde durch die Pressemedien begleitet. Die Medien fungierten als Netzwerk und 

als Sprachrohr für die Formierung politischer Bewegungen. Es kam zu einem Aufschwung 

von Kultur- und Literaturzeitschriften, die sensible Themen wie z.B. die jahrelang unter-

drückte eigene Geschichte und Kultur behandelten. (vgl. Graf 1998: 340) 

Die Jahre von 1989 bis 1991 kennzeichnen in Litauen einen Umbruch des Mediensystems. 

Es kam zur Entwicklung einer alternativen Presselandschaft, und die Anzahl der Titel so-

wie die Auflagenhöhe stiegen rasant an. (vgl. D´Inka 1995: 248; zit. nach Graf 1998: 341) 

Die erste von der Volksbewegung Sąjūdis gegründete Tageszeitung in Litauen hieß Respu-

blika, die sich später für unabhängig erklärte. Darauf folgte die offizielle aus dem Staats-

haushalt finanzierte  Lietuvos Aidas, die ein Jahr später auf den Markt kam. Im Jahr 1989 

wurde die größte Tageszeitung Litauens Lietuvos Rytas privatisiert. (vgl. Graf 1998: 343)

5.3.1.2. Die Printmedien in Litauen seit der Unabhängigkeit

Nach der Unabhängigkeit Litauens im Jahr 1991 verlagerte sich die kulturelle und politi-

sche Rolle der Medien hin zur Unterhaltung und Ökonomie. Während der 1990er Jahre 

wurden die Zeitungen unterschiedlicher und dezentralisiert. Das staatliche Fernsehen und 

die Radiokanäle wurden privatisiert, staatliche Subventionen wurden gekürzt und die Me-

dien wurden durch Werbung und durch Wirtschaftsunternehmen gesteuert. Die neue Ab-

hängigkeit  der  Medien  von  ihren  kleinen  und  ungewöhnlich  unzuverlässigen  Märkten 

brachte mit sich, dass es als Folge dessen zur drastischen Verkleinerung oder Schließung 

einiger Pressekanäle kam, während andere fusionierten oder zum Teil unter die Kontrolle 

von ausländischen Medienkonzernen gerieten. (vgl.  O´Connor 2006: 148)
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Litauen hat einen weitverbreiteten Medienmarkt mit lokalem Charakter. Neben 60 lokalen 

Zeitungen gab es im Jahr 2005 die drei nationalen Tageszeitungen Lietuvos Rytas, Respu-

blika und Lietuvos Aidas und die zwei Boulevardblätter Lietuvos Žinios und Vakaro  Žini-

os. Die bedeutendste regionale Tageszeitung Kauno Diena wird in Kaunas publiziert und 

durchdringt immer mehr den nationalen Markt. (vgl. O´Connor 2006: 149) Während alle 

Tageszeitungen im Besitz von lokalen TeilhaberInnen sind, gehörte die regionale Tages-

zeitung Kauno Diena ausländischen TeilhaberInnen. Durch ausländisches Kapital wurde es 

möglich, dass sich Kauno Diena innerhalb kurzer Zeit zu einer der führenden nationalen 

Tageszeitungen entwickeln konnte. (vgl. Nugaraite 2004: 274)

5.3.1.3. Die Gesetzgebung

Nach der Unabhängigkeit Litauens wurden zunächst die Pressegesetze aus den Jahren der 

ersten Unabhängigkeit übernommen, jedoch existierte kein Programm für die Definition 

der Rolle der Presse in einer demokratischen Gesellschaft.  Resultierend daraus wurden 

Mediengesetze ausgearbeitet,  die die Rolle der Medien in einer demokratischen Gesell-

schaft definieren sollten. (vgl. Graf 1998: 345) 

In der litauischen Verfassung, die im Jahr 1992 verabschiedet wurde, wurden Regelungen 

zur Sicherung der Meinungs- und Informationsfreiheit  festgelegt.  (vgl.  Nugaraite  2004: 

268) Artikel 44 lautet wie folgt:

Censorship of mass media shall be prohibited. The State, political parties, 
political and public organisations, and other institutions or persons may 
not monopolise means of mass media. (Constitution of the Republic of 
Lithuania 1992; zit. nach Nugaraite 2004: 268)

Im weiteren Verlauf kam es im Jahr 1996 zur Verabschiedung des neuen Informationsge-

setzes „Law on the Provision of Information to the Public“, in dem erstmals Regelungen 

eingeführt wurden, welche den Wettbewerb der Massenmedien regulierten. (vgl. Nugaraite 

2004: 268)

Im Gesetz wurde außerdem festgelegt, dass ein(e) Kontrolleur(in), die vom litauischen Par-

lament ernannt wird, die Beschwerden von Personen, die sich durch die Massenmedien in 

ihrer Würde verletzt fühlten, untersucht und schließlich dem Parlament und der Regierung 

darüber Bericht erstattet. (vgl. Nugaraite 2004: 270)
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5.3.1.4. Ein kurzer Überblick über Rundfunk und Fernsehen in Litauen seit der Unabhän-

gigkeit

In Litauen ist die staatliche Litauische Radio- und Fernsehanstalt  LRT mit ihrem Sitz in 

Vilnius seit 1993 Vollmitglied der „European Broadcasting Union“ und zu 75 % in Staats-

besitz. Die LRT betreibt die zwei öffentlich-rechtlichen nationalen TV-Stationen LTV und 

LTV2, wobei dessen Programm zusätzlich über  LTV World übertragen wird. Hinzu kom-

men die drei nationalen Radiostationen LR1, LR Klasika mit klassischer Musik, und Opus 

3 mit Popmusik. Zusammengefasst werden die drei Stationen unter dem Namen Lietuvos  

radijas. (vgl. Stegherr/Liesem 2010: 300)

5.3.1.5. Das Gesetz über den staatlichen Rundfunk und das staatliche Fernsehen vom Okto-

ber 1996 (in der Fassung vom 29. Juni 2000)57

Seit Oktober 1996 hat Litauen ein eigenes Rundfunkgesetz, in dem der Status des litaui-

schen Rundfunks (LRTV), der die Radioanstalt Lietuvos Radijas mit ihren zwei Program-

men und das Programm der Fernsehanstalt Lietuvos Televizija (LTV) zusammenfasst, fest-

gelegt ist. Geregelt werden jedoch nur der nationale staatliche Rundfunk, nicht der private. 

Für den litauischen Rundfunk gilt auch das in Punkt 4.5.1.3. erwähnte Informationsgesetz. 

(vgl.  Graf  1998:  357)  Im  Art.  4  des  Rundfunkgesetzes  wird  festgehalten,  dass  die 

Programme  des  staatlichen  Rundfunks  und  Fernsehens  auf  die  unterschiedlichen 

Gesellschaftsschichten  und  Menschen  unterschiedlicher  Nationalität  und  Bekenntnisse 

ausgerichtet  sein  müssen.  Zusätzlich  dürfen  keine  einseitigen  politische  Ansichten 

dominieren und die Priorität in den Programmen soll sowohl der Nationalkultur als auch 

der  Informations-,  Weltkultur-,  Bildungs-  und  Kunstsendungen  eingeräumt  werden. 

Mindestens  60  % des  Programms  des  staatlichen  Rundfunks  und  Fernsehens  muss  in 

Litauen hergestelltes Material ausmachen. (vgl. Schmidt 2005: 70)

57vgl. Übersetzung nach der vom litauischen Parlament veröffentlichten englischen Übersetzung; In: Schmidt 
2005: 69.
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5.3.1.6. Der Zugang der russischsprachigen Minderheit zu den Medien

Für die Angehörigen nationaler Minderheiten stellen sowohl Zeitungen, Zeitschriften und 

Presseerzeugnisse als auch audiovisuelle Medien in ihrer Muttersprache einen wichtigen 

Aspekt für die Bewahrung der eigenen Sprache und Kultur dar. (vgl. Schmidt: 30) Die In-

formationsfreiheit in der litauischen Verfassung (Art. 25) findet durch das Minderheitenge-

setz (Art. 2 Abs. 2) ihre Konkretisierung, welches „das Recht auf Presse und Informationen 

in der Muttersprache ausdrücklich einräumt.“ (Schmidt 2005: 30) 

Die öffentlichen Rundfunksender verpflichten sich im Gesetz über das nationale Radio und 

Fernsehen  zur  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Nationalitäten  und  Überzeugungen 

(Art. 4 Abs. 1). (vgl. Schmidt 2005: 30)

Im Gesetz vom 2. Juli 1996 in der Fassung vom Jahr 200458 wird im Artikel 34 hinsichtlich 

der Sprache festgehalten (Übersetzung nach der vom litauischen Parlament veröffentlichten eng-

lischen Übersetzung; zit. nach Schmidt 2005: 68):

• Öffentliche Informationen werden in der Staatssprache oder in einer an-
deren Sprache nach Maßgabe des gesetzes [sic!] über die Staatssprache 
und den Beschlüssen der Staatskommission für die Litauische Sprache 
hergestellt und verbreitet.

• Radio und Fernsehsendungen, die in einer anderen Sprache als Litauisch 
ausgestrahlt werden, müssen ins Litauische übersetzt oder mit litauischen 
Untertiteln  versehen  werden,  ausgenommen  Bildungsprogramme,  Pro-
gramme für spezielle Gelegenheiten, Spezial- und reausgestrahlte auslän-
dische Radio- und Fernsehprogramme oder -sendungen sowie vom Sen-
der produzierte Sendungen, die speziell für ethnische Minderheiten in Li-
tauen geplant sind. 

In Litauen findet man ein breites Angebot an Publikationen, die in Sprachen der dort an-

sässigen  Minderheiten  veröffentlicht  werden.  (vgl.  Nugaraite  2000;  zit.  nach  Schmidt 

2005: 30) Sowohl die polnische als auch die russische Minderheit kann zwischen verschie-

denen in ihrer Muttersprache erscheinenden Tageszeitungen wählen.59 Es gibt in Litauen 

eine in Klaipėda publizierte russische Tageszeitung, fünf russische Wochenzeitungen, drei 
58vgl.  Übersetzung  nach  der  vom  litauischen  Parlament  veröffentlichten  englischen  Übersetzung;  In:  
Schmidt: 68
59In  Polnisch  erscheinen  in  Litauen  eine  Tageszeitung,  zwei  Wochenzeitungen,  eine  Monatsschrift,  eine 
Zweimonatsschrift,  eine vierteljährliche und eine unregelmäßig erscheinende Zeitschrift. (vgl.  Darquennes 
2004a: 2.4)
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russische Monatszeitschriften und zwei weitere unregelmäßig erscheinende russische Zeit-

schriften. Darüber hinaus wird die Monatszeitschrift Perema auf Litauisch und Russisch 

veröffentlicht und eine vierteljährliche Zeitschrift  auf Litauisch,  Russisch und Englisch. 

(vgl. Darquennes 2004a: 206)

Insgesamt liegt der Anteil der russischsprachigen Zeitungen am Zeitungsmarkt über ihrem 

Anteil an der Gesamtbevölkerung. Bei einigen der litauischen Tageszeitungen (Respublika) 

und Wochenzeitungen findet man russische Übersetzungen oder Beilagen auf Russisch. 

(vgl. Schmidt: 31)

Zu den führenden russischsprachigen Zeitungen in Litauen gehören das Tagesblatt  Eks-

pres-Nedelia und die Wochenblätter Obzor und Litovskii Kur´er´.  (vgl.  O´Connor 2006: 

149)

Das erste Programm des litauischen Radios strahlt eine tägliche 30 minütige Nachrichten-

sendung auf Russisch aus. In Litauen gibt es private Radiosender, die Programme in den 

Minderheitensprachen senden. Znad Wilii, ein privater Radiosender, strahlt täglich ein ein-

stündiges russisches Programm aus. Das Radio des russischen Kulturzentrums, der unab-

hängige Radiosender Radio T, sendet im Zusammenarbeit mit dem Fernsehen Programme 

in Russisch. (vgl. Darquennes 2004a: 206f.)

Generell werden im öffentlichen Fernsehen regelmäßig Sendungen in Russisch, Polnisch, 

Ukrainisch und Weißrussisch ausgestrahlt. (vgl. Schmidt 2005: 31)

Das öffentliche Fernsehen strahlt täglich eine zehnminütige Sendung auf Russisch und ein-

mal in der Woche das russische Programm Russkaya ulitsa aus. Lokale Privatsender sen-

den in Gebieten mit einem hohen Minderheitenanteil Programme in der jeweiligen Mutter-

sprache, so sendet z. B. das Regionalfernsehen in Vilnius das russische Programm Nedelia. 

Weitere Privatsender wie Kanal 11, Vilsat und Sugardas strahlen Nachrichtenprogramme 

auf Russisch oder Polnisch aus. (vgl. Darquennes 2004: 207) Die russische und die polni-

sche Minderheit in Litauen können darüber hinaus die Programme ihrer Herkunftsländer 

per Satellit sowie per Kabel oder via Antenne empfangen. (vgl. Schmidt 2005: 31)
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5.3.2. Medien in Estland

In Estland spielten die Medien im Transformations- und Liberalisierungsprozess der estni-

schen Gesellschaft eine maßgebliche Rolle. (vgl. Paju 2004: 166) Die estnischsprachige 

und die russischsprachige Bevölkerung in Estland weisen getrennte und unterschiedliche 

Muster des Medienkonsums auf. (vgl. Loit 2013) In den folgenden Punkten erfolgt nach 

der Beschreibung der historischen Entwicklung der Printmedien eine Darstellung der allge-

meinen Medienlandschaft und -gesetze in Estland seit der Unabhängigkeit, um Ursachen 

und Gründe für die unterschiedlichen Muster des Medienkonsums der estnischsprachigen 

und russischsprachigen Bevölkerung darzulegen.

5.3.2.1. Die historische Entwicklung der Printmedien

In der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts erschienen in Estland die ersten gedruckten und 

in deutscher Sprache geschriebenen Periodika. Im Jahr 1806 kam es in Tartu zur Veröf-

fentlichung  des  Wochenblatts  Tarto  maarahwa Näddali-Leht  [Wochenblatt  des  Tartuer 

Landvolks], das in estnischer Sprache geschrieben war und sich an das einfache estnische 

Volk richtete. Weitere Publikationen in estnischer Sprache hatten nur eine geringe Verbrei-

tung, wodurch der Einfluss auf die estnische Bevölkerung gering war. In Estland ging die 

Gründung estnischsprachiger Periodika von deutschen Pastoren aus. (vgl. Graf 1998: 335)

In den 1860ern und 1870ern spielten die von Johann Voldemar Jannsen gegründeten Zei-

tungen Perno Postimees und Eesti Postimees eine wichtige Rolle für das nationale Erwa-

chen der estnischen Bevölkerung. (vgl.  O´Connor 2006: 147) Im Jahr 1878 gründete Carl 

Robert Jakobson das Wochenblatt  Sakala, das erstmals ein politisches Programm für die 

Lösung der gesellschaftlichen Probleme entwarf, indem es gegen die Privilegien des Adels 

und für die politische Gleichberechtigung der EstInnen gegenüber den DeutschbaltInnen 

eintrat. Durch die Polarisierung der gesellschaftlichen Kräfte konnte sich die Parteipresse 

weiter entfalten. (vgl. Graf 1998: 336f.) Während es im Jahr 1900 in Estland nur eine Ta-

geszeitung gab, waren es im Jahr 1907 bereits 12. (vgl. O´Connor 2006: 147)
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Die Staatsgründung Estlands im Jahr 1918 brachte durch das Pressegesetz eine Differen-

zierung der Presselandschaft mit sich. Zwischen den Jahren 1918 und 1940 wurden in Est-

land 440 Zeitungen und 500 Magazine editiert, wobei die wenigsten Zeitungen der Kon-

kurrenz  gewachsen  waren  und  schon  nach  einem Jahr  wieder  eingestellt  wurden.  Die 

1920er-Jahre waren geprägt durch Parteienjournalismus, da jede größere Partei ihr eigenes 

Organ hielt. Nur die Presse der kommunistischen Parteien erschien in Estland illegal bzw. 

halb-legal. (vgl. Graf 1998: 338)

Im Zuge der sowjetischen Zeit  zwischen 1944 und 1990 verschwand die  Mehrheit  der 

Presseorgane und der Rest unterstand der Kommunistischen Partei. Es kam zur Abschaf-

fung der Pressegesetze und zum Verbot privater Verlage. Sowohl die Redaktionen als auch 

die Titel  der Zeitungen wurden ausgewechselt.  Es gab eine Zensurbehörde, die darüber 

entschied, was im Einklang mit der Kommunistischen Partei stand und veröffentlicht wer-

den durfte. Zusätzlich kam es zur Instrumentalisierung der JournalistInnen, und die Bevöl-

kerung war die Zielscheibe der Propaganda. (vgl. Graf 1998: 339)

Im weiteren Verlauf entwickelte sich in Estland eine Untergrundpresse, die sich bald mit 

allen Bereichen des täglichen Lebens auseinandersetzte. Schließlich erlebte das Pressewe-

sen mit der Politik von Perestroika und Glasnost neuerliche Veränderungen und organisier-

te den politischen Aufbruch Estlands durch die Unterstützung der politischen Bewegungen 

mit. Es kam zum Verkauf von ersten nicht-lizensierten Zeitungen und Zeitschriften auf der 

Straße. (vgl. Graf 1998: 340)

In Estland existierten keine von der Volksfront herausgegebenen Periodika, da die Mitglie-

der einen relativ freien Zugang zu den Massenmedien genossen und dort veröffentlichen 

konnten. Im September 1989 wurde das private unabhängige Wochenmagazin  Eesti Eks-

press gegründet. Die ehemals führende kommunistische Tageszeitung Rahva Hääl gehörte 

ab dem 23. März 1990 nicht mehr zur kommunistischen Partei und wurde die Tageszeitung 

des Parlaments und der Regierung bis zur Privatisierung im Jänner 1993. Des Weiteren 

löste  sich  die  nationalen  Nachrichtenagentur  Eesti  Telegraafiaagentuur  (ETA) aus  dem 

Verbund mit der sowjetischen TASS. (vgl. Graf 1998: 342)
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5.3.2.2. Die Printmedien in Estland seit der Unabhängigkeit

Das Pressewesen in Estland entwickelte sich im Laufe der 1990er Jahre zu einer unabhän-

gigen Branche, die nicht mehr der staatlichen Kontrolle unterstand. Am Anfang der 1990er 

Jahre kam es mit der Zustimmung der Regierung zur Privatisierung von immer mehr Zei-

tungen. (vgl. Loit 2013) Es setzte ein Konzentrationsprozess ein, durch den die Zeitungs-

vielfalt  verloren ging und nur wirtschaftlich tragfähige Zeitungen überlebten.  Als Folge 

dessen erhöhten sich die Verkaufspreise für Zeitungen in Estland zwischen 1988 und 1993 

um ein Vielfaches. (vgl. Graf 1998: 344)

Die Privatisierung zeigte eine bedeutende Wirkung im Bereich der Medien und des Ver-

lagswesens. Im Jahr 1995 blieben nur noch eine Nachrichtenagentur (ETA), ein großes 

Verlagswesen (Perioodika),  die öffentliche staatliche Zeitschrift  (Riigi Teataja) und das 

Fernsehen und das Radio in staatlicher Hand. (vgl. Weidenfeld 1995: 71)

Gleichzeitig  setzte  sich im selben Jahr das Zeitungssterben in Estland fort.  Die beiden 

großen Tageszeitungen Rahva Hääl und Päevaleht sowie die erst seit zwei Jahren existie-

renden Zeitung Hommikuleht wurden eingestellt und an ihre Stelle trat die estnische Tages-

zeitung  Eesti Päevaleht, die Teil des Werbewirtschaftsgiganten  Mediakorp Empires war. 

(vgl. Graf 1998: 349)

Das estnische Pressewesen transformierte sich in den Jahren nach seiner Unabhängigkeit 

zu  einem zweigeteilten  Markt,  einen  estnischsprachigen  und  einen  russischsprachigen. 

Laut O´Connor gab es im Jahr 2006 sechs Tageszeitungen, wovon vier in estnischer und 

zwei in russischer Sprache publiziert wurden. Die führende estnischsprachige Tageszeitung 

Postimees wurden Anfang der 1990er Jahre privatisiert und war nun Teil des norwegischen 

Medienunternehmens Schibsted.  (vgl. O´Connor 2006: 151) Die estnische Tageszeitung 

Eesti Päevaleht, die jahrelang finanzielle Einbussen hinnehmen musste, legte den Fokus 

ihrer Leserschaft auf die Hauptstadt Tallinn. (vgl. Paju 2004: 175)

Jede der 15 regional eingeteilten Einheiten in Estland besitzt mindestens eine lokale Zei-

tung. Die größte regionale Zeitung ist die Zeitung von Pärnu Pärnu Postimees. Die größte 

nationale Wochenzeitung ist Eesti Ekspress. (vgl. Paju 2004: 176)
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5.3.2.3. Die Gesetzgebung

Die estnische Verfassung von 1992 regelt in Art. 44 das Recht auf Information und Art. 45 

das Recht auf Meinungsfreiheit sowie den Schutz der privaten Sphäre und das Verbot von 

Zensur. (vgl. Graf 1998: 345) In Estland wurden nach der Unabhängigkeit mehrmals Me-

diengesetze entworfen,  von denen jedoch keines verabschiedet  wurde.  (vgl.  Paju 2004: 

168) Themen, die die Printmedien betreffen, werden durch andere Gesetze abgedeckt und 

lassen manchmal aber auch einen unregulierten Spielraum. Für die Gründung einer Zeitung 

bedarf es weder einer Lizenz noch einer Genehmigung oder Registrierung. (vgl. Loit 2013)

5.3.2.4. Ein kurzer Überblick über Rundfunk und Fernsehen in Estland seit der Unabhän-

gigkeit

Drei Radionetzwerke kontrollieren den Großteil des estnischen Marktes: das staatliche Est-

nische Radio (Eesti Radio), die Trio Radio Group und Sky Media Group. (vgl. O´Connor 

2006: 154)

Eesti Radio sendet seit dem Jahr 1926 und betreibt vier Sender: Der öffentliche-rechtliche 

Sender  Vikerraadio  und der  russischsprachige  Sender  Raadio  4 legen ihren  Fokus auf 

Nachrichten, Information, Bildung und Unterhaltung.  Raadio 2 sendet vorwiegend Popu-

larmusik, während sich der Sender Klassikaraadio der klassischen Musik widmet. (vgl.  O

´Connor 2006: 154)

Insgesamt kann die estnische HörerInnenschaft fünf öffentliche und 25 private Radiopro-

gramme anhören, die von einem öffentlichen sowie 15 privaten Sendern angeboten wer-

den. (vgl. Loit 2013) Der private Radiosender Raadio Kuku, der der Trio Radio Group ge-

hört, wird als Hauptkonkurrent der öffentlich-rechtlichen Sender Estlands betrachtet. (vgl. 

O´Connor 2006: 154)

Es gibt drei nationale TV Sender in Estland, wovon Estonian TV (ETV) der staatliche Sen-

der ist. Die privaten Sender Kanal 2 und TV3 werden beide von der norwegischen Schibs-

ted Group und der schwedischen Modern Times Group besessen. (vgl. Paju 2004: 176)
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5.3.2.5. Das Rundfunkgesetz über die öffentlich-rechtlichen Rundfunkorganisationen vom 

April 1994 (in der Fassung vom 18. Dezember 2002)60

Das Parlament verabschiedete im Jahr 1994 ein Rundfunkgesetz, das die gesamte Rund-

funktätigkeit des Landes, einschließlich den privaten Rundfunk, regelte. Dies inkludierte 

die vier Programme des Estnischen Hörfunks und das eine Programm der nationalen Fern-

sehanstalt. (vgl. Graf 1998: 357)

Im § 25 des Rundfunkgesetzes von 1994 wird festgehalten, dass sowohl die Förderung der 

estnischen Volkskultur als auch die Schaffung und Verbreitung abwechslungsreicher Pro-

gramme auf hohem journalistischem Niveau zu den Aufgaben des Estnischen Radios und 

des Estnischen Fernsehens zählt. Als verpflichtend gilt auch die Befriedigung der Informa-

tionsbedürfnisse aller Volksgruppen, einschließlich der Minderheiten, und die Schaffung 

von Informations-, Kultur- und Bildungssendungen. (vgl. Schmidt 2004: 162)

Die im § 26 festgelegten Anforderungen an Sendungen und Programme des Estnischen Ra-

dios und des Estnischen Fernsehens tragen bei zur: (Schmidt 2004: 163)

• Bewahrung und Entwicklung des estnischen Volkes, der estnischen Sprache und 

der estnischen Kultur,

• der Stärkung des estnischen Staatswesens,

• der Hebung des internationalen Ansehens Estlands.

Des Weiteren unterstreicht § 26, dass die Sendungen und Programme unter Beachtung der 

moralischen, politischen und religiösen Überzeugungen der unterschiedlichen Volksgrup-

pen jedermann beeinflussen müssen, ohne die Menschenwürde zu verletzen und gegen Ge-

setze zu verstoßen. (vgl. Schmidt 2004: 163)

60vgl. Riigi Teataja I 1994 Nr. 42 Art. 680, 2003 Nr. 4 Art. 22; In: Schmidt 2004: 161.
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5.3.2.6. Der Zugang der russischsprachigen Minderheit zu den Medien

Russischsprachige Massenmedien haben eine wichtige Bedeutung für die kulturellen Ori-

entierungen der russischen Minderheit, da sie nachhaltig auf das tägliche Leben, den Pro-

zess der Meinungsbildung und die Kulturation einwirken. (vgl. Gruber 2008: 159)

Die Presse- und Informationsfreiheit laut § 45 der estnischen Verfassung gewährleistet die 

Veröffentlichung von Presseerzeugnissen in  einer  Minderheitensprache,  welche  seit  der 

Privatisierung der Printmedien durch private Anbieter erfolgt. In Estland gibt es ein um-

fangreiches und breites Angebot an russischsprachigen Zeitungen und Zeitschriften. Durch 

den großen Abnehmerkreis sind russischsprachige Publikationen nicht auf eine staatliche 

Unterstützung angewiesen. (vgl. Schmidt 2004: 36)

Im Jahr 2005 wurden in Estland laut Rimbach 34 russischsprachige Zeitungen und 20 rus-

sischsprachige Zeitschriften veröffentlicht. (vgl. Botschaft von Estland in Berlin 2010; zit. 

nach Rimbach 2009: 98)

Im Jahr 2009 verzeichnete man in Estland 5 nationale Tageszeitungen (4 in estnischer und 

1 in russischer Sprache), 8 Wochenzeitungen (5 in estnischer und 3 in russischer Sprache) 

und 23 unabhängige regionale Zeitungen (18 in estnischer und 5 in russischer Sprache). 

(vgl. Loit 2013) Insgesamt ließen sich laut der estnischen Nationalbibliothek im Jahr 2009 

34 Zeitungen und 14 Zeitschriften in russischer Sprache zählen. (vgl. Botschaft von Est-

land in Berlin 2010)

Privaten AnbieterInnen wurde mit dem im Mai 1994 verabschiedeten Rundfunkgesetz der 

Zugang  zu  Hörfunk  und  Fernsehen  eröffnet.  Die  öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkgesellschaften  sind  zur  Versorgung  aller  Volksgruppen  mit  Informationen 

verpflichtet. (vgl. Riigi Teataja 1994: § 25; zit. nach Schmidt 2004: 37)61

Radio 4 ist der einzige vorwiegend auf Russisch arbeitende öffentliche Radiosender, der 

zusätzlich auch Programme auf Ukrainisch (1,5 Stunden pro Woche), Weißrussisch (eine 

61vgl. § 25 Abs. 1 Ziff. 4 Rundfunkgesetz vom 19. Mai 1994 i. d. F. Vom 18. 12. 2002, Riigi Teataja I 1994 
Nr. 42 Art. 680, 2003 Nr. 4 Art. 22; dt. Übersetzung in der Dok. Unter C. 22.
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Stunde) und Armenisch (einmal pro Monat) sendet. Zu den privaten russischen Sendern 

gehören u.a. Radio 100 FM, Russkoe Radio und Raadio 100 FM Narva. Raadio Kuku, ein 

estnischer Privatsender, gründete  den ersten russischen Sender. Zusätzlich kann die rus-

sischsprachige Bevölkerung auch Radioprogramme aus Russland empfangen. (vgl.  Dar-

quennes 2004b: 96f.)

Das öffentlich-rechtliche Fernsehen (Eesti Televisioon, ETV) strahlt täglich Nachrichten, 

denen an den Werktagen ein halbstündiges Informations- und Kulturprogramm vorgeschal-

tet wird, in Russisch aus. (vgl. Schmidt: 37)  Im Jahr 2004 sendete ETV wöchentlich 4,7 % 

seiner Programme auf Russisch. Des Weiteren strahlen private Sender wie Kanal 2, TV3 

und Narva TV zahlreiche Programme auf Russisch auf. (vgl. Darquennes 2004b: 97) Die 

folgende Tabelle listet die Anzahl der öffentlich-rechtlichen und privaten Sender sowie de-

ren jeweiligen  prozentuellen  Anteil  der Fernsehprogramme in estnischer  und russischer 

Sprache zwischen den Jahren 1995 und 2000 auf:

Fernsehen 1995 1996 1997 1998 1999 2000
Anzahl  der  Sen-

der
9 7 7 7 7 5

- öffentlich 1 1 1 1 1 1

- privat 8 6 6 6 6 4

Gesamtsendezeit

(Stunden)
8.800 8.767 20.640 23.489 25.311 32.463

Estnisch (%) 89,5 93,0 87,0 92,5 95,9 98,9

Russisch (%) 12,0 10,8 6,6 6,3 8,5 5,5
(Quelle: Darquennes 2004b: 97)

Wie der Tabelle zu entnehmen ist, nimmt die prozentuelle Sendezeit in Estnisch zwischen 

den Jahren 1995 und 2000 deutlich zu, während Programme in Russisch deutlich abneh-

men.

Es lässt sich feststellen, dass sich ethnische RussInnen aufgrund ihrer Muttersprache und 

der räumlichen regionalen Nähe zu Russland stark an russischsprachigen Medien orientie-

ren und dafür Medien bevorzugen, die sie über das Kabelnetz direkt aus Russland bezie-
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hen. Der Grund hierfür liegt laut Valeria Jakobsen (2002) in der abnehmenden Popularität 

der aus Estland stammenden russischsprachigen Medien. (vgl. Gruber 2008: 159f.)

Als Hauptquelle für tägliche Informationen fungieren für die russisch-
sprachige Bevölkerung Estlands Fernseh-, Radio- und Zeitungsprogram-
me  aus  dem Sankt  Petersburger  Gebiet.  Der  estnische  Staat  versucht 
zwar  durch  einzelne programmatische  Aktionen diese  Medienorientie-
rung zu unterbinden und entfernte Anfang 2006 russländische Fernseh-
programme aus dem Kabelnetz, doch hält dies die Mehrheit der Russen 
in Estland nicht davon ab, sich weiterhin über Satellitenprogramme über 
das  Leben in  Russland zu  informieren.  (Hanse-Parlament  2006:3;  zit. 
nach Gruber 2008: 160)

In Estland werden ethnischen RussInnen verhältnismäßig wenige Fernsehprogramme in 

russischer Sprache angeboten. So sahen im Jahr 2006 74,8 % der in Estland lebenden Rus-

sInnen russische Fernsehsender, die über das Kabelnetz verfügbar waren. (vgl. EK 2006a; 

zit. nach Gruber 2008: 160) 

Resultierend daraus brachte die unterschiedliche Mediennutzung von EstInnen und RussIn-

nen  unterschiedliche Blickwinkel und große Informationslücken mit sich, da sie differen-

zierte Informationen über politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Themen erhiel-

ten. (vgl. Gruber 2008: 160)

The biggest difference between those who speak Estonian, and those who 
do not, ist their media activity.  Media consumption orientation outside 
Estonia deepens the separation of a large part of the non-Estonian spea-
kers from life in Estonia, and hinders their integration into Estonian so-
ciety. (Estonian Human Development Report 1998: 37) 

138



5.3.3. Die Medien in Litauen und Estland im Vergleich

Durch die Darstellung der Medienlandschaft und -systeme in Litauen und Estland lässt sich 

feststellen,  dass beide Länder hinsichtlich ihrer  historischen Entwicklung Medien,  ihrer 

Gesetzgebung und des Zugangs der russischsprachigen Minderheit  zu den Medien nen-

nenswerte Unterschiede aufweisen. Diese Unterschiede führen wiederum zu einem stärke-

ren Ausmaß an Problemen in Estland, die sich in verschiedenen Bereichen des Lebens und 

einer fehlenden Integration der russischsprachigen Minderheit in die estnische Gesellschaft 

widerspiegeln.

Während sich das Pressewesen in Litauen im 19. Jahrhundert noch unter viel härteren Be-

dingungen als in Estland etablieren konnte, brachten die 1970er und 1980er in beiden Län-

dern eine bedeutende Untergrundpresse mit sich, wobei die estnische Bevölkerung einen 

leichteren Zugang zu den Massenmedien genoss als die litauische.

In den Jahren nach der Unabhängigkeit wurden in Litauen und in Estland mehrere Entwür-

fe eines Mediengesetzes erstellt, zu einer Verabschiedung des Informationsgesetzes kam es 

jedoch nur in Litauen im Jahr 1996. Beide Länder legten ein Rundfunkgesetz fest, wobei 

das estnische Rundfunkgesetz vom April 1994 die gesamte Rundfunktätigkeit des Landes, 

einschließlich den privaten Rundfunk, regelte. Das litauische Rundfunkgesetz vom Okto-

ber 1996 regelt nur den nationalen staatlichen Rundfunk, nicht den privaten. In Litauen 

fand der Aspekt der Bewahrung der eigenen Sprache und Kultur eine größere Aufmerk-

samkeit, indem die russischsprachige Minderheit eine breite Auswahl an Zeitungen, Radio 

und Fernsehen in ihrer Sprache genoss. 

Nach der Unabhängigkeit Estlands setzte eine Transformation hin zu einem zweigeteilten 

Pressewesen - einem russischsprachigen und einem estnischsprachigen - ein. Obwohl es 

sowohl ein russisches Zeitungswesen als auch Radio- und Fernsehsendungen in Russisch 

gibt, ist das Angebot für in Estland lebende RussInnen nicht breit genug. Daraus resultiert 

die Tatsache, dass die russischsprachige Minderheit in Estland immer mehr das Kabelnetz 

nutzt, um russischsprachige Nachrichten direkt aus Russland zu beziehen. Dies führt wie-

derum dazu, dass die unterschiedlichen Informationen, die EstInnen und RussInnen erhal-

ten, eine kulturelle Integration behindern. Medien, die die kulturelle Integration von ethni-
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schen Minderheiten eigentlich fördern sollten oder können, tragen als Folge dessen zu ei-

ner gegenteiligen Segregation bei.
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6. CONCLUSIO

Die vorliegende Arbeit setzte sich zum Ziel, anhand einer wissenschaftlich fundierten Ana-

lyse  der Kategorien Staatsbürgerschaft,  Bildung, Sprache und Medien die  Unterschiede 

hinsichtlich der sozialen und kulturellen Integration der russischsprachigen Minderheit in 

Litauen und Estland aufzuzeigen. Darüber hinaus wurde der Aspekt der unterschiedlichen 

historischen Entwicklungsprozesse miteinbezogen, um ersichtlich zu machen, wann und 

durch  welche  Gegebenheiten  sich  die  russischsprachige  Minderheit  in  dem  jeweiligen 

Land  herausbildete  und  welche  Probleme  sich  dadurch  für  die  russischsprachige 

Minderheit im Bereich der sozialen und kulturellen Integration ergaben.

Im Zuge der Recherche ergaben sich vier grundlegende Fragestellungen, die es im Rahmen 

dieser Arbeit zu beantworten galt:

Für die Beantwortung der ersten zentralen Fragestellung,  welche Unterschiede sich hin-

sichtlich der sozialen und kulturellen Integration der russischsprachigen Minderheit in Li-

tauen und Estland erkennen lassen und in welchen Bereichen diese die größte Problematik  

darstellen, wurde das Kapitel in zwei Hauptkapitel aufgeteilt. Im ersten Hauptkapitel „die 

soziale Integration der russischsprachigen Minderheit in Litauen und Estland“ erfolgte ein 

gezielter Vergleich im Bereich der Staatsbürgerschaftspolitik. Es wurde aufgezeigt, dass 

Estland aufgrund der restriktiven Staatsbürgerschaftsgesetze von 1992 und 1995 eine hohe 

Anzahl  an staatenlosen  Personen verzeichnete.  Im neuen Staatsbürgerschaftsgesetz  von 

1995 wurden für Personen, die die Staatsbürgerschaft beantragten, zusätzliche Anforderun-

gen im Bezug auf das Einbrügerungsverfahren festgelegt. Als Konsequenz beantragten im-

mer mehr Angehörige der russischsprachigen Minderheit die Staatsbürgerschaft eines an-

deren Landes.

Durch den Druck von der EU und von Russland kam es aber im Jahr 1997 zu einer Libera-

lisierung des Staatsbürgerschaftsgesetzes. Diese Liberalisierung brachte mit sich, dass Kin-

der bis zu ihrem 15. Lebensjahr auf Antrag der Eltern die Staatsangehörigkeit bekommen 

konnten, vorausgesetzt sie wurden nach dem 26. Februar 1992 geboren. (vgl. Botschaft 

von Estland in Berlin 2010)

In Litauen hingegen erwarb die Mehrheit der Angehörigen der russischsprachigen Minder-

heiten durch das litauische Staatsbürgerschaftsgesetz von 1989 und der darin enthaltenen 
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„Null-Lösung“ in den ersten Jahren nach der Unabhängigkeit die litauische Staatsbürger-

schaft, was eine schnelle Integration ermöglichte. Während der Analyse wurde deutlich er-

kennbar, dass es bis heute eine große Bandbreite  an unterschiedlichen Meinungen zum 

Thema der estnischen Staatsbürgerschaftspolitik gibt. Einerseits wurden die Restriktionen 

Estlands seitens estnischer Nationalisten als notwendig erachtet. Andererseits wiesen ne-

ben AutorInnen wie z.B. Thiele (vgl. Thiele 1998: 188f.), Ettmayer (vgl. Ettmayer 1999: 

32) und Poleshchuk (Poleshchuk 2013: 5) auch wichtige Institutionen, wie z.B. Amnesty 

International  in  ihrem  Jahresbericht  von  2013  darauf  hin,  dass  die 

Staatsbürgerschaftspolitik Estlands nach wie vor diskriminierende Elemente in Bezug auf 

die soziale Integration der russischsprachigen Minderheit aufweist, da aktuell noch immer 

ca. 7 % der Bevölkerung staatenlos sind. (vgl. Amnesty International 2013)

Das zweite Hauptkapitel analysierte die wesentlichen Unterschiede der russischsprachigen 

Minderheit hinsichtlich ihrer kulturellen Integration anhand der drei Kategorien Sprache, 

Bildung und Medien. Aus dem Vergleich der Sprachpolitik Litauens und Estlands ging 

hervor, dass Estland im Jahr 1989 als Ergebnis der starken Russifizierungspolitik im Ge-

gensatz zu Litauen durch einen Bilingualismus bei der Mehrheit der EstInnen und einen 

Monolingualismus bei der Mehrheit der RussInnen gekennzeichnet war, was gemeinsam 

mit der Einführung von Estnisch als Staatssprache zu einer segregierten Gesellschaft führ-

te.  Hinzu kam,  dass  das  neue  Sprachgesetz  von 1995 nur  noch zwischen Estnisch  als 

Staatssprache  und Fremdsprachen  unterscheidet,  wodurch sich die  Segregation  der  est-

nisch- und der russischsprachigen Gesellschaft noch weiter verfestigt. Darüber hinaus ging 

aus der Analyse der Sprachen hervor, dass sich Estnisch maßgeblich von Russisch unter-

scheidet und es für Angehörige der russischsprachigen Minderheit dadurch schwieriger ist, 

die estnische Sprache zu erlernen. Es galt zu berücksichtigen, dass Estland im Vergleich zu 

Litauen einen signifikant hohen Anteil an russischsprachigen Menschen aufweist, welcher 

gleichzeitig mit dem Mangel an Estnischkenntnissen wesentlich zur Problematik hinsicht-

lich der Integration der russischsprachigen Minderheit beitrug.

In Anlehnung an Esser bildet die Sprache den wichtigsten Aspekt in Bezug auf die Integra-

tion von MigrantInnen, da sie „selbst als Teil wie auch als Bedingung und Folge anderer 

Prozesse der Integration fungiert.“ (Esser 2006: 23) Der Erwerb der Sprache des Aufnah-

melandes gilt als Basis für jede weitere Integration. Folglich fungiert Bildung als Binde-
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glied zwischen sprachlichen Kompetenzen und der weiteren strukturellen Integration, in-

dem sie in einer Wechselwirkung zur sprachlichen Integration steht. Vor allem in Estland 

lassen sich als Folge der Bildungspolitik Probleme der russischsprachigen Minderheit in 

der Integration in das gesellschaftliche, soziale und wirtschaftliche Leben feststellen. In Li-

tauen ist in der Rechtsordnung der allgemeine Anspruch der Mehrheitsbevölkerung auf 

Unterricht  in  der  Muttersprache  verankert.  Im Minderheitengesetz  verpflichtet  sich  der 

Staat zur Schaffung von Kindergärten und Schulen mit Unterricht in der Minderheitenspra-

che, sofern eine Minderheit kompakt siedelt. Außerdem  gibt es Sonntagsschulen, die es 

zahlenmäßig kleinen Minderheiten, die nicht lokal zentriert sind, ermöglicht, Sprachunter-

richt in Anspruch zu nehmen. Der litauische Staat trägt dadurch wesentlich zur Förderung 

der Integration der russischsprachigen Minderheit bei.

Wie im Kapitel 5.2. bereits erwähnt wurde, enthält die estnische Verfassung keinen aus-

drücklichen  Anspruch  auf  muttersprachlichen  Unterricht.  Das  estnische  Bildungsgesetz 

sieht zwar das Recht auf Unterricht in Estnisch vor, jedoch fand der Unterricht in Russisch 

nach Estlands Unabhängigkeit nur mehr in begrenzter Form statt und Estnisch wurde die 

einzige Unterrichtssprache in allen staatlichen höheren Bildungseinrichtungen. Hinzu kam, 

dass eine Hochschulbildung in Russisch nur in privaten Bildungseinrichtungen möglich 

war, weshalb die Zahl von Angehörigen der russischsprachigen Minderheit in höheren Bil-

dungseinrichtungen geringer war als die Zahl von EstInnen. Das staatliche Programm „In-

tegration in die estnische Gesellschaft 2000-2007“ beabsichtigte einen schrittweisen Über-

gang zum zweisprachigen Unterricht in staatlichen und städtischen Gymnasien mit dem 

Ziel, u.a. die sprachlich-kommunikative Integration der russischsprachigen Minderheit zu 

fördern. Im Jahr 2009 kam es zur Beurteilung des staatlichen Programms. Darin wurde 

festgehalten, dass es bei der Umsetzung zu einer Verringerung der Probleme hinsichtlich 

der Integration für die russischsprachige Minderheit kam

Im Zuge der Analyse der kulturellen Integration der russischsprachigen Minderheit in Li-

tauen und Estland wurde als dritte Kategorie der Bereich der Medien analysiert. § 45 der 

estnischen Verfassung gewährleistet die Veröffentlichung von Presseerzeugnissen in einer 

Minderheitensprache, weshalb es ein breites Angebot an russischsprachigen Zeitungen und 

Zeitschriften gibt. In Litauen findet die Informationsfreiheit, die in der Verfassung veran-

kert ist, durch das Minderheitengesetz ihre Konkretisierung und räumt das Recht auf Pres-

se und Informationen in der Muttersprache ein. Obwohl beide Länder mehrere Entwürfe 
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eines Mediengesetzes erstellten, kam es lediglich in Litauen zur Verabschiedung eines In-

formationsgesetzes,  welches die Rolle der Medien in einer demokratischen Gesellschaft 

definierte. Generell fand in Litauen der Aspekt der Bewahrung der eigenen Sprache und 

Kultur eine größere Aufmerksamkeit, da die russischsprachige Minderheit eine breite Aus-

wahl an Zeitungen, Radio und Fernsehen in ihrer Sprache genießt.

In Estland kam es zu keiner Verabschiedung eines Mediengesetzes. Dies führte dazu, dass 

Themen, die die Printmedien betreffen, durch andere Gesetze abgedeckt wurden. Nach Est-

lands Unabhängigkeit  setzte  in Estland eine Transformation hin zu einem zweigeteilten 

Pressewesen  -  einem  estnischsprachigen  und  einem  russischsprachigen  –  ein. 

Problematisch  erwies  sich  in  Estland  auch  die  verhältnismäßig  geringe  Anzahl  an 

Zeitungen, Radio- und Fernsehsendungen in russischer Sprache, was dazu führte, dass sich 

immer mehr in Estland lebende  RussInnen an russischen Medien orientieren und über das 

Kabelnetz ihre Informationen direkt aus Russland beziehen.

Gruber zufolge brachte die unterschiedliche Mediennutzung von EstInnen und RussInnen 

verschiedene Blickwinkel und große Informationslücken über politische, wirtschaftliche, 

soziale und kulturelle Themen mit sich. (vgl. Gruber 2008: 160) Diese Tatsache stellt wie-

derum ein Hindernis für die kulturelle Integration der russischsprachigen Minderheit dar.

Die zweite Fragestellung bezog sich auf die unterschiedliche historische Entwicklung Li-

tauens und Estlands und inwieweit  diese die soziale und kulturelle Integration der rus-

sischsprachigen Minderheit  im jeweiligen  Land beeinflusste.  Durch die  Analyse  wurde 

aufgezeigt, dass die gezielte Russifizierungspolitik während der sowjetischen Besatzungs-

zeit in den Jahren von 1940 bis 1991 in Estland zur Herausbildung einer viel größeren rus-

sischsprachigen Minderheit  führte als in Litauen, da Estland in einem weitaus größeren 

Umfang das Ziel von ZuwanderInnen aus der Sowjetunion und anderen Sowjetrepubliken 

war. Als Folge dessen ergaben sich in Estland seit der wiedererlangten Unabhängigkeit be-

deutend größere Probleme hinsichtlich der Integration der russischsprachigen Minderheit, 

welche sich in den Bereichen der politischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Inte-

gration widerspiegeln.

In fast allen Kapiteln dieser Arbeit wurden verschiedene Dokumente und Richtlinien von 

internationalen Institutionen und Organisationen herangezogen, um die Frage zu klären, 

wie und inwieweit internationale Richtlinien, Berichte und Verträge den Schutz von natio-
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nalen Minderheiten in Litauen und Estland  beeinflussen. Dabei wurde im Besonderen im 

Kapitel „Grundlagen und Definitionen“ aufgezeigt, dass sich beide Länder zum Schutz ih-

rer nationalen Minderheiten auf internationaler Ebene u.a. im vom Europarat initiierten 

Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten verpflichteten. Beide Länder 

mussten bis heute mehrere Staatsberichte an den Europarat hinterlegen, worin die Umset-

zung der Ziele des Rahmenübereinkommens dokumentiert wurden. Während Litauen zu-

sätzlich bilaterale Verträge mit seinen Nachbarn Russland, Polen und Weißrussland zum 

Schutz der in Litauen lebenden nationalen Minderheiten unterzeichnete,  schloss Estland 

trotz (oder gerade wegen?) der größeren Problematik in Bezug auf die Integration der rus-

sischsprachigen Minderheit bis zum Jahr 2004 keine bilateralen Verträge mit seinen Nach-

barstaaten ab. Laut Schmidt unterzeichnete Estland im Jahr 1991 bzw. 1992 zwar einen 

Vertrag mit Russland und der Ukraine, jedoch beschränkten sich die Bestimmungen in die-

sen Verträgen vordergründig auf die Anerkennung der Existenz von Minderheiten im eige-

nen Land. Insgesamt spielen internationale Organisationen und Institutionen, wie der Euro-

parat, die EU und die OSZE eine wichtige Rolle, um die Situation der russischsprachigen 

Minderheit  im jeweiligen Land weiterhin zu verbessern und Estland seine Pflichten im 

Umgang mit nationalen Minderheiten ins Gedächtnis zu rufen.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich die soziale und kulturelle Integration der 

russischsprachigen Minderheit vor allem in Estland aufgrund ihrer Komplexität nach wie 

vor als schwieriger Prozess gestaltet. Wie aus der Analyse der Kategorien Staatsbürger-

schaft, Sprache, Bildung und Medien hervorgeht, kam es seit der Unabhängigkeit Litauens 

und Estlands zu Veränderungen in der Gesetzeslage und zahlreichen Maßnahmen, die in 

diversen Integrationsansätzen zum Ausdruck kamen, um die Situation der russischsprachi-

gen Minderheit zu verbessern. Obwohl sich in Estland in den letzten Jahren Fortschritte in 

manchen Bereichen der sozialen und kulturellen Integration auch aus internationaler Sicht 

verzeichnen lassen, indem sich z.B. die Anzahl der staatenlosen Personen in Estland deut-

lich verringerte, gilt es trotzdem, den Angehörigen von Minderheiten einen besseren Zu-

gang zum gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen, indem weitere Strukturen geschaffen 

und Maßnahmen gesetzt werden, durch die das Ziel einer besseren sozialen und kulturellen 

Integration, die sich in der Staatsbürgerschafts-, der Sprach- und der Bildungspolitik wi-

derspiegelt, ein wenig näher rückt. Inwieweit und in welchen Bereichen sich die Problema-
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tik der sozialen und kulturellen Integration der russischsprachigen Minderheit verbessert, 

ist aus heutiger Perspektive noch nicht absehbar.
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ZUSAMMENFASSUNG

Sowohl Litauen als auch Estland weisen eine multiethnische Gesellschaft auf, die sich im 

Zuge ihrer jahrelangen Fremdherrschaft und der Komplexität ihrer historischen Entwick-

lung herausbildete. Während der Sowjetzeit in den Jahren von 1940 bis 1991 wurden zahl-

reiche EinwanderInnen aus anderen Sowjetrepubliken nach Estland gebracht, weshalb die 

russischsprachige Minderheit in Estland, wovon ein Großteil Russisch als Muttersprache 

gebrauchte, im Jahr 1989 mehr als ein Drittel der Gesamtbevölkerung darstellte. Litauen 

hingegen war während der Sowjetzeit zwischen 1940 und 1991 in einem weitaus geringe-

ren Ausmaß das Ziel von ZuwanderInnen aus anderen Sowjetrepubliken. Im Jahr 1989 ver-

zeichnete Litauen einen Anteil der russischsprachigen Bevölkerung von 9,4 %.

Daraus resultiert, dass sich in beiden Ländern seit der wiedererlangten Unabhängigkeit  un-

terschiedliche  Probleme  hinsichtlich  der  Integration  der  russischsprachigen  Minderheit 

feststellen lassen, welche sich in den Bereichen der politischen, ökonomischen, sozialen 

und kulturellen Integration widerspiegeln. Dabei weist Estland deutlich stärkere Probleme 

in der Integration der russischsprachigen Minderheit auf.

Die vorliegende Arbeit untersucht vordergründig die soziale und kulturelle Integration der 

russischsprachigen Minderheit in Litauen und Estland. Um feststellen zu können, worin die 

signifikanten Unterschiede zwischen Litauen und Estland liegen, bedient sich diese Arbeit 

einer genaueren Analyse der Kategorien Staatsbürgerschaft, Bildung, Sprache und Medien. 

Ziel dieser Arbeit war es, anhand eines Vergleichs eine detaillierte und wissenschaftlich 

fundierte Analyse der Unterschiede im Bereich der sozialen und kulturellen Integration der 

russischsprachigen Minderheit in Litauen und Estland zu erstellen. Im Besonderen ist hier-

bei anzumerken, dass die Entwicklung der russischsprachigen Minderheit  im jeweiligen 

Land unterschiedlichen historischen Entwicklungsprozessen unterworfen war und dieser 

Aspekt auch in der Analyse ihren berechtigten Platz finden sollte.

Für die Beantwortung der Fragestellungen folgte die Analyse der Methode der verglei-

chenden Literaturstudie anhand von Primär- und Sekundärliteratur, aber auch zahlreicher 

Internetquellen und -dokumente, die aktuelle Daten und Zahlen über die Demografie und 

die Gesetzeslage beinhalten.
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In der Arbeit  wurde aufgezeigt,  welche Unterschiede sich hinsichtlich der sozialen und 

kulturellen Integration der russischsprachigen Minderheit in Litauen und Estland erkennen 

lassen und in welchen Bereichen diese die größte Problematik darstellen.
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ABSTRACT

Both Lithuania and Estonia present a multiethnic society which has evolved in the course 

of their longstandig foreign domination and the complexity of their historic development. 

During the Soviet era in the years of 1940 to 1991 numerous immigrants were brought to 

Estonia from other former Soviet republics. Therefore the russian-speaking minority whe-

reof the vast majority used Russian as mother tongue constituted more than one-third of the 

total population in the year 1989. Lithuania by contrast was affected by forced immigration 

from other Soviet republics during the Soviet era in the years of 1940 and 1991 to a much 

lower extent. In the year 1989 Lithuania registered a proportion of the russian-speaking po-

pulation of 9,4 %..

As a consequence different problems concerning the integration of the russian-speaking 

minority were noticed in both countries since their regained independence. These problems 

are reflected in the areas of the political, economic, social and cultural integration. Thereby 

Estonia features considerably stronger problems in the integration of the russian-speaking 

minority.

The current thesis speciously examined the social and cultural integration of the russian-s-

peaking minority in Lithuania and Estonia. Figuring out the significant differences between 

Lithuania and Estonia, this thesis uses a detailed analysis of the categories citizenship, edu-

cation, language and media.

The aim of this thesis based on the comparison between countries was to produce a detai-

led and scientifically well-founded analysis of the distinctions within the scope of the soci-

al and cultural integration of the russian-speaking minority in Lithuania and Estonia. In 

particular there should be noted that the development of the russian-speaking minority was 

the subject of various historic processes of development and this aspect was to have its 

rightful place in this study.

In order to answer the central questions the analysis followed the method of a comparative 

literature study on the basis of primary and secondary literature, but also using a variety of 

web-based resources that contain current data and recently published figures on the demo-

graphy and the legal situation.
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In general this thesis identifies the differences in social and cultural integration of the rus-

sian-speaking minority in Lithuania and Estonia and the areas where these differences led 

to major problems.
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